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Autoreferat 

Im Kontext zur Verpflichtung der Mitgliedsstaaten der europäischen Gemeinschaft   

zur Verbesserung des Gewässerzustandes bis zum Jahr 2015 untersucht die Dip-

lomarbeit die wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit verschiedener technischer Entsor-

gungsvarianten für bisher unerschlossene kleine Siedlungen im ländlichen Raum. 

Dazu wurden zwei Modellorte mit knapp einhundert Einwohnern im Landkreis 

Bautzen ausgewählt. Deren örtliche Situation wurde hinsichtlich vorhandener Be-

bauung und Bevölkerung, sowie topografischer und entsorgungstechnischer Lage 

analysiert und datenmäßig aufbereitet. Auf diesen Grundlagen konnten jeweils vier 

technische Lösungsvarianten für eine regelgerechte Abwasserbeseitigung plane-

risch ausgearbeitet werden. Die Bauträgerschaften wurden unterschieden in öf-

fentliche und private Vorhabensvarianten.   

Die wirtschaftlichen Vergleichsrechnungen wurden sowohl für lange Betriebszeit-

räume und Finanzierungsszenarien nach Methoden der KVR-Leitlinie der Länder-

arbeitsgemeinschaft Wasser als auch in konventionellen Kostenvergleichen für 

Erstinvestitionen und Jahreskosten angestellt. Weiterhin wurden selektive Kosten-

vergleiche für die öffentliche Bauträgerschaft der abwasserbeseitigungspflichtigen 

Kommune und für die private Bauträgerschaft der anschlussverpflichteten Grund-

stücksbesitzer ausgewiesen.  

Als Ergebnis methodisch verschiedener Wirtschaftlichkeitsvergleiche konnten all-

gemeine Schlussfolgerungen für die Beurteilung von unterschiedlichen techni-

schen Abwasserbeseitungslösungen in kleinen ländlichen Siedlungen gezogen 

und der Einfluss der landesspezifischen Förderpolitik herausgestellt werden. 
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Thesen 

1. Die  Verbesserung der Umwelt- und Lebensqualität im ländlichen Raum 

hängt zu einem wesentlichen Teil von der Qualität der Abwasserreinigung 

und der damit zu erzielenden Güte der natürlichen Gewässer und des Bo-

dens ab. Deshalb haben sich die nationalen Regierungen verpflichtet, die 

vom Europäischen Parlament verabschiedete Wasserrahmenrichtlinie vom 

23. Oktober 2000 in ihrem Verantwortungsbereich umzusetzen. 

2. Im Unterschied zur Erschließung von verdichteten Siedlungsgebieten füh-

ren bei der Vorbereitung und Durchführung der Abwasserbeseitigung im 

ländlichen Raum vielfältige örtliche Rahmenbedingungen zu Unsicherheiten 

und erhöhtem Untersuchungsaufwand bei der Ermittlung der technisch und 

wirtschaftlich vorteilhaftesten Lösung. 

3. Bei einer detaillierten Betrachtung von verschiedenen modellhaften ländli-

chen Siedlungen können diejenigen Kriterien ermittelt werden, die haupt-

sächlich die Vorteilhaftigkeit von Varianten der Abwasserentsorgung beein-

flussen. 

4. Die Vorteilhaftigkeit von ländlichen Abwasserbeseitigungslösungen wird 

neben den örtlichen Bedingungen zu einem großen Teil von der politischen 

Rahmensetzung mittels Genehmigungsinstrumentarium und Bezuschus-

sung durch Fördermittel beeinflusst. 

5. Durch das Verschneiden von konkreten örtlichen Bedingungen der abwas-

sertechnischen Erschließungsplanung und den objektiven politisch-

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen kann unter Anwendung geeigneter 

Verfahren die Ausweisung der aktuell vorteilhaftesten Investitionslösung für 

ländliche Siedlungsformen sicher vorgenommen werden. 

6. Aus vergleichenden Untersuchungen von Modellsiedlungen lassen sich 

allgemeine Tendenzen zur Beurteilung der Gesamtproblematik der ländli-

chen Abwasserbeseitigung ableiten, wobei der Einfluss von konkreter örtli-

cher Situation und von sich fortschreibender politischer Rahmenbedingun-

gen, besonders bezüglich Fördermittelvergaben, bestehen bleibt und einer 

übergreifenden und längerfristig gültigen Verallgemeinerung Grenzen set-

zen kann.  
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Trägerschaft) für die privaten Anschlussnehmer 

2.15 OT Storcha - Gesamtwirtschaftliche Kostenübersicht über Einmalkosten 
und jährliche Betriebskosten einschl. möglicher staatl. Förderung (gemäß 
RL SWW 2007) sowie Baubeiträgen und Abwasserbeseitigungsgebühren 

2.16 OT Semmichau - Einmalige Anschlussbeiträge und jährliche Abwasserge-
bühren bei Varianten 1 und 2  (Zentrale bzw. semizentrale Entsorgung in 
öfftl. Trägerschaft) für die privaten Anschlussnehmer 

2.17 OT Semmichau - Gesamtwirtschaftliche Kostenübersicht über Einmalkos-
ten und jährliche Betriebskosten einschl. möglicher staatl. Förderung (ge-
mäß RL SWW 2007) sowie Baubeiträgen und Abwasserbeseitigungsge-
bühren 

2.18 OT Storcha – Private Kostenbelastung der Grundstückseigentümer bei 
Erstinvestition mit Berücksichtigung satzungsgemäßer Anschlussbeiträge 
sowie staatlicher Förderung nach RL SWW 2007 

2.19 OT Semmichau - Private Kostenbelastung der Grundstückseigentümer bei 
Erstinvestition mit Berücksichtigung satzungsgemäßer Anschlussbeiträge 
sowie staatlicher Förderung nach RL SWW 2007 
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3 Berechnungstabellen der dynamischen Kostenverglei chsrech-
nungen nach LAWA 

3.1 OT Storcha – Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 1, 8, 9 

3.2 OT Storcha –  Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 2 und 3  
mit staatlichem Fördermittelzuschuss (RL SWW 2007) 

3.3 OT Storcha -Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 4 und 5 
 Bevölkerungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner (ohne unter-
stellten Wohnungsleerstand)  

3.4 OT Storcha - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 6 und 7, 14 und 
15/ Bevölkerungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner (ohne un-
terstellten Wohnungsleerstand) und mit staatl. Fördermittelzuschuss 

3.5 OT Storcha - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 10 und 11  verän-
derte Nutzdauer 

3.6 OT Storcha - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 12 und 13 verän-
derte Kostenansätze 

3.7 OT Storcha - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 16 und 17 
veränderte Nutzdauer, Kostenansätze 

3.8 OT Storcha - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 18 und 19 
veränderte Nutzdauer, Kostenansätze, Preissteigerung, Fördermittel, Be-
völkerungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner 

3.9 OT Storcha - Projektkostenbarwerte mit variierten Realzinssätzen (ohne 
Preissteigerung) 

3.10 OT Storcha – Basisberechnung zur Ermittlung der Projektkostenbarwerte 
(i = 3%) 

3.11 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 1 - veränderter Zinssatz 
(i = 5%) 

3.12 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 2 - staatliche Fördermittel als Fest-
beträge nach RL SWW 2007/ (i = 3%) 

3.13 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 3 - veränderter Zinssatz, staatliche 
Fördermittel als Festbeträge nach  
RL SWW 2007/ (i = 5%) 

3.14 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 4 - Bevölkerungsrückgang von 10% 
bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleerstand / (i = 3%) 

3.15 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 5 - Bevölkerungsrückgang von 10% 
bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleerstand), Zinssatz/ (i = 5%) 

3.16 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 6 - Fördermittel, Bevölkerungsrück-
gang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleerstand/ (i = 3%) 
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3.17 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 7 - Zinssatz, Fördermittel, Bevölke-
rungsrückgang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleerstand) 
(i = 5%) 

3.18 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 8 - veränderte Preissteigerungsra-
ten/ (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.19 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 9 - veränderter Zinssatz, Preissteige-
rungsraten/ (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.20 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 10 - veränderte Nutzungsdauer/ 
(i = 3%) 

3.21 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 11 - Zinssatz, veränderte Nutzungs-
dauer/ (i = 5%) 

3.22 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 12 - veränderte Kostenansätze/ 
(i = 3%) 

3.23 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 13 - Zinssatz, veränderte Kostenan-
sätze/ (i = 5%) 

3.24 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 14 - Preissteigerung, Fördermittel, 
Bevölkerungsrückgang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungs-
leerstand/ (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.25 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 15 - Zinssatz, Preissteigerung, För-
dermittel, Bevölkerungsrückgang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten 
Wohnungsleerstand)/ (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.26 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 16 - veränderte Kostenansätze, Nut-
zungsdauer, Preissteigerungsraten (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.27 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 17 - veränderte Kostenansätze, Nut-
zungsdauer, Preissteigerungsraten und Zinssatz (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 
3%) 

3.28 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 18 - veränderte Kostenansätze, Nut-
zungsdauer, Preissteigerungsraten, Fördermittel, Bevölkerungsrückgang 
bis 2020 um 10 % auf 85 Einwohner/ (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.29 OT Storcha - Empfindlichkeitsprüfung 19 - veränderte Kostenansätze, 
Zinssatz, Nutzungsdauer, Preissteigerungsraten, Fördermittel, Bevölke-
rungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner 
(i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.30 OT Storcha - Aufstellung der Projektkostenbarwerte 
Basisberechnung und Empfindlichkeitsprüfungen 

3.31 OT Storcha - Ergebnisse der durchgeführten Empfindlichkeitsprüfungen 

3.32 OT Semmichau – Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 1, 8, 9 

3.33 OT Semmichau –  Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 2 u. 3  
mit staatlichem Fördermittelzuschuss (RL SWW 2007) 
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3.34 OT Semmichau -Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 4 und 5 
 Bevölkerungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner (ohne unter-
stellten Wohnungsleerstand)  

3.35 OT Semmichau - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 6 und 7, 14 
und 15/ Bevölkerungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner (ohne 
unterstellten Wohnungsleerstand) und mit staatl. Fördermittelzuschuss 

3.36 OT Semmichau - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 10 u.11  ver-
änderte Nutzdauer 

3.37 OT Semmichau - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 12 u.13 ver-
änderte Kostenansätze 

3.38 OT Semmichau - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 16 u.17 
veränderte Nutzdauer, Kostenansätze 

3.39 OT Semmichau - Grunddaten zu Empfindlichkeitsprüfungen 18 u.19 
veränderte Nutzdauer, Kostenansätze, Preissteigerung, Fördermittel, Be-
völkerungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner 

3.40 OT Semmichau - Projektkostenbarwerte mit variierten Realzinssätzen (oh-
ne Preissteigerung) 

3.41 OT Semmichau – Basisberechnung zur Ermittlung der Projektkostenbar-
werte (i = 3%) 

3.42 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 1 - veränderter Zinssatz 
(i = 5%) 

3.43 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 2 - staatliche Fördermittel als 
Festbeträge nach RL SWW 2007/ (i = 3%) 

3.44 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 3 - veränderter Zinssatz, staatli-
che Fördermittel als Festbeträge nach  
RL SWW 2007/ (i = 5%) 

3.45 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 4 - Bevölkerungsrückgang von 
10% bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleerstand/(i = 3%) 

3.46 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 5 - Bevölkerungsrückgang von 
10% bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleerstand), Zinssatz/ (i = 5%) 

3.47 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 6 - Fördermittel, Bevölkerungs-
rückgang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleerstand/ 
(i = 3%) 

3.48 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 7 - Zinssatz, Fördermittel, Be-
völkerungsrückgang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten Wohnungsleer-
stand)/ (i = 5%) 

3.49 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 8 - veränderte Preissteigerungs-
raten/ (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 
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3.50 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 9 - veränderter Zinssatz, Preis-
steigerungsraten/ (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.51 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 10 - veränderte Nutzungsdauer/ 
(i = 3%) 

3.52 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 11 - Zinssatz, veränderte Nut-
zungsdauer/ (i = 5%) 

3.53 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 12 - veränderte Kostenansätze/ 
(i = 3%) 

3.54 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 13 - Zinssatz, veränderte Kos-
tenansätze/ (i = 5%) 

3.55 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 14 - Preissteigerung, Fördermit-
tel, Bevölkerungsrückgang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten Woh-
nungsleerstand/ (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.56 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 15 - Zinssatz, Preissteigerung, 
Fördermittel, Bevölkerungsrückgang von 10% bis 2020 (ohne unterstellten 
Wohnungsleerstand)/ (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.57 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 16 - veränderte Kostenansätze, 
Nutzungsdauer, Preissteigerungsraten/ (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.58 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 17 - veränderte Kostenansätze, 
Nutzungsdauer, Preissteigerungsraten und Zinssatz/ (i = 5%, rlK = 2%, 
rLK = 3%) 

3.59 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 18 - veränderte Kostenansätze, 
Nutzungsdauer, Preissteigerungsraten, Fördermittel, Bevölkerungsrück-
gang bis 2020 um 10 % auf 85 Einwohner/ (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.60 OT Semmichau - Empfindlichkeitsprüfung 19 - veränderte Kostenansätze, 
Zinssatz, Nutzungsdauer, Preissteigerungsraten, Fördermittel, Bevölke-
rungsrückgang bis 2020 um 10% auf 85 Einwohner 
(i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%) 

3.61 OT Semmichau - Aufstellung der Projektkostenbarwerte 
Basisberechnung und Empfindlichkeitsprüfungen 

3.62 OT Semmichau - Ergebnisse der durchgeführten Empfindlichkeitsprüfun-
gen 

4 Ergebnisdiagramme der dynamischen Kostenvergleich srech-
nungen nach LAWA 

4.1 OT Storcha – Kostenbarwertentwicklung – Basisberechnung (95 EW, 
i = 3%) 

4.2 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 1 (95 EW, i = 5%) 

4.3 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 2 (95 EW, i = 3%, Fördermittel) 
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4.4 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 3 (95 EW, i = 5%, Fördermittel) 

4.5 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 4 – Bevölkerungsrückgang bis 2020 
um 10% auf 85 EW (i = 3%) 

4.6 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 5 – Bevölkerungsrückgang bis 2020 
um 10 % auf 85 EW (i = 5%) 

4.7 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 6 – Bevölkerungsrückgang bis 2020 
um 10% auf 85 EW (i = 3%, Fördermittel) 

4.8 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 7 – Bevölkerungsrückgang bis 2020 
um 10% auf 85 EW (i = 5%, Fördermittel) 

4.9 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 8 (95 EW, i = 3%, rlK = 2%, 
rLK = 3%) 

4.10 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 9 (95 EW, i = 5%, rlK = 2%, 
rLK = 3%) 

4.11 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 10 (95 EW, i = 3%, Nutzungsdauer) 

4.12 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 11 (95 EW, i = 5%, Nutzungsdauer) 

4.13 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 12 (95 EW, i = 3%, Kostenansätze) 

4.14 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 13 (95 EW, i = 5%, Kostenansätze) 

4.15 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 14 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 85 EW (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%, Fördermittel) 

4.16 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 15 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 85 EW (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%, Fördermittel) 

4.17 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 16 (95 EW, i = 3%, rlK = 2%, 
rLK = 3%, Nutzungsdauer, Kostenansätze) 

4.18 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 17 (95 EW, i = 5%, rlK = 2%, 
rLK = 3%, Nutzungsdauer, Kostenansätze) 

4.19 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 18 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 85 EW (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%, Nutzungsdauer, 
Kostenansätze, Fördermittel) 

4.20 OT Storcha – Empfindlichkeitsprüfung 19 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 85 EW (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%, Nutzungsdauer, 
Kostenansätze, Fördermittel) 

4.21 OT Semmichau – Kostenbarwertentwicklung – Basisberechnung (95 EW, 
i = 3%) 

4.22 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 1 (89 EW, i = 5%) 

4.23 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 2 (89 EW, i = 3%, Fördermittel) 
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4.24 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 3 (89 EW, i = 5%, Fördermittel) 

4.25 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 4 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 80 EW (i = 3%) 

4.26 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 5 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10 % auf 80 EW (i = 5%) 

4.27 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 6 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 80 EW (i = 3%, Fördermittel) 

4.28 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 7 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 80 EW (i = 5%, Fördermittel) 

4.29 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 8 (89 EW, i = 3%, rlK = 2%, 
rLK = 3%) 

4.30 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 9 (89 EW, i = 5%, rlK = 2%, 
rLK = 3%) 

4.31 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 10 (89 EW, i = 3%, Nutzungs-
dauer) 

4.32 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 11 (89 EW, i = 5%, Nutzungs-
dauer) 

4.33 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 12 (89 EW, i = 3%, Kostenan-
sätze) 

4.34 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 13 (89 EW, i = 5%, Kostenan-
sätze) 

4.35 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 14 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 80 EW (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%, Fördermittel) 

4.36 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 15 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 80 EW (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%, Fördermittel) 

4.37 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 16 (89 EW, i = 3%, rlK = 2%, 
rLK = 3%, Nutzungsdauer, Kostenansätze) 

4.38 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 17 (89 EW, i = 5%, rlK = 2%, 
rLK = 3%, Nutzungsdauer, Kostenansätze) 

4.39 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 18 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 80 EW (i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%, Nutzungsdauer, 
Kostenansätze, Fördermittel) 

4.40 OT Semmichau – Empfindlichkeitsprüfung 19 – Bevölkerungsrückgang bis 
2020 um 10% auf 80 EW (i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%, Nutzungsdauer, 
Kostenansätze, Fördermittel) 
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5 Tabellarische Datenerfassungen 

5.1 OT Storcha – Bestandsaufnahme der Abwasserbeseitigung 

5.2 OT Semmichau – Bestandsaufnahme der Abwasserbeseitigung 
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Abkürzungsverzeichnis  

ABK  Abwasserbeseitigungskonzept 

AZV  Abwasserzweckverband 

BMK  Bürgermeisterkanal 

DIN  Deutsches Institut für Normung e. V. 

E  Einwohner 

EW  Einwohnerwert 

GS  Grundstück 

IK  Investitionskosten 

KA  Kläranlage 

KKA  Kleinkläranlage 

KVR  Kostenvergleichsrechnung 

KVR-Leitlinie Leitlinie zur Durchführung dynamischer Kostenvergleichsrechnungen nach LAWA 

LAWA  Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 

LK  Laufende Kosten 

ME  Mengeneinheit 

ND  Nutzungsdauer 

PKBW  Projektkostenbarwert 

SächsKAG Sächsisches Kommunalabgabengesetz 

SächsWG Sächsisches Wassergesetz 

S.d.T.  Stand der Technik 

SMUL  Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 

TOK  Teilortskanalisation 

WHG  Wasserhaushaltsgesetz (der Bundesrepublik Deutschland) 

WRRL  Wasserrahmenrichtlinie (der Europäischen Union) 
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1 Einführung 

1.1 Abwasserbeseitigung in Sachsen und Ziele der Un tersuchung 

Die Hauptaufgabe einer ordnungsgemäßen Abwasserbeseitigung in menschlichen 

Siedlungen ist die Verringerung der Gewässerbelastung durch Schadstoffe und 

Nährstoffe. Mit der Umsetzung der EG-Kommunalabwasser-Richtlinie 

91/271/EWG wurde die wesentliche Aufgabe im Bereich der öffentlichen Abwas-

serinfrastruktur erfüllt [SMUL, Lagebericht zur kommunalen Abwasserbeseitigung, 

2007]. Der Schwerpunkt lag dabei beim Ausbau der abwassertechnischen Infra-

struktur in Sachsen im Zeitraum von 1991 bis 2007, mit dem Ziel, eine Schädigung 

der Umwelt durch Einleitungen von unzureichend gereinigtem Abwasser in die 

Gewässer vor allem in den definierten Verdichtungsgebieten ab 2.000 Einwoh-

nerwerten zu verhindern 1.  

Obwohl in Sachsen mit einem prognostizierten Bevölkerungsrückgang von derzeit 

4,5 Millionen Einwohnern auf 3,9 bis 4 Millionen Einwohner im Jahr 2020 [Stat. 

Landesamt, 4. Regionalisierte Bevölkerungsprognose, 2007] gerechnet wird, müs-

sen noch für rund 600.000 Einwohner, vorwiegend im ländlichen Raum, die Ab-

wasserbehandlungsanlagen saniert werden, welche noch nicht dem Stand der 

Technik (S.d.T) entsprechen [SMUL, Lagebericht zur kommunalen Abwasserbe-

seitigung, 2007]. Dabei handelt es sich vor allem um Kleinkläranlagen in schlech-

tem baulichen Zustand oder abflusslose Gruben [SMUL, Grundsätze ge-

mäß § 9 SächsWG, 2007]. Die Sanierung der Abwasserentsorgungsverhältnisse 

beruht auf dem Regelungs- bzw. Geltungsbereich des § 9 SächsWG.  

Der Anschlussgrad der sächsischen Bevölkerung im ländlichen Raum in Gemein-

den mit weniger als 5.000 Einwohnern lag im Jahr 2006 bei unter 60 % [SMUL, 

Lagebericht zur kommunalen Abwasserbeseitigung, 2007]. Da die WRRL zwar bis 

2015 einen „guten“ ökologischen Zustand fordert, aber keine zusätzliche Errich-

tung von Kanalisationen vorsieht, ist die Sanierung aller noch nicht dem Stand der 

Technik entsprechenden Abwassereinleitungen, insbesondere auch durch Klein-

kläranlagen oder örtliche Gruppenkläranlagen, möglich [SMUL, Lagebericht zur 

kommunalen Abwasserbeseitigung, 2007]. Die Anpassung der Einleitungen an 

den Stand der Technik muss innerhalb „angemessener Fristen“ erfolgen 

(§ 7a Abs. 3 WHG, § 138 Abs. 1 SächsWG).  

                                            

1 http://www.smul.sachsen.de/de/wu/umwelt/wasser/inhalt_re_981.html Letzter Zugriff: 20.09.2008 
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Für die noch nicht an öffentliche Abwasserbehandlungsanlagen angeschlossenen 

Bewohner ländlicher Gebiete wurde deshalb am 02.03.2007 eine neue Förder-

richtlinie Siedlungswasserwirtschaft (RL SWW 2007) beschlossen. Die Richtlinie 

SWW 2007 soll unter besonderer Berücksichtigung der demografischen Entwick-

lung die Förderung von nichtöffentlichen Kleinkläranlagen aufnehmen und sowohl 

die öffentlichen als auch die nichtöffentlichen (dezentralen) Abwasseranlagen 

gleichberechtigt fördern [SMUL, Grundsätze gemäß § 9 SächsWG, 2007].  

Auch die Gemeinde Göda in Sachsen, in der sich die Referenzobjekte dieser Un-

tersuchung befinden, bestätigt die vorgenannten durchschnittlichen sächsischen 

Verhältnisse bezüglich des Standes der Abwasserentsorgung in Nichtverdich-

tungsgebieten. Viele, vor allem kleinere, Ortsteile der Gemeinde besitzen noch 

kein Abwasserentsorgungssystem oder Abwasserbehandlungsanlagen nach dem 

Stand der Technik und fallen somit in den Aufgabenbereich der Regelung des § 9 

SächsWG. Nach entsprechendem Grundsatzerlass soll eine Überprüfung des Ab-

wasserbeseitigungskonzeptes (ABK) für diejenigen Teilgebiete erfolgen, in denen 

noch die Grundsatzentscheidung zentral oder dezentral möglich ist und die von 

den veränderten rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen (RL SWW 

2007) betroffen sein werden [SMUL, Grundsätze gemäß § 9 SächsWG, 2007].  

Die vorliegende Untersuchung soll einen wissenschafltichen Beitrag leisten zur 

laufenden Diskussion über die gesamtwirtschaftliche und einzelwirtschaftliche Vor-

teilhaftigkeit verschiedener erprobter abwassertechnischer Entsorgungslösungen 

für ländliche Siedlungsstrukturen und dabei die aktuellen förderpolitischen Rah-

menbedingungen des Freistaates Sachsen zur Grundlage nehmen. 

1.2 Struktur der Arbeit 

Im Einführungskapitel 1 werden die rechtlichen, wirtschaftlichen und technischen 

Grundlagen und Begriffe beschrieben, auf welchen die Untersuchungsmethoden 

und Datenerhebungen fußen. Es wird kurz in die derzeitige Situation der Abwas-

serbeseitigung im Freistaat Sachsen eingeführt und es die Verhältnisse der ab-

wassertechnischen Erschließung in der Gemeinde Göda werden erläutert, in de-

ren Gebiet sich die beiden Untersuchungsobjekte, die Ortsteile Storcha und Sem-

michau, befinden. Außerdem wird ein Überblick gegeben über die zur Wahl ste-

henden Methoden der vergleichenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für ländli-

che Abwasserentsorgungsvarianten.  
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Im Kapitel 2 - Untersuchungsmethodik - erfolgt die Darlegung der methodischen 

Vorgehensweise, beginnend mit der Wahl der Modellorte, der Planungsansätze 

und der technischen Entsorgungsvarianten. Es werden alle für die Untersuchung 

relevanten Kostenarten einschließlich ihrer Herleitung beschrieben und dann die 

nötigen Berechnungsverfahren nachvollziehbar aufgeführt. Den Abschluss bilden 

Erläuterungen zur Auswertung und Beurteilung der Untersuchungsergebnisse.   

Die Kapitel 3 und 4 beinhalten jeweils die Untersuchung der beiden Modell-

Ortsteile und stellen die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach 

den verschiedenen Bewertungskriterien dar. 

Im Kapitel 5 werden die aus Modellierung und Vergleichsrechnung gewonnenen 

Untersuchungsergebnisse zusammengefasst und einer kurzen Beurteilung nach 

nicht-monetären Gesichtspunkten unterzogen. Zudem werden verallgemeinernde 

Handlungsempfehlungen für die ländliche Abwasserentsorgungsstrategie und für 

die speziell untersuchten Ortsteile der sächsischen Gemeinde Göda gegeben.  

Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass der große Umfang an Datenma-

terial und Berechnungsunterlagen - meist in Tabellenform - dazu führte, dass die-

ser nicht in die beschreibenden Textkapitel integriert werden konnte, sondern 

stattdessen als Anlage beigefügt wurde. Der Leser wird um Verständnis gebeten. 

1.3 Begriffsbestimmungen 

Bürgermeisterkanal: Umgangssprachliche Bezeichnung für vorhandene, meist 

lange bestehende öffentliche Kanalisationen in ländlichen Siedlungen zur Ablei-

tung von Oberflächenwasser, die verschiedentlich von privaten Anliegern zur Ab-

leitung von Klarwasser aus Kleinkläranlagen oder unbehandeltem Grauwasser 

mitbenutzt werden. Abschnittsweise können sie auch offene, gewässerähnliche 

Grabenabschnitte einschließen. Nach erfolgter rechtlicher Einstufung durch die 

abwasserbeseitigungspflichtige Körperschaft (z. B. Gemeinde) als wasserwirt-

schaftliche Anlage zur Abwasserbeseitigung sollte besser der Begriff „Teilortska-

nalisation“ (TOK) verwendet werden [SMUL, Über Umgang mit Bürgermeisterka-

nälen, 2003]. 

Einwohnerwert (EW): Maß für die Kapazität bzw. Ausbaugröße der Abwasserbe-

handlungsanlage; der EW ist die Summe aus der Zahl der Einwohner, deren häus-

liches Abwasser behandelt wird, und dem Einwohnergleichwert des gewerblichen 

oder industriellen Abwassers.  
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Grundstücksleitungen: Auf privatem Grundeigentum einer natürlichen oder juristi-

schen Person verlegte, damit eigentumsrechtlich verbundene abwassertechni-

schen Rohrleitungen einschließlich zugehöriger Revisionsschächte. Zum Beispiel 

vom Bürger zu errichtende Leitungen zwischen Gebäude und öffentlichem Kana-

lanbindepunkt an der Grundstücksgrenze sowie Abwassertransportleitungen (ein-

schließlich Klarwasserableitung) innerhalb der Grundstücksgrenze bei dezentralen 

Abwasserbeseitigungsanlagen.  

Kleinkläranlage: Anlage zur Behandlung von häuslichem oder in seiner Beschaf-

fenheit ähnlichem Schmutzwasser für einen Abwasserzufluss von bis zu 8 m3/d 

oder einer täglichen Belastung mit einer Schmutzfracht von weniger als 3 kg 

BSB5/d (entspricht einem Anschlusswert von maximal rund 50 Einwohnern). Hin-

weise zu Anwendung, Ausführung und Betrieb gibt die DIN 4261 und EN 12566. 

Kommunale Aufgabenträgerschaft: Gemäß § 63 SächsWG ist die Gemeinde als 

kommunaler Aufgabenträger zur Abwasserbeseitigung  verpflichtet; sie kann die 

Durchführung der Pflichtaufgabe jedoch an Dritte (Zweckverband, Privatpersonen) 

teilweise oder ganz übertragen, ohne die gesetzliche Pflicht zu verlieren. 

Private Aufgabenträgerschaft: außerhalb der gemeindlichen Beseitigungspflicht 

stattfindende und von Privatpersonen organisierte Erfüllung der von der Kommune 

übertragene Pflichtaufgabe der Abwasserentsorgung; die Gemeinde ist jedoch 

weiterhin verpflichtet, die anfallenden Abwasserrestmengen, wie z.B. Schlamm, zu 

entsorgen. 

Zentrale Abwasserentsorgung: Sammlung des Abwassers mit örtlichem öffentli-

chen Kanalisationsnetz, einer Überleitung und Behandlung in zentraler Kläranlage 

größer als 50 EW unter Anwendung öffentlich-rechtlicher Entgelte (Gebühren, Bei-

träge). 

Semizentrale öffentliche Abwasserentsorgung: Abwasserbeseitigung erfolgt inner-

halb des Ortsteils durch mehrere kleinräumig zentralisierte Kleinkläranlagen (KKA) 

in der Regel bis maximal rund 50 EW / KKA und örtlichem öffentlichen Kanalnetz. 

Errichtung und Betrieb liegt in kommunaler Aufgabenträgerschaft unter Anwen-

dung öffentlich-rechtlicher Entgelte (Erhebung von Baubeiträgen und Gebühren 

nach Satzung). 

Semizentrale private Abwasserentsorgung: Abwassersammlung und –behandlung 

für mehrere Wohnhäuser in privater Trägerschaft mittels gemeinschaftlich genutz-

ter Gruppen-Kleinkläranlagen bis maximal rund 50 EW. Errichtet und betrieben 
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werden die KKA durch Personengemeinschaften des Privatrechtes in verschiede-

nen Rechtsformen als Zusammenschluss mehrerer Grundstückseigentümer. 

Dezentrale Abwasserentsorgung: Abwasserentsorgung durch Einzel-

Kleinkläranlage auf dem Grundstück und in alleiniger Verantwortung für Errichtung 

und Betrieb durch den Grundstückseigentümer. Um die nach Abwasserverord-

nung geltenden Mindestanforderungen an die Einleitwerte zu erfüllen, ist wasser-

rechtlich nur  Ausführung als vollbiologische Kleinkläranlage zulässig und nur nach 

Konformität mit dem aktuell geltenden Abwasserbeseitigungskonzept (Übertra-

gung der Abwasserbeseitigungspflicht auf den Grundstückseigentümer), der örtli-

chen Abwasserbeseitigungssatzung und fachbehördlicher Zustimmung. 

1.4 Rechtliche Rahmenbedingungen 

1.4.1 Allgemeine Rechtsgrundlagen 

Das folgende Kapitel soll die wichtigsten gesetzlichen Regelungen aufzeigen, auf 

deren Grundlage die Abwasserentsorgung in Sachsen grundsätzlich geregelt ist, 

ohne jedoch Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, da zur Zeit häufige Fort-

schreibungen der einschlägigen Landesverordnungen und Durchführungsanwei-

sungen über die Errichtung und Förderung der ländlichen Abwasserentsorgung zu 

beobachten sind. 

Die europäische Gemeinschaft hat den Umweltschutz und damit auch die Sicher-

heit der Abwasserentsorgung zu ihrem Ziel erhoben und strebt dabei gemein-

schaftsweit ein hohes Schutzniveau an. Um diese Ziele erreichen, bedient sie sich 

im Bereich des Wasserrechts der Aufstellung von Richtlinien, welche für jeden 

Mitgliedstaat verbindlich sind und innerhalb einer entsprechenden Frist in nationa-

les Recht umgesetzt werden müssen. [Cosack, 2003] 

In der Richtlinie über die Behandlung kommunaler Abwässer (Richtlinie des Rates 

91/271/EWG vom 21. Mai. 1991) werden Anforderungen an das Einleiten von 

kommunalen Abwasser gestellt. Mit dieser Richtlinie verfolgte die Europäische 

Union das Ziel, die Oberflächengewässer durch entsprechende Behandlungsanla-

gen sowie das Grundwasser durch den Ausbau der Kanalisation vor Belastungen 

aus dem kommunalen Abwasser zu schützen. Mit der sächsischen Verordnung 

zur Umsetzung der Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kommunalem 

Abwasser (VOkom Abw) in der aktuellen Fassung vom 01.08.2000 sollte die o. g. 
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Richtinie bis Dezember 2005 in nationales (sächsisches) Recht umgesetzt wer-

den. 

Im Dezember 2000 ist die Richtlinie 2000/60/EG zur Schaffung eines Ordungs-

rahmen für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (Wasser-

rahmenrichtlinie – WRRL) in Kraft getreten. Die WRRL fordert für alle Gewässer 

bis 2015 u. a. einen guten chemischen und ökologischen Zustand. Während die 

EG-Kommunalabwasserrichtlinie regelmäßig die Errichtung von Kanalisationen in 

den Verdichtungsgebieten erfordert, schreibt die WRRL keine zusätzliche Errich-

tung von Kanalisationen in Nichtverdichtungsgebieten vor.  

Auf Bundesebene werden die Richtlinien der EU durch das Gesetz zur Ordnung 

des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz  - WHG, Stand 2005), ein soge-

nanntes Rahmengesetz, umgesetzt und auf Ebene der Länder durch die jeweili-

gen Landeswassergesetze konkretisiert. Es enthält aber auch selbst unmittelbar 

anzuwendendes Gesetzesrecht, welches grundsätzlich über den landesrechtli-

chen Bestimmungen steht. [Cosack, 2003] Die Pflicht zur Abwasserbeseitigung 

wird im § 18a Abs. 2 WHG grundsätzlich Körperschaften des öffentlichen Rechts 

zugewiesen.  

Ein weiteres für die Abwasserbeseitigung wichtiges Bundesgesetz, ist das Gesetz 

über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgaben-

gesetz – AbwAG, Stand 18.01.05), welches ebenfalls durch eigene Gesetze der 

Länder näher ausgestaltet wird. Das ABwAG richtet sich an die Abwasserdirekt-

einleiter und legt die Voraussetzungen und Bemessungsgrundlagen der Abgaben 

fest, die für das Einleiten in Gewässer an die Länder zu entrichten sind. Ziel der 

Abgabenerhebung soll die Verbesserung der Gewässergüte sein. Die Höhe der 

Abgaben richtet sich nach Schädlichkeit des eingeleiteten Abwassers. In Sachsen 

wird das AbwAG durch das Sächsische Ausführungsgesetz zum Abwasserabga-

bengesetz (SächsAbwAG, Stand 01.01.06) konkretisiert und ausgefüllt. 

Die Rahmenvorschriften des WHG wurden vom Land Sachsen mit dem Beschluss 

des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG, Stand 18.10.04) ausgefüllt. Para-

graph 63 Abs. 2 SächsWG sagt aus, dass die Abwasserbeseitigungspflicht den 

Gemeinden obliegt, in denen das Abwasser anfällt. Es liegt in der Entscheidung 

der Gemeinden, in welcher Form sie ihre Aufgaben erfüllen. Sie können daher die 

Abwasserentsorgung in den klassischen öffentlich-rechtlichen Formen, wie zum 

Beispiel Regiebetrieb, Eigenbetrieb, Zweckverband usw. ausführen. Sie können 

sich aber auch für die Durchführung in Privatrechtsformen, also beispielsweise 

durch eine Eigengesellschaft entscheiden.  
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In der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO, Stand 

18.03.03) ist verankert, dass Kommunen auf Grundlage des Selbstverwaltungs-

rechtes öffentlich-rechtliche Satzungen erlassen können, welche die Benutzung 

der kommunalen Abwasserbeseitigungsanlagen ausgestalten. Das kommunale 

Satzungsrecht steht grundsätzlich selbstständig neben dem Wasserrecht. Der In-

halt kommunaler Abwassersatzungen ergibt sich lediglich aus Bestimmungen des 

Gewässerschutzrechtes. Daher kann die Kommune eigenständige Regelungen 

treffen, sowohl in formeller, als auch in materieller Hinsicht. So können im Sat-

zungsrecht strengere Anforderungen an die Qualität des einzuleitenden Abwas-

sers gestellt werden, als es die wasserrechtlichen Vorgaben es verlangen [Co-

sack, 2003]. 

In der Gemeinde Göda wurde die Satzung über die öffentliche Abwasserbeseiti-

gung (Abwassersatzung – AbwS 2005) gültig ab 01.01.08 und  die Satzung über 

die Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinleitungen (Abwasserabgabenab-

wälzungssatzung – AbwAAbwälzS, Stand 13.09.07) erlassen, um die kommunale 

Abwasserbeseitigungspflicht eigenständig zu regeln. 

1.4.2 Die Abwasserbeseitigung in Sachsen bis 2015 

Seit der politischen Wende im Jahr 1989 konnte der zuvor entstandene ostdeut-

sche Rückstand auf dem Gebiet der umweltgerechten Abwasserentsorgung durch 

den Einsatz umfangreicher staatlicher Fördermittel zu einem großen Teil aufgeholt 

werden. Allein in Sachsen wurden dafür über drei Milliarden Euro aufgewandt. Be-

sonders in den Verdichtungsgebieten und städtischen Siedlungsformen ist der 

Anschlussgrad der Haushalte an zentrale Kläranlagen nach dem Stand der Tech-

nik allgemein auf über 90 Prozent gehoben worden. [SMUL, Schreiben des 

Staatsministers Prof. Wöller vom 22.04.2008].  

Dagegen blieb es in den Nichtverdichtungsgebieten, besonders den ländlichen 

Siedlungsformen, trotz Aufbau zahlreicher moderner Abwasserbehandlungsnetze 

insgesamt bei einem ungenügenden durchschnittlichen Anschlussgrad an vollbio-

logische Kläranlagen. Die Landesregierung des Freistaates Sachsen erkannte, 

dass für die Durchsetzung der Forderungen der europäischen Wasserrahmen-

richtlinie an die Abwasserbehandlung die bisherigen Förderinstrumente so verän-

dert werden mussten, dass sie in den ländlichen Siedlungsstrukturen die dort oft 

vorteilhafteren kleinteiligen Abwasserentsorgungslösungen stimulieren. 
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Im Jahr 2007 wurde eine neue Förderrichtlinie der Staatsregierung mit begleiten-

den Durchführungsbestimmungen, Konferenzen und Erläuterungen in Kraft ge-

setzt. Neben der Absenkung des absoluten Fördervolumens wurde die Bezu-

schussung des Neubaues von zentralen Abwasserentsorgungssystemen stark 

reduziert und zugunsten dezentraler Systeme, vor allem vollbiologischer Kleinklär-

anlagen bis 50 EW, neu ausgerichtet. Infolgedessen wurden die abwasserbeseiti-

gungspflichtigen Kommunen auch angewiesen, ihre bisherigen Abwasserbeseiti-

gungskonzeptionen an die neuen Förderbedingungen anzupassen. Dieser Pro-

zess war im Jahr 2008 im Wesentlichen abgeschlossen.  

Obwohl der Nachweis der Wirtschaftlichkeit der technischen Vorzugsvariante in 

den ABK weiterhin nach Verfahren der KVR-Leitlinie gefordert wurde, kam die 

entscheidende Einschränkung hinzu, dass die Kostenvorteilhaftigkeit bereits im 

Zeitraum der ersten 25 Jahre eintreten soll, um spätere Generationen nicht durch 

lange Refinanzierungszeiträume zu belasten. [SMUL, Grundsätze ge-

mäß § 9 SächsWG, 2007].  

Der Nachweis der sehr langfristigen Wirtschaftlichkeit über Jahrzehnte, wie sie 

von der LAWA mit der KVR-Leitlinie empfohlen wird, ist somit für die Förderpolitik 

und Genehmigungsfähigkeit im Freistaat Sachsen nicht mehr hauptsächlich ent-

scheidend. Damit wird der demografische Unsicherheitsfaktor beim Bau von zent-

ralen Entsorgungslösungen mit aufwendigen Kanalrohrnetzen im ländlichen Raum 

zurückgedrängt, der die Entscheidungsträger befürchten ließ, dass die bis 2020 

prognostizierte deutliche Bevölkerungsreduktion zu technischen und finanziellen 

Problemen führt. Das neu erklärte Ziel der kurzfristigen Vorteilhaftigkeit von de-

zentralen Abwasserbehandlungsanlagen innerhalb von 25 Jahren hat später den 

selbstregulierenden Effekt, dass in aufgegebenen Wohngrundstücken kleinteilige 

Ersatzinvestitionen, also private Kleinkläranlagen, einfach entfallen, ohne dass 

zum heutigen Zeitpunkt  Fehlinvestitionen getätigt wurden.    

In Sachsen wird demnach die Strategie verfolgt, die Umsetzung der europäischen 

Wasserrahmenrichtlinie in den Nichtverdichtungsgebieten bis zum Jahr 2015 

durch Förderung der investitionsgünstigen kleinteiligen Abwasserbehandlungslö-

sungen zu erreichen. In ländlichen Siedlungen werden ab sofort vor allem indivi-

duelle kleine Gruppenkläranlagen bis 50 EW oder vollbiologische Einzelkläranla-

gen zum Erreichen der Gewässerschutzziele entstehen. Dabei wird nicht vorbe-

stimmt, ob der öffentliche Abwasserbeseitigungspflichtige als Bauträger auftritt 

oder private Investitionen zur Durchführung der angestrebten qualitativen Abwas-

serbehandlung getätigt werden. Wenn die Umsetzung dieser Strategie angesichts 



- 33 - 

der kurzen Zeitspanne von noch knapp sechs Jahren zügig gelingt, besteht gute 

Aussicht auf das Erreichen der europaweiten umweltpolitischen Zielstellung.  

1.5 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

1.5.1 Allgemein 

Jeder Bauträger, ob privaten oder öffentlichen Rechtes, sollte nur dann seine In-

vestitionsentscheidung treffen, wenn er weiß, ob, wie und wann er sich die beab-

sichtigte Investitionsmaßnahme zur bestimmungsgemäßen Aufgabenerfüllung 

leisten kann. Darüber hinaus ist die öffentliche Hand gesetzlich verpflichtet, im 

Zuge ihrer Daseinsvorsorge mit den Ressourcen sparsam und vorausschauend 

umzugehen. Daher ist es im Vorfeld der Realisierung von kostenträchtigen Investi-

tionsmaßnahmen erforderlich, ausreichend Vergleiche anzustellen, um die dauer-

haft kostengünstigste Variante für alle Beteiligten zu verwirklichen. 

Neben der Absicherung einer positiven Wirtschaftlichkeit für den Aufgabenträger, 

soll jedoch auch der Mehrheit der Anlagennutzer die kostengünstigste Art der Auf-

gabenerledigung ermöglicht werden. Um bei der Abwasserbeseitigung beiden Be-

teiligten (Abwasserbeseitigungspflichtiger und Grundstückseigentümer) gerecht zu 

werden, ist eine solche Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für beide Seiten notwendig, 

die umfassend die unterschiedlichen Ausgangslagen und Interessen berücksich-

tigt. 

1.5.2 Dynamische Kostenvergleichsrechnung nach KVR- Leitlinie 

Zur Entscheidungsfindung bei Abwasserinvestitionen wird regelmäßig die Projekt-

kostenbarwertmethode nach KVR-Leitlinie der LAWA herangezogen. Die Anwen-

dung dieser Methode diente bisher als Voraussetzung für den Erhalt von Förder-

mitteln und ist als Berechnungsgrundlage in der Förderrichtlinie SWW 2007 ver-

ankert. Bei dieser Kostenvergleichsrechnung werden die zeitlichen Kostenentwick-

lungen verschiedener nutzensgleicher Lösungsalternativen gegenübergestellt. 

Dabei werden die kumulierten Kosten (Barwerte) unterschiedlicher Kostenstruktu-

ren über die entsprechenden Nutzungsdauern von Anlagen bzw. Entsorgungsal-

ternativen verglichen. Die Kostengegenüberstellung erfolgt zum Teil über sehr 

lange Laufzeiten und geht von einer langfristigen Transparenz bezüglich der künf-

tigen Entwicklung bestimmter Parameter aus z. B. Zins, Preisniveau. Diese Be-

rechnungsmethode liefert somit vielfache und langfristige Aussagen über die kos-

tenmäßige Vorteilhaftigkeit von nutzensgleichen Varianten [KVR-Leitlinie nach 
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LAWA, 2005], dient aber nach eigener Definition nicht der Beurteilung naheliegen-

der, kurzfristiger wirtschaftlicher Folgen beim Aufgabenträger. 

1.5.3 Einfache Kostenvergleiche 

Vor jeder Kaufentscheidung, gleich ob Anschaffung eines Konsumartikels oder der 

Investition in eine hochwertige Immobilie, steht der Vergleich der Anschaffungs-

kosten und der eventuellen Folgekosten. Dabei werden in der Regel ohne Anwen-

dung spezieller finanzmathematischer Methoden mit Hilfe der Betrachtung weni-

ger, aber wesentlicher Kostenarten grundsätzlich richtige und hinreichend genaue 

Entscheidungen getroffen. Auch auf dem Gebiet der Bauinvestitionen kamen die 

einfachen Kostenvergleichsverfahren lange vor den speziellen Vergleichsberech-

nungsmethoden, wie sie zum Beispiel die KVR-Leitlinie nach LAWA anbietet, zum 

Einsatz. Sie werden von den Anwendern bis heute bei jeder Investitionsentschei-

dung als unverzichtbares Werkzeug in der Praxis angewandt. 

Wie in Kapitel 1.4.2 belegt, verlieren langfristige Wirtschaftlichkeitsnachweise über 

Jahrzehnte gemäß KVR-Leitlinie nach den neuen politischen Zielen der sächsi-

schen Staatsregierung an praktischer Bedeutung, weil künftig die kurzfristige Vor-

teilhaftigkeit im Zeithorizont bis 25 Jahren als entscheidendes Kriterium gelten soll 

[Förtsch, Fritzsch, 2008]. Damit rücken die konventionellen Kostenvergleiche wie-

der mehr in den Vordergrund von wirtschaftlichen Vergleichsuntersuchungen.  
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1.6 Die Gemeinde Göda 

1.6.1 Allgemeine Beschreibung des Gemeindegebietes 

Die Gemeinde Göda gehört zum Landkreis Bautzen und grenzt an die Westseite 

der Stadt Bautzen an. Die Gemeinde vergrößerte sich in den vergangenen Jahr-

zehnten durch Eingemeindungen und Zusammenschlüsse. Sie besteht in jetziger 

Form seit 1994 und setzt sich aus 30 Ortsteilen zusammen, die sich im Umkreis 

von acht Kilometern um Göda verteilen und verwaltungstechnisch in sieben Ort-

schaften organisiert sind. 

 
Abbildung 1: Lage der Gemeinde Göda und der Modell-Orte  

Die Siedlungsverteilung ist als homogen zu bezeichnen.  Die größte Ortschaft ist 

Göda mit 965 Einwohnern. Sie übernimmt entsprechend der Regionalplanung 

2002 die Funktion eines Kleinzentrums [Regionalplan, 2002] und deckt damit die 

Aufgaben der Versorgung und Bereitstellung von Infrastruktur für den Nahbereich 

ab. Insgesamt beträgt die Einwohnerzahl 3.422 (Stand 31.12.2007)2. Die Gesamt-

fläche nimmt ca. 4.328 ha ein. Der ausschließlich ländliche Charakter wird durch 

typische Streusiedlungen geprägt. Auf das gesamte Gebiet bezogen, ist die Be-

siedlungsdichte mit 0,8 Einwohnern je Hektar als dünn zu bezeichnen.  

                                            

2 http://www.goeda.de Letzter Zugriff: 05.01.2009 
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Die demografische Situation in der Gemeinde wird als relativ konstant festgestellt; 

auch in den kleineren Dörfern wurde bislang kein relevanter Bevölkerungsrück-

gang verzeichnet [Gemeindeverwaltung Göda, 2008]. 

Das Gemeindegebiet befindet sich auf einem ca. 20 km breiten Streifen, welcher 

zum sächsischen Lösshügelland gerechnet wird, zwischen der Oberlausitzer Hei-

de- und Teichlandschaft und dem Oberlausitzer Bergland und fällt von Süd nach 

Nord ab. Die tiefste Stelle liegt bei Dreikretscham mit etwa 160 m ü.NN. Die bei-

den Hauptvorfluter sind die Gewässer „Schwarzwasser“, das zum Einzugsgebiet 

der Elbe gehört und das „Lange Wasser“. In diese binden viele kleinere Vorfluter, 

Gräben und Bäche ein. 

Der Baugrund ist als sehr vielfältig, rasch wechselnd und kompliziert anzusehen. 

Das überwiegende Tiefengestein ist der Oberlausitzer Granit, der in Kuppen von 

Basalt durchstoßen sein kann. Die gewachsenen Felsen sind in der Regel von 

einer mehrere Meter dicken Deckschicht überzogen, die aus schluffigen und san-

digen, zum Teil kiesigen Erdstoffen besteht. In den Auenstandorten an den Was-

serläufen findet sich meist ein schwach bindiger Schluff mit verschiedenen Sand- 

oder Feinsandanteilen. Die Hang- und Höhenlagen sind überwiegend mit schluffi-

gem oder sandigem Geschiebelehm bedeckt. Vereinzelt können aber auch reine 

Sand- beziehungsweise Kiesvorkommen auftreten. [Exner & Schramm mbH, 

1991] 

1.6.2 Zuständigkeiten bei der Abwasserbeseitigungsp flicht 

Von 1991 bis 2003 gehörte die Gemeinde Göda dem Abwasserzweckverband 

„Mittleres Schwarzwasser“ an und hatte damit die Durchführung der Abwasserbe-

seitigungspflicht auf den Zweckverband übertragen, der als Vollverband verant-

wortlich für Planung, Bau und Betrieb aller öffentlichen abwassertechnischen Ein-

richtungen war. Seit dem Jahr 2003 ist die Gemeinde Mitglied im Abwasserzweck-

verband Bautzen. Dieser Abwasserzweckverband (AZV) wird als Teilzweckver-

band geführt, welcher auf dem Territorium der Gemeinde Göda die zentrale Klär-

anlage Dreikretscham sowie den Hauptsammler von Göda bis Dreikretscham be-

treibt. Die Durchführung der Pflichtaufgabe der Abwasserentsorgung erfolgt somit 

seit 2003 wieder durch die Gemeindeverwaltung Göda selbst. Abgesehen von den 

Verbandsanlagen sind die Ortskanalisationsnetze und weitere Kläranlagen durch 

die Gemeinde zu errichten und zu betreiben. Derzeit betreibt die Gemeinde Göda 

vier eigene Ortskläranlagen. 
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1.6.3 Bisherige Planungen und Studien 

Der AZV „Mittleres Schwarzwasser“ ließ verschiedene Konzepte für die Abwas-

serbeseitigung erarbeiten. Als Erstes wurde der Generalentwässerungsplan 1991 

als Grundlage für die Entwicklung nach Vollzug der deutschen Einheit erstellt. Dar-

auf aufbauend entstand 1993 der Regionale Abwasserbeseitigungsplan, welcher 

eine Überarbeitung und Aktualisierung des Generalentwässerungsplanes darstell-

te. Im Jahr 1997 mussten die Konzeptionen erneut überarbeitet werden aufgrund 

von Veränderungen des Gebietes des AZV „Mittleres Schwarzwasser“ infolge ei-

ner Gemeindereform, Änderungen der Anschlussgrößen und vor allem durch das 

Inkrafttreten neuer Verwaltungsvorschriften über die Abwasserbeseitigungs- und 

Abwasserüberlassungspflicht. In den Jahren 2001, 2005 und 2007 wurden neue 

Abwasserbeseitigungskonzeptionen bzw. Fortschreibungen erstellt, mit denen der 

AZV „Mittleres Schwarzwasser“ und seit 2003 die Gemeinde Göda auf die sich 

weiter entwickelnde politische Situation und die Förderpolitik reagiert haben.  

Im ABK 2005 wurde der Schwerpunkt der Variantenuntersuchung noch auf die 

zentrale Erfassung mit Hauptsammlern zur zentralen Kläranlage Dreikretscham 

bzw. die semizentrale Schmutzwasserentsorgung durch Ortskläranlagen gelegt, 

da zentrale Abwasserbeseitigungssysteme mit der Förderrichtlinie Wasserwirt-

schaft (FWR 2002) noch hinreichend staatlich gefördert wurden.  

Mit der aktuell geltenden Abwasserbeseitigungskonzeption 2007 reagierte die 

Gemeinde auf die veränderten finanziellen Rahmenbedingungen nach Erlass der 

Richtlinie SWW 2007 und dem Erlass des SMUL zum § 9 SächsWG. Die 

Grundsatzentscheidung zur weiteren Erschließung der Ortsteile wurde zu Gunsten 

einer überwiegend dezentralen Erschließung der noch verbleibenden Ortsteile 

getroffen (siehe Anlage 1.1). Begründet wurde diese Änderung der Erschlie-

ßungsstrategie durch ausgewählte Vergleiche zwischen öffentlicher Erschließung 

mit zentraler Kläranlage oder Ortskläranlage und dezentraler Entsorgung über bio-

logische Kleinkläranlagen. Dabei setzte man einen spezifischen Investkosten-

Schrankenwert von 3.000 Euro pro Einwohner (maximal förderfähiger Betrag pro 

Einwohner gemäß RL SWW 2007) als Kriterium für jede zentrale Entsorgungsva-

riante und schlug alle Varianten mit höheren spezifischen Investitionskosten 

grundsätzlich für eine dezentrale Entsorgung durch vollbiologische Kleinkläranla-

gen vor. 
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1.6.4 Vorhandene Abwasserbeseitigungsanlagen 

Bis Ende 1996 entstanden auf der Grundlage des Generalentwässerungsplanes 

und des Regionalen Abwasserbeseitigungsplanes mehrere Abwasserbehand-

lungssysteme. Das größte stellt die Kläranlage im Ortsteil Dreikretscham dar, wo 

1.526 Einwohner der Siedlungen Göda, Dahren, Pietzschwitz, Prischwitz, Mu-

schelwitz, Sollschwitz und Dreikretscham über einen Hauptsammler entsorgt wer-

den [Kogis Beratungs-GmbH, 2007]. Derzeit ist die erste Ausbaustufe mit 2.500 

Einwohnerwerten (EW) in Betrieb. Ab 2009 wird eine 2. Ausbaustufe geplant mit 

Kapazitätserweiterung auf 5.000 EW [Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung Bautzen, 

2008]. Die Kläranlage Dreikretscham und der ortsübergreifende Hauptsammler 

Göda - Dreikretscham werden satzungsgemäß vom Abwasserteilzweckverband 

Bautzen betrieben.  

Die 115 Einwohner der Ortsteile Leutwitz, Dobranitz, Kleinpraga und Zscharnitz 

werden durch vier kommunal betriebene Kläranlagen einschließlich Schmutzwas-

ser-Ortsnetz entsorgt. 

Die Abwasserbeseitigung von rund 1.790 EW in einundzwanzig noch nicht öffent-

lich entsorgten Ortsteilen erfolgt momentan über grundstückseigene private Anla-

gen in Form von Sickergruben, abflusslosen Sammelgruben, Mehrkammergruben 

und teilweise auch über vollbiologische Kleinkläranlagen, von denen bisher nur ca. 

40 Stück (laut Gemeindeverwaltung Göda, 2008) registriert sind. 

Wie in vielen Orten des ländlichen Raumes befinden sich auch in einigen Ortstei-

len der Gemeinde Göda sogenannte „Bürgermeisterkanäle“ (besser: „Teilortska-

nalisation“), welche Niederschlagswasser und vereinzelt auch Klarwasser aus pri-

vaten Kleinkläranlagen in die natürlichen Vorfluter abführen. Der überwiegende 

Teil des anfallenden Niederschlagswasser wird aber über die vorhandenen Gar-

ten- und Grünflächen versickert. Das auf den Ortsstraßen anfallende Nieder-

schlagswasser wird nur vereinzelt über kommunale Teilortskanalisationen oder 

eigene Ableitungen in die Vorfluter geführt, weil ein großer Teil des Ortsstraßen-

netzes keine technischen Entwässerungsanlagen aufweist. 
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2 Untersuchungsmethodik 

2.1 Arbeitsgrundlagen 

Für jede wissenschaftliche Untersuchung ist die Qualität und der Umfang des zug-

runde gelegten Datenmaterials von größter Bedeutung. Bereits in der Vorberei-

tungsphase ist zu entscheiden, welche Daten benötigt werden und wie hoch die 

Relevanz für das Untersuchungsverfahren und die angestrebten Ergebnisse ist. 

Nicht die Menge an Arbeitsunterlagen und -daten, sondern die Wahl der speziell 

zielführenden Datenarten bestimmt die Aussagekraft und Genauigkeit der Unter-

suchungsergebnisse.  

Im vorliegenden Fall der wirtschaftlichen Untersuchung von abwassertechnischen 

Entsorgungslösungen am Beispiel zweier konkret existierender ländlicher Siedlun-

gen war im ersten Schritt zu recherchieren, welche Arbeitsunterlagen und Daten-

materialien bei der kommunalen Verwaltung und bei den zuständigen Kreis- und 

Landesbehörden vorliegen und für die Arbeit auswertbar sind. Fehlende oder un-

vollständige Arbeitsgrundlagen waren anschließend durch eigene Bearbeitungen 

neu zu erstellen bzw. zu ergänzen. 

Als vorhandene Arbeitsgrundlagen konnten folgende Daten der Kommunalverwal-

tung mit aktuellem Stand 2008 ohne eigene Verifizierung benutzt werden:  

a. Einwohnerverzeichnisse für die Ortsteile Storcha und Semmichau. 

b. Grundverzeichnisse (Katasterauszüge bezüglich Gemarkung, Flurstücks-

nummer, Flurstücksgröße und Hausnummern). 

c. Erfassung vorhandener kommunaler und privater Abwasserentsorgungsan-

lagen in den Ortsteilen Storcha und Semmichau.  

Weiterhin lagen bei der Gemeindeverwaltung Göda mehrere konzeptionelle Aus-

arbeitungen über die geplante Ausrichtung der abwassertechnischen Erschließung 

für das Gemeindegebiet vor. Es handelt sich dabei um den Generalentwässe-

rungsplan, den Regionalen Abwasserbeseitigungsplan und die Abwasserbeseiti-

gungskonzeption (ABK) mit mehreren Fortschreibungen (siehe Kapitel 1.6.3), die 

der Verwaltung als Auftragsarbeiten von verschiedenen Ingenieurbüros geliefert 

worden waren. Allen vorgenannten Unterlagen ist gemeinsam, dass sie - zumin-

dest was die Modellortsteile Storcha und Semmichau betrifft - bisher nicht über 

das konzeptionelle Stadium hinausgehen.  
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Wegen ihres konzeptionellen Charakters sind sie bestimmungsgemäß nicht bis 

zur qualitativen Stufe einer abwassertechnischen Vorplanung ausgeführt. Außer-

dem wurden die letzten Überarbeitungen der Abwasserbeseitigungskonzeption 

hauptsächlich hinsichtlich der geänderten förderpolitischen Rahmenbedingungen 

angepasst. Der Ortsteil Storcha wurde bei letzter Überarbeitung der ABK sogar 

vollständig ausgeklammert.  

Der Inhalt der vorhandenen abwassertechnischen Konzepte lieferte deshalb keine 

ausreichenden Arbeitsunterlagen für die anzustellenden Wirtschaftlichkeitsunter-

suchungen. Stattdessen mussten für die Modell-Ortsteile eigene einheitliche und 

vergleichbare technische Plangrundlagen, die der Qualitätsstufe Vorplanung ent-

sprechen, erarbeitet werden (Anlagen 1.3 bis 1.11). Auf die Vorplanungen für die 

verschiedenen Entsorgungsvarianten aufbauend, konnten dann alle nötigen Kos-

tengrößen nach den Regeln normierter Kostenansätze zusammengestellt werden, 

um als Basis für die Wirtschaftlichkeitsberechnungen zu dienen. 

Auch für die Ermittlung der Fördermittelerwartung nach derzeit geltender Landes-

regelung und für Bezifferbarkeit der Refinanzierung über Anschlussbeiträge bzw. 

deren Aufbringung durch die Grundstücksbesitzer mussten eigene Arbeitsunterla-

gen neu geschaffen werden, weil die vorhandenen kommunalen Unterlagen 

(ABK), wie oben beschrieben, zu gering vertiefte oder nicht mehr aktuelle Daten 

beinhalteten. 

Der relativ große Umfang erstellter eigener einheitlicher Datengrundlagen als Ba-

sis für die vergleichbaren Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen führte dazu, dass die 

Mehrzahl von Tabellen und Plänen der Diplomarbeit zur Wahrung der Übersicht-

lichkeit als Anlage beigefügt werden musste (Anlagen 1 und 2). 

2.2 Auswahl der Modell-Ortsteile 

Die Auswahl der zwei Modell-Orte wurde aus 21 Ortsteilen getroffen, deren mo-

mentane Abwasserbeseitigung nicht dem Stand der Technik entspricht und die im 

aktuell gültigen Abwasserbeseitigungskonzept 2007 der Gemeinde Göda bereits 

auch für eine dezentrale Abwasserbehandlung ausgewiesen wurden.  

Angesichts des vielfältigen Charakters der einzelnen Ortsteile mussten Kriterien 

gefunden werden, die eine vergleichende Untersuchung ermöglichen und verall-

gemeinernde Schlussfolgerungen über die Wirtschaftlichkeit der verschiedenen 

abwassertechnischen Entsorgungslösungen zulassen. Nicht zuletzt ist es das Ziel 
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gewesen, der Gemeinde Göda vertiefende Argumentationshilfen für die künftig 

anstehenden abwasserpolitischen Entscheidungen zu erarbeiten. 

Für vergleichende Betrachtungen wurden folgende Übereinstimmungskriterien bei 

der Wahl der Modellorte herangezogen: Bevölkerungszahl, Grundstücksanzahl 

sowie Lage zur vorhandenen Kläranlage Dreikretscham bzw. zum Hauptsammler. 

Die Merkmale, in denen sich die Orte hauptsächlich unterscheiden sollten, waren: 

Siedlungsform und Grundstücksanordnung, sowie die geographisch-

topographische Lage und das Vorhandensein von Vorflutgewässern. 

Tabelle 1: Auswahlkriterien der Modellorte 

Auswahlkriterien Modellort 1: Modellort 2: 

 

Ähnlichkeiten: 
Storcha Semmichau 

Bevölkerungszahl (Ist) 95 E 89 E 

Grundstückszahl (bewohnt) 23 27 

Entfernung zu vorhandenem 
Hauptsammler bzw. Kanalnetz 

ca. 500 m  ca. 600 m 

Anzahl vorhandener  
privater vollbiolog. KKA 4 4 

Anzahl außenliegender  
Einzelgrundstücke 

1 1 

Unterschiede:     

Siedlungsform 
Wohngrundstücke  
an Straßen gereiht 

Wohngrundstücke  
in lockerer Struktur 

Grundstücksgrößen 
(Anlage 2.14 und 2.16) 

mehr als 50% der Grundstü-
cke kleiner als 2.000m2 

mehr als 50% der Grundstü-
cke kleiner als 1.500m2 

topographische Lage Hügellage Tallage 

Vorfluter ohne Vorfluter 
mit lokalem Vorfluter  

(Gew. 2.Ordn.) 

Teilortskanalisation (BMK) keine teilweise vorhanden   

 

Nach Prüfen der unerschlossenen Ortsteile haben sich Storcha und Semmichau 

aufgrund ihrer in Tabelle 1 aufgeführten Merkmale und Strukturen als am güns-

tigsten für eine vergleichende Untersuchung erwiesen. Sie sind untereinander 

vergleichbar und liegen im Übrigen mit ihrer Einwohnerzahl in der Nähe des 

Durchschnittswertes 82 aller Ortsteile der Gemeinde Göda.  
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Aufgrund ihrer ähnlichen Entfernung zu vorhandenen Abwasserkanalnetzen in 

Dreikretscham bzw. Göda ist auch die vergleichende Betrachtung für zentrale Ent-

sorgungsvarianten (Überleitung und zentrale Abwasserhandlung) möglich. Zum 

anderen repräsentieren diese Ortsteile die ortsspezifische Vielfalt innerhalb des 

Gemeindegebietes im Hinblick auf die topographischen Bedingungen für die Sied-

lungs- und Infrastruktur.  

2.3 Erarbeitung von technischen Varianten der Abwas serentsorgung 

2.3.1 Vorbemerkung 

Wie in Kapitel 2.1 erläutert, lagen der Gemeindeverwaltung Göda für die Ortsteile 

Storcha und Semmichau bisher keine ausgearbeiteten technischen Planungsun-

terlagen für Abwasserentsorgungslösungen vor. Die bisher beauftragten Abwas-

serbeseitigungskonzeptionen stellten entsprechend ihrer Begrifflichkeit nur kon-

zeptionelle Ansätze dar und besitzen nicht die Qualität einer Vorplanung mit meh-

reren Varianten, wie sie für diese Untersuchung benötigt wurden. Der Ortsteil 

Storcha war in der letzten Überarbeitung ABK 2007 nicht mehr erfasst worden.  

Daraus folgte die Notwendigkeit noch einmal grundsätzlich alle Rahmenbedingun-

gen für technische Entwässerungslösungen in den Modellorten zu bewerten, um 

dann vollständig unabhängig von bisherigen Konzepten neue Varianten in Vorpla-

nungsreife zeichnerisch, mengenmäßig, und mit geschätzten Baukostenangaben 

versehen, zu erarbeiten. Nur so konnten vergleichbare technische Lösungen und 

Kostengrundlagen für die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gewährleistet wer-

den. 

2.3.2 Vorgehen 

In einem erstem Schritt erfolgte die grundstücksgenaue Zusammenstellung der 

aktuellen Entwässerungssituation für die Ortsteile (Anlagen 5.1 und 5.2), basie-

rend auf dem Datenmaterial der vorhandenen Erhebungen und Dokumente der 

Gemeindeverwaltung Göda, sowie weiterer mündlicher Nachfragen daselbst. An-

schließend wurden die zur Verfügung gestellten Bestandszeichnungen privater 

Abwasseranlagen, die aus dem GIS-System der Verwaltung stammen, zeichne-

risch mittels Grafikprogramm maßstäblich aufbereitet. Dabei musste die Darstel-

lung der Infrastruktur (Bestandsveränderungen, bewohnte Gebäude, Gewässer) 

ergänzt und aktualisiert werden (Anlage 1.2 und 1.7). 
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Näheren Aufschluss über die ortsspezifischen Situationen hinsichtlich Topografie, 

Grundstückslagen, Entwässerungsverhältnisse u.ä. brachten durchgeführte Orts-

begehungen und die Auswertung topografischer Karten. Diese Kenntnisse sind 

ausschlaggebend für die Wahl der Entwässerungssysteme, z.B. Freigefällekanali-

sation oder Drucksystem.  

Die Ausarbeitung der Varianten der technischen Abwasserentsorgungslösungen 

konnte dann mit den CAD-Werkzeugen in Vorplanungsreife maßstäblich auf den 

Ortslageplänen erfolgen (Lagepläne Anlage 1.3 bis 1.11). Durch Ausmessung der 

Längen und Stückzahlen konnten genaue Bedarfsangaben für jede Entsorgungs-

variante und jedes zu erschließende Wohngrundstück gemacht werden. Damit 

wurden die Voraussetzung für die Schätzung der Investitionskosten, der laufenden 

Kosten, der Fördermittelerwartung und der voraussichtlichen Höhe der Anschluss-

baubeiträge grundstücksgenau geschaffen (Anlage 2.2 ff).  

2.3.3 Prinzipien der Variantengestaltung 

Zum Anstellen von ergebnisorientierten Vergleichen mussten Abwasserentsor-

gungsvarianten gewählt werden, die unterschiedliche technische Merkmale (zent-

rale Abwasserentsorgung, Einzelabwasserbehandlung), verschiedene Organisati-

onsformen (öffentliche Trägerschaft, private Bauherrenschaft) und Fördereigen-

schaften nach RL SWW 2007 aufweisen. Es wurden nur klassische, d.h. erprobte 

Entsorgungslösungen ins Kalkül gezogen. Das sind die Freigefällekanalisation, die 

Druckentwässerung mittels Abwassertauchpumpstationen, die Reinigung in zent-

raler Kläranlage oder in vollbiologischen Kleinkläranlagen nach konventioneller 

Bauart. Letztere wurden generell als Neubau geplant, auch wenn eine Nachrüs-

tung bestehender Mehrkammergruben mit einer biologischen Stufe prinzipiell 

möglich ist. Später eventuell einzeln in Praxis verwirklichte Sonderlösungen, wie 

beispielsweise Pflanzenbeetstufen hinter Kleinkläranlagen sind für Vergleichsbe-

trachtungen über die Gesamtwirtschaftlichkeit innerhalb eines Ortsteiles im Au-

genblick nicht erheblich. 

Aus den genannten Erwägungen wurden vier Varianten analog für jeden unter-

suchten Modellortsteil gewählt: 

Variante 1 (Zentrale Schmutzwasserentsorgung):  

Hier wird das gesamte in der Ortslage anfallende Schmutzwasser mittels Freispie-

gelkanälen auf öffentlichem Grund gesammelt und in den Nachbarort übergeleitet, 

wo jeweils der zur vorhandenen zentralen KA Dreikretscham führende Haupt-
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sammler anliegt. Wo erforderlich, übernimmt ein Unterflur-Ortspumpwerk die Ü-

berleitung bis zum Hauptsammler. 

Variante 2 (Semizentrale öffentliche Schmutzwasserentsorgung):   

Sie beschreibt die Sammlung des Schmutzwassers im Ort mit Schaffung eines 

ähnlichen öffentlichen Kanalnetzes wie bei Variante 1, jedoch ohne Überleitung in 

eine zentrale Kläranlage. Stattdessen wird die Abwasserbehandlung und Klarwas-

serableitung mittels mehrerer örtlicher Gruppen-Kleinkläranlagen bis zur Größe 

von maximal rund 50 EW vorgenommen. Die Finanzierung und Betreibung liegt 

wie bei Variante 1 vollständig in öffentlicher Hand, was zu größeren Gruppenlö-

sungen führt. 

Variante 3 (Semizentrale private Schmutzwasserentsorgung „Hybridlösung“):    

Das Schmutzwasser wird nicht durch öffentliche Kanäle gesammelt, sondern die 

Erfassung und Behandlung des Abwassers erfolgt ausschließlich durch private 

Hand auf privatem Grund. Dies führt zu kleinen Gruppenlösungen mit vollbiologi-

schen Kleinkläranlagen ohne öffentliche Bauträgerschaft bzw. Betriebsführung. 

Die Klarwasserableitung erfolgt in der Regel durch Versickerungen im privaten 

Bereich oder Ableitung in ein Gewässer. 

Variante 4 (Dezentrale private Schmutzwasserentsorgung):  

Jeder Grundstückseigentümer errichtet und betreibt eine eigene vollbiologische 

Kleinkläranlage unterschiedlicher, jedoch zugelassener Bauart. Lediglich die Ent-

sorgung des Klärschlammes bleibt Durchführungspflicht der Kommune. 

2.3.4 Technische Planungsgrundsätze der Varianten 

Ausgeführte abwassertechnische Erschließungen im ländlichen Siedlungsgebiet 

lassen oft erhebliche Toleranzen bezüglich der Interpretation und Tiefe der Durch-

setzung des Satzungsrechtes und der technischen Standards erkennen. Individu-

elle Planungen sind zum einen ein Ausdruck der vielfältigen örtlichen Rahmenbe-

dingungen im dörflichen Umfeld, die  kaum mit städtischen Abwasserentsorgungs-

lösungen vergleichbar sind, und zum anderen eine Folge der auf dem Lande stär-

ker ausgeprägten Zusammenarbeit zwischen den kommunalen Verwaltungen (be-

sonders der Bürgermeister) mit ihren Einwohnern. 

Bei der Erarbeitung der technischen Planungsvarianten wurde soweit wie möglich 

auf die örtlichen Bedingungen eingegangen, um wirklich reale Modelle zu erhalten, 

die in der Praxis tatsächlich umsetzbar sind. Die derzeit vorhandenen abwasser-
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technischen Anlagen (z.B. vollbiologische KKA) wurden berücksichtigt und, wo 

möglich, in die Planvarianten mit einbezogen, wenn dies wirtschaftlich sinnvoll und 

satzungskonform erschien.  

Die aufgestellten Entsorgungsvarianten erfassen alle tatsächlich bewohnten 

Wohngrundstücke und weisen für diese jeweils Abwasserentsorgungslösungen 

nach dem Stand der Technik aus. Unbewohnte und unbebaute Grundstücke wur-

den - obwohl vom Satzungsrecht her möglich - nicht einbezogen, da auf Grund der 

demografischen und wirtschaftlichen Entwicklung in Sachsen ein Wiederbezug 

nicht allgemein angenommen werden darf. 

Bei den Varianten der öffentlichen Abwassererschließung (zentrale und semizent-

rale Abwasserbehandlung) unterliegen laut geltender Satzung alle Eigentümer von 

Grundstücken dem Anschlusszwang an die öffentliche Entsorgungsanlage sowie 

der Benutzungspflicht. Danach sind auch die Besitzer von bestehenden vollbiolo-

gischen Kleinkläranlagen (nach dem Stand der Technik) vom Anschlusszwang 

betroffen. Befristete Übergangsregelungen sind in der Praxis möglich, ändern je-

doch nichts am Grundsatz, weil ein Verzicht auf Ausübung des Anschlusszwanges 

zu rechtswidriger Ungleichbehandlung und zur Unterfinanzierung der öffentlichen 

Abwasserentsorgung (Kalkulation Globalberechnung) führen würde. 

Die laut geltender Satzung vom Grundstückseigentümer zu realisierenden Grund-

stücksleitungen bei Varianten 1 und 2 mit der Regelnennweite DN 150 schaffen 

die Verbindung zwischen dem jeweiligen Hausinstallationsnetz und dem an der 

Grundstücksgrenze außen heranführenden öffentlichen Kanal. Dabei wurde ange-

strebt, die Schnittstelle so zu legen, dass der Grundstückseigentümer Teile seiner 

bereits vorhandenen Grundstücksleitungen der alten Abwasserbeseitigung weiter 

nutzen oder modifizieren kann, um den privaten Bauaufwand gering zu halten. 

Für die Varianten der zentralen Abwasserentsorgung, die für beide Modell-Orte 

mit Überleitung des Schmutzwassers in das jeweils benachbarte Ortskanalnetz 

ausgewiesen sind, wird die Abwassermitbehandlung in der vorhandenen zentralen 

Kläranlage Dreikretscham vorgesehen. Nach Auskunft vom Betreiber Eigenbetrieb 

Abwasserbeseitigung Bautzen ist dies möglich, da die Ortsteile Storcha und 

Semmichau in den aktuellen Ausbaustudien für die 2. Ausbaustufe berücksichtigt 

sind. Aber auch die derzeitige erste Ausbaustufe besäße noch die Kapazität für 

die Mitbehandlung von zusätzlichen 180 EW häuslichen Abwassers. Bei den an-

teiligen Kosten wird davon ausgegangen, dass sich der jetzt gültige Mitbehand-

lungspreis auch nach Bau der zweiten Ausbaustufe nicht ändert, weil sich die 
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Wirtschaftlichkeit der zentralen Kläranlage durch den Ausbau nicht verschlechtern 

darf, sondern sich möglichst verbessern sollte. 

Bei den Entsorgungslösungen in privater Bauträgerschaft (Varianten 3 und 4) soll 

die Sammlung und Abwasserbehandlung grundsätzlich auf privatem Grund erfol-

gen, um die rechtlichen Rahmenbedingungen zu beachten (Verbundenheit von 

Bauwerk und Grundstück) und zur Vermeidung der Inanspruchnahme von grund-

rechtlichen Dienstbarkeiten bei Dritten.   

Im Gegensatz zu den großen Gruppenlösungen (Variante 2), wo das Schmutz-

wasser mittels längerer Kanalstrecken im Straßenbereich gesammelt wird, erfolgt 

die Sammlung des Schmutzwasser bei den kleinteiligeren Gruppenlösungen 

- nach Variante 3 - somit ausschließlich auf privatem Grund. Dieser Umstand wirkt 

sich beschränkend auf die realisierbare Größe der privaten Gruppen-KKA bzw. auf 

die Anzahl der anzuschließenden Grundstücke aus. Nur Grundstücke, deren Häu-

ser sich durch eine günstige räumliche Lage zueinander befinden, können vorteil-

haft zu privaten Gruppenlösungen zusammengehen. Bei der Planung der kleinen 

Gruppen-KKA wurde neben topografischen Gegebenheiten auf eine möglichst 

zentralisierte Lage innerhalb der zu entsorgenden Häusergruppen geachtet, um 

die Ausbaulängen der erforderlichen Grundstücksleitungen für die betroffenen 

Grundstückseigentümer möglichst gering zu halten. 

Bei den Varianten der semizentralen und dezentralen Abwasserentsorgung sind 

die nötigen Klarwasserableitungen mit ihrem baulichen Aufwand zu berücksichti-

gen. Hier wurden nach Recherche der örtlichen Bestandsverhältnisse folgende 

Planungsannahmen getroffen: Für größere Gruppenkläranlagen in öffentlicher 

Bauträgerschaft (Variante 2) müssen grundsätzlich neue Klarwasserableitungen 

geschaffen werden. Wo keine oder keine ständig wasserführenden Vorfluter vor-

handen sind, kommt für die relativ großen Abflussmengen nach hygiene- und 

wasserrechtlichen Vorschriften nur eine Kanalableitung des Klarwassers bis zu 

einem geeigneten Gewässer in Frage, z.B. das Dreikretschamer Schwarzwasser 

für den Modell-Ortsteil Storcha. Dabei wird auch die vorgeschriebene hygienische 

Sicherheit für Havariefälle, d.h. bei zeitweiser Minderung oder Ausfall der Reini-

gungsleistung der Gruppenkläranlage, sichergestellt.  

Bei den kleinen privaten Gruppen-KKA (Variante 3) und einzelnen KKA (Varian-

te 4), wird vorausgesetzt, dass die Klarwasserableitung - wo kein Vorfluter zur 

Verfügung steht - mittels der bereits vorhandenen Rohrversickerungen bzw. -

ableitungen erfolgt. Die besonders im Ortsteil Storcha bei den meisten Grundstü-

cken hinter den Mehrkammerklärgruben vorhandenen Sickerleitungsstrecken oder 

Rohrableitungen, auch gemeinsamer Nutzung, sind beim Bau von vollbiologischen 
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Kläranlagen weiter zu nutzen, solange kein Grund für Neuverlegungen besteht. 

Das hat auch den wichtigen Vorteil, dass der Bestandsschutz hinsichtlich des 

Wasserrechtes und eventueller Grundstücksbenutzungen weiter in Anspruch ge-

nommen werden kann. 

Im Modell-Ort Semmichau wird bei den Varianten 3 und 4 die Weiternutzung von 

Abschnitten vorhandener Bürgermeisterkanäle für die Klarwasserableitung vor-

ausgesetzt. Ein möglicher Neubau wurde nicht berücksichtigt, weil nicht begründet 

werden kann, ob und in welchem Umfang die teilweise Mitbenutzung zur Klarwas-

serableitung die sofortige und grundhafte Erneuerung bestehender kommunaler 

Teilortskanalisationen überhaupt rechtfertigen würde. Vor der Planung von neuen 

Teilortskanalisationen sind zudem die Nutzensanteile zwischen der hauptsächli-

chen Regenentwässerungsfunktion und der geringfügigen Mitbenutzung durch 

KKA-Ableitungen zu klären, die sich in entsprechenden Finanzierungsanteilen 

niederschlagen müssten. 

Allgemein befolgen alle Planungsvarianten hinsichtlich der Flächeninanspruch-

nahmen für die baulichen Anlagen folgende Grundsätze:   

Bauwerke in öffentlicher Trägerschaft nutzen ausschließlich öffentliche Grundstü-

cke. Wenn im Ausnahmefall private Grundstücke für Bauwerke benutzt werden 

müssen, so muss hierfür das vorherige Einverständnis des Eigentümers und die 

dingliche Sicherung durch grundbuchliche Eintragung eines Leitungsrechtes erfol-

gen. 

Private abwassertechnische Baulichkeiten, auch wenn es sich um private Grup-

penlösungen handelt, sind grundsätzlich und vorzugsweise auf eigenem Grund-

stück bzw. Grundstück eines privaten Mitbetreibers zu errichten. Wenn Ableitun-

gen oder sonstige Mitbenutzungen auf fremden Grundstücken erforderlich sind, 

muss unter notarieller Mitwirkung ein grundbuchliches Leitungsrecht erlangt wer-

den. Bei Durchleitungen zum Anschluss an öffentliche (zentrale, semizentrale) 

Abwasseranlagen kann das Durchleitungsrecht für Hinterlieger nach geltender 

Abwassersatzung und auch sächsischem Nachbarrechtsgesetz (SächsNRG § 19) 

in Anspruch genommen werden. Jedoch ist auch dabei eine grundbuchliche Absi-

cherung nach bürgerlichem Gesetz nachzuholen. 
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2.4 Kostenvergleichsrechnung nach KVR-Leitlinie 

2.4.1 Grundsätzliche Überlegungen 

Die Kostenvorteilhaftigkeit der untersuchten Varianten wird auf Grundlage der Pro-

jektkostenbarwerte (PKBW) ermittelt. Alle aufgestellten Varianten sind als nut-

zensgleich zu betrachten, im Hinblick auf die ordnungsgemäße Abwasserbeseiti-

gung je eines abgegrenzten Entsorgungsgebietes. Damit ist gemäß KVR-Leitlinie 

die Voraussetzung für die Anwendung der dynamischen Kostenvergleichsrech-

nung mittels Barwertmethode erfüllt. 

Um eine gesamtwirtschaftliche Betrachtungsweise zu gewährleisten, sind auch die 

Kosten, die von privaten Grundstückseigentümern zu tragen sind, wie zum Bei-

spiel Grundstücksleitungen, Hauspumpwerke u.ä., bei allen im Kostenvergleich 

untersuchten Varianten mit anzusetzen, da sie bei der Errichtung von neuen Ent-

wässerungssystemen zur funktionellen Einheit gehören. 

Für den Neubau von bestehenden Bürgermeisterkanälen werden keine kalkulato-

rischen Kosten bei den Variantenvergleichen mit einbezogen (s. a. Kapitel 2.3.4). 

2.4.2 Kostenermittlung 
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Als Verfahren, mit dessen Hilfe die Kosten ermittelt werden können, wurde die 

Kostenschätzung angewendet. Diese dient als Teil der Vorplanung zur überschlä-

gigen Ermittlung der Gesamtkosten [KVR-Leitlinie nach LAWA, 2005] und basiert 

auf den Ergebnissen der in der technischen Variantenaufstellung ermittelten Be-

darfsangaben, z. B. Ausbaulängen, Mengen usw..  
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Investitionskosten sind die zur Erstellung, zum Erwerb oder zur Erneuerung von 

Anlagen erforderlichen einmalig aufzuwendenden Kosten [KVR-Leitlinie nach 

LAWA, 2005].  

Die Festlegung der spezifischen Investitions- und Betriebskostenansätze für die 

einzelnen Anlagenteile erfolgte durch Auswertung von mehreren fachtechnischen 

Quellen. Herangezogen wurden zum Beispiel Angaben von Lieferanten 
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(Fa. JUNG-Pumpen), interne Kostenansätze des Umweltfachbereiches Bautzen- 

Regierungsbezirk Dresden, die Annahmen des Abwasserbeseitigungskonzeptes 

der Gemeinde Göda, sowie Auskünfte von lokalen Ingenieurbüros (eta AG engi-

neering Bautzen).   

Die Investitionskosten von Pump- und Hebewerken sowie Kleinkläranlagen wur-

den nicht gesondert nach baulichem Teil und maschinellem Teil aufgeführt. Übli-

cherweise geht der bauliche Teil mit 1/3 und der maschinelle Teil mit 2/3 in die 

gesamten Investitionskosten ein. Die Investitionskosten der Pumpstationen und 

Kleinkläranlagen (Einzel- und Gruppenkläranlagen) berücksichtigen natürlich auch 

Erdarbeiten, Lieferung und Montage.   

Bei allen Modellrechnungen wurden die Reinvestitionskosten nach Ablauf der Nut-

zungssdauer den Erstinvestitionskosten gleichgesetzt. 
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Die für den Betrieb, Wartung, Instandhaltung und Überwachung von Anlagen er-

forderlichen finanziellen Aufwendungen werden als "laufende Kosten" bezeichnet. 

Dabei sind Personal-, Sach-, Energie-, und sonstige Kosten (z.B. Schlammentsor-

gung) mit einbezogen. 

Die Bestimmung der laufenden Kosten für Anlagenteile erfolgte auf derselben Ver-

fahrensgrundlage wie im vorstehenden Kapitel 2.4.2.2. 

Zu den laufenden Kosten bei der zentralen Entsorgungslösung Variante 1 und der 

semizentralen öffentlichen Variante 2 gehören die Kosten für Personal, Energie, 

Instandhaltung inklusive Fremdleistungen, Material- und Sachkosten, Schlamm-

entsorgung, Abwasserabgabe und Überwachung.  

Bei Variante 1 (zentrale Entsorgung) fällt als ein wesentlicher Bestandteil der lau-

fenden Kosten der Aufwand für die Mitbehandlung des Abwassers in der Kläranla-

ge Dreikretscham an. Diese Behandlungskosten wurden von der Gemeindever-

waltung Göda mit derzeit 1,20 Euro brutto je eingeleitetem Kubikmeter Abwasser 

angegeben. Als Berechnungsgrundlage für die jährlichen Behandlungskosten 

wurde als spezifischer Abwasseranfall der für die Ortsteile durchschnittliche 

Frischwasserverbrauch von ca. 74 L/d*E [Gemeindeverwaltung Göda, 2008] an-

gesetzt. 

Die laufenden Kosten für die Kleinkläranlagen enthalten Wartung, Kontrolle, 

Schlammentsorgung und Energie und wurden grundstücksbezogen, abhängig von 
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der jeweils zu entsorgenden Einwohnerzahl ermittelt. Zusätzliche Benutzungsge-

bühren für private Klarwassereinleitungen in Bürgermeisterkanäle werden vorerst 

nicht einbezogen, weil es zur Zeit keine satzungsrechtliche Grundlage hierfür gibt 

und weil im Fall von derartigen Gebührenerhebungen die Grundstücksbesitzer 

bestrebt sind, auf eigene Ableitungen über Privatgrundstücke oder Versickerung 

auszuweichen. 
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Die Festlegung der Nutzungsdauer für die Anlagen erfolgte nach den in Kapitel 

2.4.2.2 genannten Quellenangaben und befindet sich in Übereinstimmung mit den 

empfohlenen Werten der LAWA in der KVR-Richtlinie. Für die Kleinkläranlagen 

wurde die durchschnittliche Nutzungsdauer abweichend von den Empfehlungen 

der LAWA (10 bis 15 Jahre) in dieser Untersuchung mit 18 Jahren angesetzt, um 

eine verbesserte Vergleichbarkeit mit den Anlagennutzungsdauern zu erreichen. 

Die Modifizierung wird als zulässig und zielführend angesehen, weil sie nach Mei-

nung des Autors noch im üblichen Toleranzbereich der praktischen Nutzungsdau-

ern der Anlagen liegt. 

2.4.3 Finanzmathematische Aufbereitung der Kosten 
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Der Untersuchungszeitraum ist der Zeitraum, für den die Kostenvergleichsrech-

nung durchgeführt wird und innerhalb dessen die Varianten auszuführen sind. Er 

soll in der Regel zwischen 30 und 60 Jahren liegen. Der Basisuntersuchungszeit-

raum für Anlagen der Abwasserableitung beträgt nach Angaben der LAWA 60 

Jahre. Der individuelle Untersuchungszeitraum einer Alternative entspricht in etwa 

der durchschnittlichen Nutzungsdauer der Anlagen. 

Die vier vorliegenden Entsorgungsvarianten besitzen unterschiedlich große indivi-

duelle Untersuchungszeiträume. Um eine Kostenvergleichsrechnung mit Projekt-

kostenbarwerten durchführen zu können, war die Wahl eines längeren Untersu-

chungszeitraumes erforderlich. Der Untersuchungszeitraum, der gleichzeitig der 

Nutzdauer des langlebigsten Anlagenteils (Freigefällekanal) entspricht, wurde aus 

rechentechnischen Gründen mit 72 Jahren festgelegt, um ein gemeinsames Viel-

faches der Nutzdauern der kürzerlebigen Anlagen der Entsorgungsvarianten 3 und 

4 zu erhalten. Bezugszeitpunkt der Modellrechnungen ist der Beginn des Jahres 

2009. Laufende Kosten werden erstmals zu Beginn des Jahres 2010 verrechnet. 
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Als Standardwert für die Basisberechnung wurde ein Zinssatz von 3 % p.a. ange-

setzt. Der vorstehend genannte Zinssatz ist als Realgröße angegeben, da das 

Prinzip der Realbewertung zu beachten ist [KVR-Leitlinie nach LAWA, 2005]. Das 

heißt, das die zu unterschiedlichen Zeitpunkten anfallenden Kosten aufgrund der 

Geldwertänderung (in der Regel Inflation) nicht unmittelbar vergleichbar sind. Viel-

mehr müssen alle Kostengrößen auf die Kaufkraftverhältnisse eines Basisjahres 

bezogen werden (einheitlicher Preisstand). 
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Prinzipiell sind laut LAWA der Vergleich der Projektkostenbarwerte und derjenige 

der Jahreskosten gleichwertig. Für den vorliegenden Fall war der „Vergleich äqui-

valenter Projektkostenbarwerte“ am zweckmäßigsten, da die Alternativen zwar 

den gleichen Betriebsbeginn, aber unterschiedlich lange Nutzungsdauern besit-

zen, wodurch die Einbeziehung von Reinvestitionen der Alternativen notwendig 

war. Damit erhält man äquivalente Projektkostenbarwerte - die an die 72-jährige 

Nutzungsdauer der Entsorgungsalternativen 1 und 2 angepassten Projektkosten-

barwerte. Das Problem der Verrechnung von Restwerten wird somit umgangen, 

was sonst laut KVR-Leitlinie zu unzutreffenden Ergebnissen führen würde. 

Die über den Untersuchungszeitraum verteilten nominalen Kosten jeder Alternati-

ve mussten auf den Bezugszeitpunkt umgerechnet werden, um wertmäßig tat-

sächlich vergleichbare Kosteninformationen zu erhalten und  um die Kostenreihen 

gegenüberstellen zu können. 

Im Hinblick auf die Anwendung der finanzmathematischen Formeln zur zeitlichen 

Gewichtung von Kostengrößen wurde unterschieden in: 

Laufende Kosten mit und ohne Berücksichtigung von Preissteigerungen 

Der Barwert für die nach dem Bezugszeitpunkt über n Jahre (Jahre 1 bis n) jähr-

lich wiederkehrenden laufenden Kosten wird durch Multiplikation mit dem Diskon-

tierungsfaktor  für gleichförmige Kostenreihen (DFAKR) ermittelt.  

Wenn die Kostenreihe durch jährlich konstante Steigerungsraten, wie das in der 

vorliegenden Arbeit in Form von Betriebskostensteigerungen im Rahmen der 

Empfindlichkeitsprüfung der Fall ist, charakterisiert wird, so spricht man von einer 

progressiv steigenden Reihe. Der Barwert für diese Kostenreihen ergibt sich durch 
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Multiplikation der Ursprungskostengröße (mit dem Preisstand zu diesem Zeit-

punkt) mit dem Diskontierungsfaktor für Reihenprogression (DFAKRP). 
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          i = Zinssatz (absolut), n = Zinszeitraum in Jahren, 
    rLK = Betriebskostensteigerungsrate (absolut) 

 

Bei den durchgeführten Berechnungen wurden die laufenden Kosten zur Ermitt-

lung der Barwerte generell mit dem Diskontierungsfaktor für progressiv steigende 

Kostenreihen (DFAKRP) multipliziert, da im Fall einer Preissteigerungsrate 

rLK = 0 % der DFAKRP identisch mit dem DFAKR ist. 

Reinvestitionskosten mit und ohne Berücksichtigung von Preissteigerungen (Bau-

kosten) 

Um den Barwert der nach n Jahren (unter Berücksichtigung der jeweiligen Nut-

zungsdauer der Anlagen) nach dem Bezugszeitpunkt anfallenden Kostengröße 

der Reinvestitionen zu ermitteln, erfolgte die Multiplikation mit dem Diskontie-

rungsfaktor für eine Einzelzahlung (DFAKE). 
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 i = Zinssatz absolut, n = Zinszeitraum in Jahren 
 

Um in der Empfindlichkeitsprüfung die Barwerte unter Ansatz von Preissteige-

rungsraten (in der vorliegenden Arbeit in Form von Baukostensteigerungen) ermit-

teln zu können, erfolgte die Hochrechnung der Reinvestitionskosten mit dem Ak-

kumulationsfaktor für Einzelzahlungen (AFAKE). Jedoch fungiert die Preissteige-

rungsrate (hier Baukostensteigerung rlK) mathematisch gesehen wie ein realer 

Zinssatz. In der Formel wurde demzufolge mit der absoluten Baukostensteigerung 

rlK statt mit dem absolutem Zinssatz gerechnet. 
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 n = Zinszeitraum in Jahren 
                rlK = Baukostensteigerung (absolut) 
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Die zum Bezugszeitpunkt äquivalenten Barwerte der finanzmathematisch umge-

rechneten laufenden Kosten wurden zu den Investitionskosten addiert, ebenso wie 

die Barwerte der umgerechneten Reinvestitionskosten. Auf diese Weise erhält 

man für jedes Jahr des Untersuchungszeitraumes den entsprechenden Barwert 

und am Ende des Untersuchungszeitraumes den Projektkostenbarwert als Sum-

me der Barwerte. 

2.4.4 Kostengegenüberstellung 

Um eine belastbare Entscheidungsfindung zu gewährleisten, wurden die Projekt-

kostenbarwerte (PKBW) der Basisberechnung und entsprechend die Barwerte der 

Empfindlichkeitsprüfungen für die vier Entsorgungsvarianten in ihrer zeitlichen 

Entwicklung verglichen und über den gesamten Untersuchungszeitraum grafisch 

abgebildet (Anlage 4.1 ff), da erst die grafische Darstellung zeigt, ob die Kosten-

vorteilhaftigkeit der Vorzugsvariante zu jedem Zeitpunkt gegeben ist. 

Neben dem grafischen Vergleich erfolgte die Aufstellung und Gegenüberstellung 

der PKBW zu drei ausgewählten Bezugszeitpunkten (Anlagen 3.30 und 3.61). Die 

Barwerte der kostengünstigsten Variante wurden aus Anschaulichkeitsgründen bei 

der Basisberechnung und den Empfindlichkeitsuntersuchungen jeweils farblich 

hervorgehoben (Anlagen 3.30 und 3.61).  

Die erste Aufstellung und Untersuchung der Barwerte erfolgte nach einem Zeit-

raum von 25 Jahren, da laut RL SWW 2007 die Kostenvorteilhaftigkeit der Vor-

zugsvariante innerhalb der ersten 25 Jahre eingetreten sein soll. Zudem sind in 

diesem Zeitraum relativ zeitnah Reinvestitionen erforderlich. Aus kommunaler 

Sicht sind die ersten 25 Jahre des Untersuchungszeitraumes ebenfalls als ent-

scheidungsrelevant zu betrachten, da dies häufig der Laufzeit von langfristigen 

Bankdarlehen entspricht. Der Entscheidungsträger (im Fall Variante 1 und 2 die 

Gemeinde oder im Fall Variante 3 und 4 die Grundstücksbesitzer) hat so die Mög-

lichkeit, über wichtige Aspekte der Leistungserbringung neu zu entscheiden. 

Neben der Kostenvorteilhaftigkeit der ersten 25 Jahre erfolgte die Untersuchung 

der Kostenvorteilhaftigkeit nach 50 Jahren und zum Ende des gesamten Untersu-

chungszeitraumes nach 72 Jahren, um die langfristige Entwicklung der Projektkos-

tenbarwerte zu prüfen. 

Für jeden Modell-Ort wurde sowohl für die Basisberechnung als auch für alle 

durchgeführten Empfindlichkeitsprüfungen anhand der gegenübergestellten Pro-
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jektkostenbarwerte die monetäre Vorteilhaftigkeit der vier Untersuchungsvarianten 

bewertet und eine Einstufung nach der Rangfolge ihrer Kostenvorteilhaftigkeit vor-

genommen (Anlagen 3.31 und 3.62). Für die Einstufung „vorteilhaft“ wurde eben-

falls noch eine maximale Abweichung von 10 % zum jeweils günstigsten Projekt-

kostenbarwert zugelassen.  

Für den Fall, dass die Kostenvorteilhaftigkeit der Vorzugsvariante nicht zu jedem 

Zeitpunkt gegeben ist, so ist für die Wahl entscheidend, ob der Aufgabenträger 

eine zeitnahe Vorteilhaftigkeit anstrebt oder langfristig zugunsten künftiger Nutzer-

generationen investieren will. Das Ende des gewählten Untersuchungzeitraumes 

wäre in so einem Fall für die Wahl der Vorzugsvariante maßgeblich [SMUL, Ab-

wasserinvestitionen im ländlichen Raum, 2004]. 
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2.4.5 Empfindlichkeitsprüfung/ Szenarienaufstellung  
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Empfindlichkeitsuntersuchungen können wesentlich zur Risikominimierung und 

Erhöhung der Entscheidungssicherheit beitragen und sind laut LAWA zwingend in 

der dynamischen Kostenvergleichsrechnung durchzuführen, weil den Betrachtun-

gen letztlich nur eine Vielzahl von Annahmen zu Grunde liegen. Daher ist die 

Auswirkung von Abweichungen wichtiger Einflussgrößen auf den Projektkosten-

barwert und infolgedessen die Wahl der Vorzugsvariante zu überprüfen. 

In den durchgeführten Empfindlichkeitsprüfungen wurden die Parameter Zinssatz, 

Preissteigerungen, Kostenansätze und Nutzungsdauer variiert. Darüber hinaus 

wurden die Auswirkungen auf die Barwerte bei Bevölkerungsrückgang untersucht. 

Abweichend von den Empfehlungen der LAWA und entgegen den Vorgaben ge-

mäß RL SWW 2007 wurde zusätzlich der Einfluss eines möglichen staatlichen 

Fördermittelzuschusses auf die Kostenvorteilhaftigkeit der Varianten betrachtet, 

um gemäß Aufgabenstellung auch diesen Aspekt mit zu untersuchen.  Auf die ein-

zelnen Parameter wird in den nachfolgenden Kapiteln näher eingegangen. 

Sinnvollerweise wurden die einzelnen Parameter in den durchgeführten Empfind-

lichkeitsprüfungen zusätzlich miteinander kombiniert. Tabelle 2 verschafft einen 

Überblick über die - analog für beide Modell-Orte - durchgeführten Berechnungen 

und Parameter.   

Der Untersuchungszeitraum von 72 Jahren blieb während der Empfindlichkeitsbe-

trachtungen unverändert.  

Im Einzelfall mögliche private Eigenleistungen der Bürger, und damit erzielbare 

marginale Reduktionen beim Ansatz der Investitionskosten wurden nicht berück-

sichtigt. Ein Eigenleistungsanteil könnte in der Regel nur bei Erdarbeiten wirksam 

werden, welche in allen vier Entsorgungsvarianten anfallen. Somit ergibt sich rein 

rechnerisch keine Änderung in der Rangfolge der Kostenvorteilhaftigkeit. Deswei-

teren darf nicht generell davon ausgegangen werden, dass jeder Grundstücksei-

gentümer gleichermaßen in der Lage ist, Eigenleistungen tatsächlich zu erbringen.  
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Tabelle 2: Empfindlichkeitsprüfungen / Parameter 

Lfd. 
Nr. 

Parameter 

0 Basisberechnung 

  i = 3% 

1 i = 5% 

2 i = 3%, Fördermittel 

3 i = 5%, Fördermittel 

4 i = 3%, Bevölkerungsrückgang bis 2020 um 10% 

  ohne unterstellten Wohnungsleerstand 

5 i = 5%, Bevölkerungsrückgang bis 2020 um 10% 

  ohne unterstellten Wohnungsleerstand 

6 i = 3%, Fördermittel, Bevölkerungsrückgang (wie unter 5) 

7 i = 5%, Fördermittel, Bevölkerungsrückgang (wie unter 5) 

8 i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3% 

9 i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3% 

10 i = 3%, Nutzungsdauer 

11 i = 5%, Nutzungsdauer 

12 i = 3%, Kostenansätze 

13 i = 5%, Kostenansätze 

14 i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%, Fördermittel, Bevölkerungsrückgang (wie unter 5) 

15 i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%, Fördermittel, Bevölkerungsrückgang (wie unter 5) 

16 i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%, Kostenansätze, Nutzdauer 

17 i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%, Kostenansätze, Nutzdauer 

18 i = 3%, rlK = 2%, rLK = 3%, Kostenansätze, Nutzdauer, Fördermittel, Bevölkerungsrückgang 

19 i = 5%, rlK = 2%, rLK = 3%, Kostenansätze, Nutzdauer, Fördermittel, Bevölkerungsrückgang 

I = Zinsatz; rlK = jährliche Baukostensteigerung; rLK = jährliche Betriebskostensteigerung 
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Der für die Empfindlichkeitsprüfung maßgebende Bereich liegt bei Zinssätzen zwi-

schen 2 und 5 %. In dynamischen Kostenvergleichsrechungen erscheinen laut 

LAWA bei niedrigen Zinssätzen Alternativen mit hohen Investitionskosten und ge-

ringen laufenden Kosten vorteilhafter, dagegen erscheinen bei höheren Zinssät-

zen Alternativen mit niedrigen Investitionskosten und hohen laufenden Kosten vor-

teilhaft.  
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Um die vorgenannten Auswirkungen der Zinssätze auf die Wirtschaftlichkeit der 

vorliegenden Entsorgungsvarianten zu untersuchen, wurden die Barwerte der vier 

Varianten für die empfohlene Variationsbreite von 2…5 % ermittelt und über den 

einzelnen Zinssatzhöhen grafisch dargestellt. Das erfolgte jeweils nach 25, 50 und 

72 Jahren Betrachtungzeitraum. Diese spezielle Zinssatzuntersuchung erfolgte als 

Vorstufe zu den 19 Empfindlichkeitsprüfungen. In diesen wurden die Parameter 

dann jeweils mit einem Realzinssatz von 3 % und mit einem Realzinssatz von 5 % 

untersucht, um der unterschiedlichen Empfindlichkeit der PKBW der einzelnen 

Varianten von der Höhe des Zinssatzes gerecht zu werden. 
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Die derzeit gültige Förderrichtlinie in Sachsen (RL SWW 2007) sieht im Vergleich 

zur Förderrichtlinie Wasserwirtschaft (FRW 2002) nicht mehr nur Fördermittel für 

Anlagen zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung vor, sondern auch verstärkt 

Fördermittel für dezentrale Entsorgungslösungen (vollbiologische KKA). Vor die-

sem Hintergrund wurden mögliche Auswirkungen von Fördermittelzuschüssen auf 

die Barwerte der vier Varianten untersucht.  

Ermittlung der Fördermittelzuschüsse für Variante 1 und 2 (öffentlicher Zuwen-

dungsempfänger) laut RL SWW 2007 

Der Festbetragszuschuss für den Neubau der Schmutzwasserkanäle und Pump-

werke beträgt 150 € je neu angeschlossenen Einwohner.  

€150*)( xxFM �  (4) 

  
 x = Anzahl neu anzuschließender Einwohner (gesamt) 

 

Für die Neuerrichtung der vollbiologischen Kleinkläranlagen wurde der Zuschuss 

aus dem Grundbetrag von 1500 € (entspricht 4 EW) je neu zu errichtender KKA 

ermittelt, zuzüglich 150 € für jeden weiteren anzuschließenden Einwohner. Der 

Förderzuschuss für Variante 2 ergibt sich aus der Summe der Formeln (4) und (5). 

� � €150*4*€1500*);( EWyxyyxFM ���  (5) 

  
               x = Anzahl anzuschließender Einwohner (gesamt) 
 y = Anzahl zu errichtender KKA (gesamt) 

 

Für den verbleibenden Betrag kann der kommunale Aufgabenträger gegebenen-

falls ein zinsverbilligtes Darlehen in Anspruch nehmen. In der vorliegenden KVR 
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wurden staatliche Fördermittelzuschüsse ausschließlich in Form von Festbeträgen 

betrachtet. Rechnerisch waren Darlehen mit der angewendeten Projektkostenbar-

wertmethode nicht zu erfassen. 

Ermittlung der Fördermittelzuschüsse für Varianten 3 und 4 (private Zuwendungs-

empfänger) laut RL SWW 2007 

Der Fördermittelbetrag setzt sich beim Neubau der KKA aus dem Grundbetrag 

von 1500 € (4 EW), zuzüglich 150 € für jeden weiteren an die KKA angeschlosse-

nen Einwohner zusammen.  

� � €150*4€1500)( EWxxFM ���  (6) 

  
               x = Anzahl anzuschließender Einwohner pro KKA 

 

Die Fördermittelbeträge wurden für jedes Grundstück separat ermittelt, abhängig 

von der Anzahl der pro Grundstück anzuschließenden Einwohner. 

Nachdem die derzeitigen Fördermittelerwartungen für alle vier Entsorgungsvarian-

ten berechnet waren, wurde der prozentuale Anteil der Zuschüsse an den Erstin-

vestitionskosten ermittelt  und diese damit entsprechend reduziert. Die nach Ab-

lauf der Nutzungsdauern anfallenden Reinvestitionskosten mussten wieder ohne 

Reduzierung durch staatliche Förderung angesetzt werden.  
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Nach der aktuellen Prognose des Statistischen Landesamtes des Freistaates 

Sachsen ist für den Landkreis Bautzen bis zum Jahr 2020 voraussichtlich mit ei-

nem 7 bis 11 %-igen Bevölkerungsrückgang zu rechnen Sachsen [Stat. Lan-

desamt, 4. Regionalisierte Bevölkerungsprognose,2007] . 

Um die Auswirkungen einer negativen Bevölkerungsentwicklung auf die Kosten-

vorteilhaftigkeit der Entsorgungsvarianten rechnerisch einzubeziehen und den 

zeitlichen Verlauf darstellen zu können, mussten einige Modellannahmen getroffen 

werden. Zum einen wurde angenommen, dass die Zahl der Wohngrundstücke bis 

2020 in den Modellorten im Wesentlichen gleich bleibt, weil sich verkleinernde 

Haushaltsgrößen nicht automatisch zur Aufgabe von Wohngebäuden führen, so 

dass nach Ende des ersten Reinvestitionszyklus für kurzlebige Anlagen wie KKA 

wieder die vollen Reinvestitionskosten anfallen. Zum anderen wurde für den prog-

nostizierten, circa 10 %-igen Bevölkerungsrückgang die Modellannahme getroffen, 
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dass die Einwohnerzahl in beiden Orten bis 2020 jährlich durchschnittlich um je 

einen Einwohner abnimmt und sich infolgedessen der spezifische Abwasseranfall 

linear um 1 % pro Jahr verringert. Darauf basierend wurde eine jährliche 1 %-ige 

Abnahme der laufenden Kosten für Pumpwerke und KKA unterstellt, ebenso wie 

für die Abwassermitbehandlungskosten (Variante 1). 

Wegen noch nicht vorhandener amtlicher Bevölkerungsprognosen für den Zeit-

raum nach 2020 wurden die laufenden Kosten im Modell danach vorerst als kon-

stant fortlaufend angenommen. Aus diesem Grund sind hinreichend belastbare 

Aussagen über die Folgen  des Bevölkerungsrückganges auf die Kostenvorteilhaf-

tigkeit der Varianten allein für den Zeitraum der nächsten 10 Jahre möglich. 
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Zukünftige reale Preisänderungen und deren Einfluss auf die PKBW wurden zum 

einen in Form einer jährlichen Baukostensteigerung (rlK) und zum anderen in 

Form einer jährlichen Betriebskostensteigerung (rLK) untersucht. Die Empfindlich-

keitsprüfungen erfolgten unter Ansatz einer jährlichen Baukostensteigerung 

rlK = 2 % sowie einer jährlichen Betriebskostensteigerung rLK = 3 %, basierend 

auf den Ansätzen des Instituts für Abwasserwirtschaft Halbach von 2005. Die fi-

nanzmathematische Aufbereitung erfolgt mittels Formeln (1), (2) und (3). 
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Abweichungen in der Nutzungsdauer von Anlagen, z. B. bedingt durch Material- 

und Wartungsqualität u. ä., sind zu berücksichtigen. Die Nutzungsdauer der kurz-

lebigen Anlagen wurde dazu bei den betreffenden Empfindlichkeitsprüfungen um 

ca. 30 % erhöht. 
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Um mögliche Unsicherheiten bei der Kostenschätzung auszugleichen, wurden im 

Rahmen der Empfindlichkeitsprüfungen die Kostenansätze ausgewählter Anlagen 

variiert. Die Investitionskosten wurden dabei mit einer Bandbreite von +/- 15 % 

variiert. Bei den laufenden Kosten wurden bis zu 50 %-ige Abweichungen über-

prüft. 
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2.5 Gesamtkostenaufstellung und –vergleich 

2.5.1 Grundlagen der Anwendung 

Ebenso wie  die spezialisierten Kostenvergleichswerkzeuge (Dynamische KVR 

nach LAWA) betrachten die einfachen Kostenvergleichsverfahren ausgewählte 

Kostenarten, wie die Kosten für die Erstinvestition, die jährlichen Betriebskosten 

oder die Höhe der vom Staat gewährten Fördermittelzuschüsse. Jeder Anwender, 

z. B. eine abwasserbeseitungspflichtige Kommunalverwaltung oder ein anschluss-

pflichtiger Grundstückseigentümer, hat dabei eigene Schwerpunkte, die aus seiner 

Interessen- oder Finanzlage heraus entstehen. 

Die vorliegende Arbeit untersuchte deshalb die erarbeiteten abwassertechnischen 

Entsorgungsvarianten auch durch einfache Kostenvergleiche, deren Ergebnisse in 

Anlagen 2.14 bis 2.17 aufgeführt werden. Hier wurden die Kosten für die Erstin-

vestitionen und für die laufenden Kosten aus dem Blickwinkel der öffentlichen 

Hand und aus Sicht jedes Grundstückseigentümers verglichen. Dabei wurde auch 

die Einnahmenseite mit in den Vergleich einbezogen. Diese besteht aus einmali-

gen Anschlussbeiträgen, staatlichen Fördermitteln und den dauerhaft anzusetzen-

den Gebühren. Damit entstehen monetäre Vergleichszahlen, die im Gegensatz zu 

den nur untereinander gültigen Kostenvergleichszahlen nach KVR-Leitlinie, auch 

eine absolute Aussagekraft - auf Basis der derzeitigen Satzungs- und Förderver-

ordnungslage - für den interessierten Anwender besitzen.  

Die Gegenüberstellung der Variantenvorteilhaftigkeit nach KVR-Leitlinie und nach 

herkömmlichen einfachen Kostenvergleichen führt zu einer gegenseitigen Ergän-

zung der Aussagekraft der angestellten Gesamtuntersuchung. 

2.5.2 Investitionskosten und Einnahmen 

Nachdem die Kosten für die Erstinvestitionen (Einmalkosten) an Hand der techni-

schen Vorplanungen für die Entsorgungsvarianten ermittelt wurden (Anlagen 1.3 

bis 1.11 und Anlagen 2.1 ff), können sie jeweils aus Sicht der öffentlichen Bauträ-

gerschaft und aus Sicht der betroffenen Grundstückseigentümer konventionell 

verglichen werden.  

Die einfachen Investkostenvergleiche zwischen den modellierten Varianten haben 

Vor- und Nachteile: 
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Vorteilhaft ist die Betrachtung des Erstinvestitionsaufwandes, weil er sowohl quali-

tativ als auch quantitativ die Hauptkostengröße darstellt und nach jetziger staatli-

cher Förderpolitik die Grundlage für die Beantragung und Höhe der Zuschüsse für 

die Planungs- und Bauaufwendungen bildet. Außerdem ist die Höhe der Erstinves-

titionskosten leicht darstellbar und im Laufe der Realisierung leicht verifizierbar. 

Von Nachteil ist beim Vergleich der Erstinvestitionshöhen allein der Umstand, 

dass die mittel- bis langfristig nötigen Aufwandshöhen für technische bedingte Er-

satzinvestitionen nach Ablauf der Abschreibungsfrist bzw. nach tatsächlichem Er-

satzerfordernis nicht berücksichtigt werden. Das kann bei extremen technischen 

Anlagenunterschieden zu einem verzerrten Wirtschaftlichkeitsbild führen. Aller-

dings gilt dabei die Einschränkung, dass nutzensgleiche abwassertechnische Sys-

teme - soweit handelsüblich und mit Bauzulassung - bei ordnungsgemäßer War-

tung und regelmäßigem Ersatzteiltausch alle ein ähnliches Lebensdauerlevel auf-

weisen. 

Die einfache Darstellung und Vergleichbarkeit der Erstinvestionskosten für die öf-

fentliche Trägerschaft und die privaten Grundstückseigentümer kann genutzt wer-

den für die Darstellung der Umlageaufwendungen und der staatlichen Investitions-

zuschüsse nach landeseigener Fördermittelrichtlinie. In den Anlagen 2.15 und 

2.17 kann mit der Methode der Deckungsbeträge ein weiterer aussagefähiger 

Vergleich zwischen den Entsorgungsvarianten angestellt werden, der auf Basis 

des jetzigen Untersuchungsstandes belastbare Kostenhöhen für Erstinvestitions-

aufwand, Fördermittelerwartung und Auf- bzw. Abrechnung der Baubeitragsumla-

gen nennt. 

Die teilweise Deckung der Erstinvestionskosten durch staatliche Fördermittel ge-

mäß RL SWW 2007 findet in den Investkostenvergleichen nach den im Kapitel 

2.4.5.3 beschriebenen Regelungen Eingang, weil sie vom Investträger derzeit als 

sichere Voraussetzung der Kostendeckung angesetzt werden dürfen. Die staatli-

chen Fördermittel werden in Form von Festbetragszuschüssen gewährt und sind 

zuverlässig vorberechenbar. 

Als weitere sichere Quelle zur teilweisen Deckung der Investionskosten müssen 

die Baubeiträge der Anschlusspflichtigen bei den Varianten der öffentlichen Bau-

trägerschaft in die konventionellen Wirtschaftlichkeitsvergleiche einbezogen wer-

den, da sie nach Definition des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 

(SächsKAG) unter den Geltungsbereich der Kommunalabgaben fallen und damit 

satzungsrechtlich gesicherte Einnahmen („Anschlussbeitrag“) darstellen. Bei Wirt-
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schaftlichkeitsbetrachtungen aus Sicht der Grundstücksbesitzer erhöhen die ge-

forderten Anschlussbeiträge den Kostenaufwand. 

Weil sowohl im Erschließungsbeitragsrecht nach Baugesetzbuch (BauGB), als 

auch nach SächsKAG im Regelfall die gesamte Buchgrundstücksfläche von 

Grundstücken im unbeplanten Innenbereich - wie bei vorliegender Untersuchung 

zutreffend - zur Berechnung von Erschließungsbeiträgen angesetzt werden muss, 

gab es in der Vergangenheit oft Rechtsstreitigkeiten darüber, ob und wann Aus-

nahmen von der Regel zulässig sind. Nach derzeitiger Literaturmeinung 

(z.B. Kurz) sind bei fehlendem Bebauungsplan im Innenbereich von ländlichen 

Siedlungen die Buchgrundstücksgrößen in vollem Umfang für die satzungsgemä-

ße Berechnung der Anschlussbeiträge anzusetzen. Die in § 19 Absatz 1 

SächsKAG mehrdeutig formulierte Möglichkeit von Teilflächenabsetzungen sei im 

unbeplanten Innenbereich nur im „absoluten Ausnahmefall“ anwendbar. Nur die 

Grundstücke in sogenannter „Außenlage“ können unabhängig von der Existenz 

einer Bebauungsplanung eine Sonderbehandlung dadurch erfahren, dass sie vom 

Anschlusszwang an öffentliche Abwasserkanalnetze befreit werden.  

Im Gegensatz zur restriktiven fachjuristischen Gesetzesauslegung wird in der Pra-

xis der ländlichen Kommunen aus Gründen der Solidarität und Gerechtigkeit oft 

auch im unbeplanten Innenbereich eine sogenannte Flächeneingrenzung auf „bei-

tragsrelevante Größen“ für sehr große Wohngrundstücke oder Wohngrundstücke 

mit integrierten hinterliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen vorgenommen. 

Auch für den Modell-Ortsteil Storcha waren in einer älteren Globalberechnung zu 

diesem Zwecke zahlreiche Flächeneingrenzungen vorgenommen worden, die sehr 

kleinteilig waren und zu sehr geringer Refinanzierung durch Anschlussbeiträge 

geführt hätten. Für den Ortsteil Semmichau ist keine Flächeneingrenzungsrech-

nung aus Globalberechnungen bekannt.  

Deshalb musste für die Modellierung vergleichbarer Entsorgungsvarianten und 

Kostendeckungsmöglichkeiten in beiden Modell-Orten neu untersucht werden, ob 

und welche Wohngrundstücke einer Flächeneingrenzung auf beitragsrelevante 

Größe bedürfen. Es galt dabei, die wahrscheinliche Zulässigkeit einer Bebaubar-

keit bei sehr großen Wohngrundstücken einzuschätzen und einzugrenzen. Die 

vorgeschlagenen Eingrenzungen sind natürlich nicht rechtsverbindlich und neh-

men eine spätere Aktualisierung der Globalberechnung nicht vorweg. Im Ortsteil 

Storcha wurde eine Flächeneingrenzung bei sechs Wohngrundstücken und im 

Ortsteil Semmichau bei vier Wohngrundstücken für nötig erachtet (Anlagen 1.12 

und 1.13,  Anlagen 2.14 und 2.16). 
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Die Inanspruchnahme von zinsverbilligten Darlehen bei Fremdfinanzierung der 

Investitionskosten, wie sie der Freistaat Sachsen in der RL SWW 2007 als Option 

anbietet, hat keinen Einfluss auf den Wirtschaftlichkeitsvergleich verschiedener 

ländlicher Entsorgungslösungen. Die Finanzierungserleichterung (geldwerter Vor-

teil), die durch Inanspruchnahme vergünstigter Darlehen gegenüber Darlehen mit 

marktüblichen Zinssätzen entsteht, ist keine die Investitionskosten senkende Kos-

tengröße. Grundsätzlich verteuert jede Fremdfinanzierung das Bauvorhaben und 

so werden öffentliche und private Bauherren von Abwasserbauvorhaben bestrebt 

sein, ohne oder nur mit teilweiser Fremdfinanzierung zu arbeiten, um die zusätzli-

chen Belastungen durch Finanzierungskosten - gleich ob marktüblicher oder staat-

lich vergünstigter Darlehensart - zu vermeiden. 

2.5.3 Vergleich der Laufenden Kosten 

Ebenso wie der Aufwand für die Erstinvestion kann ein konventioneller Vergleich 

des voraussichtlichen jährlichen Aufwandes für Unterhalt und Betrieb der ver-

schiedenen technischen Varianten zu aussagefähigen Ergebnissen führen. Dabei 

gilt auch hier die Einschränkung, dass es sich um einen punktuellen Kostenver-

gleich handelt, der jedoch wiederum einer wichtigen Hauptkostenart gilt. 

Die laufenden Kosten für den Zeitraum eines Jahres bilden sich hauptsächlich aus 

den Kosten für die Sammlung und Fortleitung des Abwassers, die technologische 

Abwasserbehandlung und die allgemeinen Betriebs- und Wartungsaufwendungen. 

In der vorliegenden Untersuchung konnten betriebliche Gemeinkosten der Verwal-

tung und andere nichttechnische Aufwendungen nicht analysiert und einbezogen 

werden. Die Aussagekraft des Vergleiches zwischen den Entsorgungsvarianten 

bleibt dennoch erhalten, weil sowohl die modellierten Varianten als auch die bei-

den Ortsteile Storcha und Semmichau der gleichen abwasserbeseitigungspflichti-

gen Verwaltung und somit dem gleichen Gemeinkostensatz unterliegen.  

Der Vergleich der Laufenden Kosten kann deshalb nach Einbeziehung der jährli-

chen Abwassergebührenzahlungen der Anschlusspflichtigen an den Abwasserbe-

seitigungspflichtigen mit „Deckungsbetrag 2“ (Anlage 2.15 und 2.17 Zeile 10) mit 

ausreichender Aussagekraft abschließen. Der Deckungsbetrag 2 dient somit allein 

dem Aufzeigen der Vorteilhaftigkeit der Varianten und hat ohne weitere Aufberei-

tung noch keine absolute betriebswirtschaftliche Aussagekraft.  
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2.5.4 Selektive Kostenvergleiche 

Die vorstehend beschriebenen konventionellen Kostenvergleichsverfahren lassen 

es zu, für jeden öffentlichen oder privaten Kostenträger selektiv die auf ihn fallen-

den Kosten für die Erstinvestition und für die Laufenden Kosten in einfacher Weise 

darzustellen. Die in Kapitel 2.5.2 und 2.5.3 genannten methodischen Einschrän-

kungen schmälern dabei die Darstellung der Kostenunterschiede zwischen den 

Entsorgungslösungen nicht oder nur unwesentlich.  

Den Vertretern der abwasserbeseitigungspflichtigen Verwaltungseinheit wird mit 

der Möglichkeit der selektiven, bis hin zur grundstücksbezogenen Kostendarstel-

lung (z.B. Anlage 2.3 und 2.9), ein Werkzeug zur transparenten Begründung der 

gewählten technischen Entsorgungslösung in die Hand gegeben. Die Methodik 

der Wirtschaftlichkeitsvergleiche nach KVR-Leitlinie kann entsprechend ihrer an-

dersgearteten Aufgabenstellung solcherart selektive Ergebnisse nicht liefern.  

Als Fazit kann festgestellt werden, dass sowohl die finanztechnisch umfassende 

und langfristig vorausschauende Vergleichsmethodik nach KVR-Leitlinie, als auch 

die konventionellen Kostenvergleiche für die Beurteilung der Vorteilhaftigkeit von 

technischen Entsorgungsvarianten ländlicher Siedlungen nützlich sind. Jede der 

Methoden liefert spezifische Ergebnisse, die sich gegenseitig ergänzen. 

2.6 Übergreifende Ergebnisbewertung 

Im Abschluss werden die Ergebnisse der dynamischen Kostenvergleichsrechnung 

nach LAWA und der weiteren Kostenvergleiche einer zusammenfassenden Beur-

teilung unterzogen. Es wird darstellt, welche Faktoren auf die Vorteilhaftigkeit der 

verschiedenen abwassertechnischen Entsorgungsvarianten hauptsächlich einwir-

ken und welche Varianten dadurch bei welchen Randbedingungen wirtschaftlich 

zum Vorteil gereichen. 

Die Kostenvergleichsrechnungen nach KVR-Leitlinie zeigen die veränderliche 

Wirtschaftlichkeitsentwicklung über mittelfristige bis langfristige Zeiträume auf. 

Dabei handelt es sich um fiktive Prognoserechnungen mit relativem Bezug zwi-

schen den nutzensgleichen technischen Varianten. Im Ergebnis werden Verschie-

bungen der Vorteilhaftigkeit über die zukünftigen Jahrzehnte deutlich gemacht, die 

den Entscheidungsträgern aufzeigen, ob zeitnah vorteilhaft erscheinende Erstin-

vestitionen auch langfristig wirtschaftlich bleiben werden. 
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In der abschließenden Ergebnisbewertung wird eine kurze Einschätzung von 

nicht-monetären Gesichtspunkten bei der Beurteilung der ausgewiesenen Varian-

ten und ihrer technischen Eigenschaften gegeben, zum Beispiel in Hinsicht auf 

den Gewässerschutz, die Anpassungsfähigkeit an demografische Veränderungen, 

die und verschiedene Rechtsfragen. 
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3 Ortsteil Storcha 

3.1 Ausgangssituation 

3.1.1 Topografie und Siedlungscharakter 

Der Ortsteil Storcha befindet sich am nördlichen Rand des Verbandsgebietes Gö-

da, etwa 500 m westlich des Ortsteils Dreikretscham (Abbildung 1). Mit etwa 

205 m ü.HN liegt die Siedlung auffallend hoch gegenüber dem Umland. In südli-

cher, östlicher und nördlicher Richtung fällt das Gelände zum Teil stark ab 

(Abbildung 2).  

 

Abbildung 2: Topografische Lage des OT Storcha (Quelle: TK 10 Sachsen) 

Die Bebauung setzt sich größtenteils aus Ein- und Zweifamilienhäusern und eini-

gen Gehöften in ein- bis zweistöckiger Bauweise zusammen. Die Dorfform von  

Storcha wird fachlich als „lockerer Rundweiler“ bezeichnet.3 Die ursprüngliche 

Siedlungsform ist auch heute noch erkennbar. Die Häuser liegen locker verteilt um 

die Ortsmitte. Die Mehrzahl der Wohnhäuser und Gehöfte befindet sich unmittel-

bar an der Hauptstraße, welche den Ortsteil von Ost nach West durchquert. Eine 

                                            

3 http://hov.isgv.de/Storcha Letzter Zugriff: 07.01.2008 



- 67 - 

kleinere Häusergruppe befindet sich außerdem am Ende einer kurzen, nach Nor-

den verlaufenden Stichstraße, die am Ortsrand stark abfällt. Desweiteren gibt es 

wenige Hinterliegergrundstücke, deren Zugang über fremde Grundstücke erfolgt. 

An der südlich das Dorf verlassenden, ebenfalls stark abfallenden Straße befindet 

sich in ca. 200 Meter Entfernung von der Ortsmitte noch ein Einzelgrundstück. 

Es gibt derzeit 23 bewohnte Grundstücke mit insgesamt 95 gemeldeten Einwoh-

nern [Gemeindeverwaltung Göda, Stand 2008]. Öffentliche Einrichtungen mit ab-

wasserrelevanter Bedeutung, z. B. Schulen oder Kindertagesstätten, oder beach-

tenswerte Gewerbebetriebe sind nicht vorhanden. Das Spektrum der vorhandenen 

Wohngrundstücksgrößen ist sehr breit und umfasst sowohl relativ kleine 

Grundstücke mit einer Fläche unter 1.000 m2, aber auch Grundstücke mit Größen 

von weit über 10.000 m2 (Anlage 2.14 Spalte 4). Aus der folgenden Tabelle wird 

ersichtlich, dass sich etwa die Hälfte der Wohngrundstücke in einem Größenbe-

reich kleiner 2.000 m2 befinden. 

Tabelle 3: Verteilung der Grundstücksgrößen im OT Storcha 

Grundstück Anzahl der 
Grundstücke 

Verteilung 

m2 ME  Prozent 

<500 1 4,3 

<1000 4 21,7 

<1500 6 47,8 

<2000 1 52,2 

<5000 5 73,9 

<10000 2 82,6 

>10000 4 100,0 

 

3.1.2 Entwässerungssituation 

Bedingt durch die Hügellage des Ortes ist kein natürliches Vorflutgewässer vor-

handen. Des Weiteren existiert kein von der Kommunalverwaltung gewidmeter 

Bürgermeisterkanal im Sinne der Begriffsbestimmung in Kapitel 1.3. Entlang der 

ortsdurchführenden Hauptstraße existieren zum Teil auf beiden Seiten der Straße 

unterbrochene offene Straßengräben (Lageplan Anlage 1.2), die das bei Regen-

ereignissen im Straßenbereich anfallende Niederschlagswasser aufnehmen, teil-

weise versickern und den Überschuss auf Grünflächen am Ortsrand fortleiten. 
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Das auf der nördlichen Nebenstraße anfallende Niederschlagswasser wird zu ei-

nem kleinen Teil in Straßeneinläufen gesammelt und ebenfalls dem vorgenannten 

Graben an der  Hauptstraße zugeleitet.  

Das auf den Grundstücksflächen anfallende Niederschlagswasser wird zumeist 

dezentral versickert. Auf Dach- oder befestigten Flächen anfallendes Nieder-

schlagswasser wird von der überwiegenden Zahl der Grundstücksnutzer in Zister-

nen gesammelt und als Brauchwasser zur Gartenbewässerung genutzt oder um-

gehend auf den Grundstücken versickert. 

3.1.3 Bestehende Abwasserinfrastruktur 

Im Lageplan Anlage 1.2 und in der Anlage 5.1 wird die grundstücksgenaue Dar-

stellung der Bestandsanlagen nach dem Stand 2008 vorgenommen. Von den 23 

bewohnten Grundstücken werden derzeit 4 Grundstücke von vollbiologischen Ein-

zel-KKA (insgesamt 20 EW) entsorgt, die den geforderten Stand der Technik hin-

sichtlich einer vollbiologischen Ausbaustufe erfüllen und für die Klarwasserablei-

tung eine wasserrechtliche Erlaubnis besitzen. Darunter befindet sich auch das 

südlich gelegende Einzelgrundstück 93a, welches aufgrund seiner Entfernung zur 

Ortslage und seiner Tieflage in der Variantenplanung als dauerhafte Einzellösung 

für 5 EW eingeordnet wurde. Die verbleibenden 19 Grundstücke werden derzeit 

zum überwiegenden Teil über eigene Mehrkammerklärgruben, welche im Mittel 

älter als 20 Jahre sind, entsorgt. In Anlage 5.1 sind Angaben zu Baujahr und Typ 

der vorhandenen Anlagen, soweit bekannt, aufgeführt. 

Das Überlaufwasser der Mehrkammerklärgruben wird zum einen in privaten, zum 

Teil gemeinschaftlich genutzten Leitungsstrecken in Richtung des nördlich der 

Ortslage befindlichen Gewässers abgeführt (betrifft nördliche und nordöstliche 

Häusergruppen) und zum anderen mit Hilfe von Sickersträngen bzw. Unterflur-

Sickerschächten im Untergrund verbracht.  

3.2 Variantenaufstellung der technischen Entsorgung slösungen 

3.2.1 Variante 1: Zentrale Entsorgung mit Überleitu ng (öfftl.) 

Die zeichnerische Darstellung der zentralen Schmutzwasserentsorgungsvariante 

erfolgt im Lageplan Anlage 1.3. Die hieraus ermittelten Bedarfsangaben sind in 

den Anlagen 2.2 und 2.3 aufgestellt. 
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Im Hauptstraßenbereich befindet sich der Hauptkanal mit einer Mindestnennweite 

DN 200 einschließlich Revisionsschächte, welcher im freien Gefälle von West 

nach Ost verlaufend das in der Ortslage anfallende Schmutzwasser sammelt. Ab 

Ortsgrenze erfolgt die Überleitung weiter im Freigefälle über 525 m bis zum ersten 

vorhandenen Kanalschacht in Dreikretscham bis zur zentralen Kläranlage. 

Das Schmutzwasser der nördlich gelegenen unteren Gebäudegruppe (Hausnum-

mern 8 und 9) wird in einem separaten Freigefällekanal gesammelt, zum tiefsten 

Punkt am Ende der Häusergruppe geführt und mittels Unterflurpumpwerk und 

Druckleitung DN 80 zu einem Schacht des Freigefällekanalabzweiges gefördert, 

welcher in Höhe Haus Nr. 10 beginnt und zum Hauptkanal führt. 

Alle Grundstücke, einschließlich derer mit bestehenden KKA nach Stand der 

Technik (vergl. Kapitel 2.3.4 Abs. 4), haben mindesten je einen öffentlichen An-

schlusskanal DN 150 zu erhalten (laut Abwassersatzung Göda, 2008), welcher 

direkt an der privaten Grundstücksgrenze anliegt und das Grundstück mit dem 

Freigefällekanal verbindet. In Fällen von Hinterlieger-Grundstücken ist der öffentli-

che Anschluss gemeinsam zu nutzen. 

Die privaten Grundstücksleitungen mit der geforderten Nennweite von DN 150, 

welche die Verbindung mit dem öffentlichen Anschlusskanal realisieren sollen, 

bilden soweit möglich, die kürzeste Strecke zwischen der derzeitig genutzten 

Schmutzwasserschnittstelle des Gebäudes und dem an der Grundstücksgrenze 

befindlichen Anschlusskanal. Die grundstücksgenau ermittelten Bedarfsangaben 

hierzu sind der Anlage 2.3 zu entnehmen. 

Das südlich gelegene Grundstück 93a wird aufgrund seiner Entfernung (200 m) 

zur Ortslage und den Höhenverhältnissen als dauerhafte Einzellösung (betrifft Va-

rianten 1 und 2) betrachtet und aus Kostengründen vom Anschluss- und Benut-

zungszwang befreit. Die Schmutzwasserentsorgung findet bereits jetzt mit einer 

vollbiologischen KKA statt. Das Klarwasser wird auf privatem Grund versickert. 

3.2.2 Variante 2: Semizentrale Entsorgung mit große n Gruppen-KKA (öfftl.) 

Die zeichnerische Darstellung der semizentralen öffentlichen Schmutzwasserent-

sorgungsvariante erfolgt im Lageplan Anlage 1.4. Die hieraus ermittelten Bedarfs-

angaben sind in den Anlagen 2.2 und 2.3 aufgestellt. 

Die Sammlung des Schmutzwassers im Ort findet mit einem ähnlichen Ortskanal-

netz und Grundstücksleitungssystem wie bei Variante 1 beschrieben statt. Das 
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Schmutzwasser wird jedoch nicht übergeleitet zur zentralen Kläranlage, sondern 

wird in drei Gruppen-Kleinkläranlagen behandelt. Die Schmutzwasserbehandlung 

durch diese KKA findet jeweils kleinräumig zentralisiert für den westlichen (40 EW) 

und östlichen (33 EW) Teilbereich des Ortes, sowie für die tieferliegende nördliche 

Häusergruppe (17 EW) statt. Zur Klarwasserableitung sind Rohrableitungen in den 

nächstgelegenen Vorfluter, das Dreikretschamer Schwarzwasser, bzw. in Rich-

tung südliche und nördliche Geländesenke mit Weiher geplant. 

3.2.3 Variante 3: Semizentrale Entsorgung mit klein en Gruppen-KKA (privat) 

Die zeichnerische Darstellung der semizentralen privaten Schmutzwasserentsor-

gungsvariante erfolgt im Lageplan Anlage 1.5. Die hieraus ermittelten Bedarfsan-

gaben sind in den Anlagen 2.2 und 2.3 aufgestellt. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass bereits vier vollbiologische KKA nach 

Stand der Technik vorhanden sind und der Planungsgrundsätze aus Kapitel 2.3.4, 

sind für diese Entsorgungsvariante vier kleine Gruppen-Kleinkläranlagen vorgese-

hen. Die verbleibenden sechs Grundstücke werden jeweils mittels grundstücksei-

gener Einzel-KKA entsorgt. Damit kann auf den Bau längerer Kanalverbindungen 

verzichtet werden, was die Wirtschaftlichkeit für die privaten Bauträger fördert.  

Die Grundstücksleitungen zur Ableitung des behandelten Abwassers werden bis 

zur Einmündung in vorhandene private Unterflurschächte nur auf den ersten Me-

tern hinter dem Ablauf der KKA neu gebaut und nutzen so die bestehenden eige-

nen Ableitungs- bzw. Versickerungsanlagen weiter. 

3.2.4 Variante 4: Dezentrale Entsorgung mit Einzel- KKA (privat) 

Die zeichnerische Darstellung zur Anlage der dezentralen privaten Schmutzwas-

serentsorgungen erfolgte im Lageplan Anlage 1.6. Die hieraus ermittelten Be-

darfsangaben sind in den Anlagen 2.2 und 2.3 aufgestellt. 

Nach Abzug bereits vorhandener vollbiologischer KKA sind bei dieser Entsor-

gungsvariante 19 grundstückseigene Kleinkläranlagen zu errichten. 

Für die Klarwasserableitung ist, ähnlich wie bei Variante 3, die Weiternutzung vor-

handener privater Ableitungs- bzw. Versickerungsanlagen möglich. Lediglich die 

ersten Meter hinter dem Ablauf der KKA bis zur Einbindung in den bestehenden 

Unterflurschacht bzw. Sickerschacht sind in jedem Falle neu zu bauen.  
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3.2.5 Angeschlossene Einwohnerwerte 

Um möglichst praxisbezogen zu arbeiten, wurden bei der Planung der Varianten, 

wie im Kapitel 2.3.4 Abs. 2 näher ausgeführt, die derzeit vorhandenen abwasser-

technische Anlagen (vollbiologische KKA nach S.d.T.) berücksichtigt. Grundstü-

cke, welche durch bereits vorhandene regelgerechte KKA entsorgt werden, muss-

ten bei der Planung der Varianten 3 und 4 nicht mehr einbezogen werden. Hinge-

gen müssen bei den Varianten 1 und 2 alle Anschlusspflichtigen, mit Ausnahme 

der Außenlieger, aufgrund des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Kapitel 2.3.4 

Abs. 4) und des geltenden Satzungsrechtes an die öffentliche Abwasserbehand-

lungsanlage angeschlossen werden. Tabelle 4 bietet einen Überblick über die An-

zahl der Einwohner, die pro Variante neu anzuschließen waren. 

Tabelle 4: Neu angeschlossene Einwohner OT Storcha 

95 EW gesamt 
Untersuchungsvarianten 

zentral dezentral 

1 Zentrale öfftl. Entsorgung mit Überleitung 90 EW 0 EW 

2 Semizentrale öfftl. Entsorgung (große Gruppen) 90 EW 0 EW 

3 Semizentrale priv. Entsorgung (kleine Gruppen) 0 EW 75 EW 

4 Dezentrale private Entsorgung 0 EW 75 EW 
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3.3 Dynamische Kostenvergleichsrechung nach KVR - L eitlinie 

3.3.1 Kostenaufstellung 
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Die Ermittlung der Investitionskosten erfolgte getrennt nach Kosten für die öffentli-

che Hand und für die einzelnen Grundstückseigentümer auf der Grundlage der 

zeichnerisch ermittelten Bedarfsangaben und den spezifischen Kostenansätzen 

mit Tabelle Anlage 2.1.   

In Anlage 2.2 sind die Ergebnisse der Ermittlung der öffentlichen Investitionskos-

ten mit spezifischen Kostenansätzen und den technisch erforderlichen Anlagen 

zusammengestellt.   

Der technische Aufwand und die daraus folgenden Investitionskosten für jeden 

einzelnen Grundstückseigentümer sind in Tabelle Anlage 2.3 aufgestellt. Für alle 

Entsorgungsvarianten 1 bis 4 war so für den Modell-Ortsteil Storcha die Gesamt-

höhe der Investitionskosten erfasst und für die wirtschaftlichen Vergleichsrech-

nungen verwendbar. 

Die Zusammenstellung in Tabelle 5 zeigt den Investitionskostenspiegel: 

Tabelle 5: Übersicht der Investitionskosten OT Storcha 

Variante 1 
Zentrale Entsorgung  

(öfftl.) 

Variante 2 
Semizentrale öfftl. 

Entsorgung 

Variante 3 
Semizentrale private 

Entsorgung 

Variante 4 
Dezentrale private 

Entsorgung 

öffentlich 
privat 

(in Summe) 
öffentlich 

privat 
(in Summe) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

[Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] 

317.890 48.650 429.500 48.650   136.820   153.970 

366.540 478.150 136.820 153.970 
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In analoger Vorgehensweise wurde auf Grundlage der technischen Varianten und 

der statistischen Angaben der Kommunalverwaltung für jede Entsorgungsvariante 

der jährlich entstehende Gesamtbetrag an laufenden Kosten berechnet. In 

Tabelle 6 sind die Summen für den gesamten Ort verzeichnet. Die laufenden Kos-
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ten setzen sich aus den Teilkosten zusammen, die für einzelnen Anlagen/-teile 

unter Berücksichtigung der spezifischen Kostenansätze (Anlage 2.1 Spalte 5) und 

den Aufwandsmengen ermittelt wurden (Anlagen 2.6 und 2.7), sowie unter Be-

rücksichtigung der anteiligen laufenden Kosten bei der Überleitungsvariante 1. 

Tabelle 6: Übersicht der  jährlichen laufenden Kosten OT Storcha 

Variante 1 
Zentrale Entsorgung  

(öfftl.) 

Variante 2 
Semizentrale öfftl. 

Entsorgung 

Variante 3 
Semizentrale private 

Entsorgung 

Variante 4 
Dezentrale private 

Entsorgung 

öffentlich 
privat 

(in Summe) öffentlich 
privat 

(in Summe) öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

[€/a] [€/a] [€/a] [€/a] [€/a] [€/a] [€/a] [€/a] 

4.757 500 8.134 500   9.050   10.300 

5.257 8.634 9.050 10.300 
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In den tabellarischen Berechnungen der Anlagen 2.4 und 2.5 werden, getrennt 

nach Art des Empfängers (öffentliche Hand, Grundstücksbesitzer), der Rechen-

gang und die Höhe der möglichen staatlichen Fördermittelzuschüsse aufgeführt 

und dazu deren jeweiliger prozentualer Anteil an den Investitionskosten.  

Die folgende Tabelle zeigt die ermittelten Summen der Zuschüsse für jede Varian-

ten. 

Tabelle 7: Übersicht Summe der Fördermittelerwartung OT Storcha 

Variante 1 
Zentrale Entsorgung  

(öfftl.) 

Variante 2 
Semizentrale öfftl. 

Entsorgung 

Variante 3 
Semizentrale private 

Entsorgung 

Variante 4 
Dezentrale private 

Entsorgung 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

[Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] 

13.500   29.700     21.000   29.850 

 



- 74 - 

3.3.2 Finanzmathemathische Aufbereitung 

Die in Tabelle 5 und Tabelle 6 dargestellten Ergebnisse der Kostenermittlung so-

wie die Angaben zur Nutzungsdauer (Anlage 2.1 Spalte 3) wurden der Basisbe-

rechnung zugrunde gelegt und sind in Tabelle 8 zusammengefasst. 

Tabelle 8: Investitions- und laufende Kosten der Basisberechnung OT Storcha 

  
Variante 1: 

Zentral  
öfftl. 

 Variante 2: 
Semizentral 

öfftl.  

 Variante 3:  
Semizentral 

priv.  

 Variante 4: 
Dezentral 

priv.  

  ND         

  Jahre Euro Euro Euro Euro 

 Investkosten Kanäle 72 296.250  346.400  0  0  

 Investkosten Grundleitungen 72 48.650  48.650  42.420  32.970  

 Investkosten Druckleitungen 36 14.640  0  0  0  

 Investkosten Pumpw./ KKA 18 7.000  83.100  94.400  121.000  

Investkosten        gesamt    366.540  478.150  136.820  153.970  

 Lauf. Kosten Kanäle   1.155  1.434  0  0  

 Lauf. Kosten Druckleitungen   85  0  0  0  

 Lauf. Kosten Pumpwerke/ 
KKA 

  1.100  7.200  9.050  10.300  

 AW-Behandlungskosten 
KA Dreikretscham 

  2.917  0  0  0  

Laufende Kosten  gesamt    5.257  8.634  9.050  10.300  
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Die finanzmathematische Aufbereitung für die Basisberechnung wurde mit den in 

folgender Tabelle aufgestellten Eingangsparametern  durchgeführt. 

Tabelle 9: Eingangsparameter der Basisberechnung OT Storcha 

Untersuchungszeitraum 72 Jahre 

Bezugszeitpunkt 2009 

realer Zinssatz i 3,00% 

Jährliche Baukostensteigerung rlK keine 

Jährliche Betriebskostensteigerung rLK keine 

 

3.3.3 Kostengegenüberstellung Basisberechnung 

Die Projektkostenbarwerte (PKBW) der untersuchten Entsorgungsvarianten wur-

den mittels der beschriebenen Eingangsparameter und den im Kapitel 2.4.3.3 dar-

gestellten Berechnungsgrundlagen ermittelt (Rechengang in Anlage 3.10). Die 

ermittelten Barwerte der Basisberechnung sind für die drei Betrachtungszeiträume 

in folgender Tabelle gegenübergestellt: 

Tabelle 10: Kostengegenüberstellung Basisberechnung (i = 3%) OT Storcha 

PKBW 25 PKBW 50 PKBW 72 
Variante 

(nach 25 Jahren) (nach 50 Jahren) (nach 72 Jahren) 

  [Euro] [Euro] [Euro] 

1 462.193 513.380 533.909 

2 677.308 777.785 826.015 

3 349.859 457.695 509.727 

4 404.400 531.810 593.777 

Rot: kostenvorteilhaftester Barwert 
Blau: max. 10%-ige Abweichung vom vorteilhaftesten Barwert 
(Tabellen-Auszug aus Anlage 3.30) 

 

Der Vergleich der ermittelten PKBW der Basisberechnung ergibt am Ende des 

Untersuchungszeitraumes von 72 Jahren und nach dem Betrachtungszeitraum 

von 25 bzw. 50 Jahren eine Kostenvorteilhaftigkeit der Variante 3 (Semizentrale 

private Gruppenlösungen). Variante 4 (dezentrale Einzel-KKA) nimmt nach 25 und 

50 Jahren den 2. Rang ein (Tabelle 11), wird aber nach 72 Jahren von Variante 1 

(Zentrale Entsorgung mit Überleitung) ersetzt, welche mit einer maximal 10 %-igen 

Abweichung vom günstigsten Barwert als noch kostenvorteilhaft eingeschätzt wird. 
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Als ungünstigste Entsorgungslösung und in jedem Fall als kostenunvorteilhaft 

stellt sich Variante 2 (Semizentrale öffentliche Gruppenlösungen) nach allen drei 

Betrachtungszeiträumen dar. 

Tabelle 11: Rangfolge der Varianten nach Kostenvorteilhaftigkeit Basisberechn.  

Reihenfolge der Kosten- 
vorteilhaftigkeit 

Reihenfolge der Kosten- 
vorteilhaftigkeit 

Reihenfolge der Kosten- 
vorteilhaftigkeit 

nach 25 Jahren  nach 50 Jahren  nach 72 Jahren 

vorteilhaft nicht vorteilhaft vorteilhaft nicht vorteilhaft vorteilhaft nicht vorteilhaft 

3 4, 1, 2 3 4, 1, 2 3, 1 4, 2 

(Tabellenauszug aus Anlage 3.31) 

 

Der Vorteil der Variante 3 gegenüber den anderen Entsorgungsvarianten in Form 

von kapitalisierten Kostenersparnissen wurde für die drei Betrachtungszeiträume 

in Abbildung 3 grafisch dargestellt. Der größte Kostenvorteil, d.h. Abstand, besteht 

gegenüber der Variante 2 und beträgt jeweils über 300.000 €, wenn er sich auch 

etwas verringert mit fortschreitender Betrachtungszeit. 

Kostenvorteil der Variante 3
Basisberechnung
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Abbildung 3: Kostenersparnisse Variante 3 gegenüber anderen  OT Storcha 

Laut Abbildung 3 wird eine Tendenz deutlich, wonach sich die Höhe der kapitali-

sierten Kostenersparnis über die Zeit ändert, abhängig von der Entsorgungsvari-
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ante. Dies wird besonders bei Betrachtung der Überleitungsvariante 1 deutlich. In 

diesem Fall wird der Kostenvorteil über die Laufzeit deutlich geringer und die kapi-

talisierte Kostenersparnis beträgt nach 72 Jahren nur noch ca. 24.000 €. Demge-

genüber nimmt der Kostenvorteil zur Variante 4 über die Zeit zu. Zeigt sich bei 

dieser Variante nach 25 Jahren noch eine relativ geringe Kostenersparnis, so wird 

der Kostenvorteil über die Jahre immer größer, was letztendlich auch in der Ände-

rung der Reihenfolge der Kostenvorteilhaftigkeit deutlich wird (Tabelle 11). 

Die grafische Darstellung der Barwerte über die Zeit (Abbildung 4) bestätigt noch-

mals die Kostenvorteilhaftigkeit der Variante 3 zu jedem Zeitpunkt. Es wird aber 

auch die Abnahme des Kostenvorteils der Variante 3 gegenüber Variante 1 mit 

zunehmender Betrachtungszeit deutlich und analog dazu der steigende Kosten-

vorteil gegenüber Variante 4. Die vorgenannte Änderung in der Rangfolge der 

Kostenvorteilhaftigkeit bezüglich der Varianten 1 und 4 findet nach 36 Jahren statt. 
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Abbildung 4: Kostenbarwertentwicklung der Basisberechnung OT Storcha 

Das Fazit der Basisberechnungen nach dem Vergleichsverfahren der LAWA ist, 

dass die Entsorgungsvariante 3, d.h. die semizentralen kleinen Abwasserbehand-

lungsanlagen in privater Trägerschaft, sich als deutliche Vorzugsvariante gegen-

über den anderen Lösungen sowohl kurzfristig als auch langfristig erweist. 
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Die Basisberechnungen müssen jedoch im Folgenden mittels Empfindlichkeitsprü-

fung darauf hin untersucht werden, welche Auswirkungen auf die Projektkosten-

barwerte eintreten, wenn wichtige Eingangsparameter von der ersten Modellan-

nahme (Basisberechnung) abweichen, wie es für einen langen Voraussagezeit-

raum auf jeden Fall angenommen werden muss.    

3.3.4 Empfindlichkeitsprüfungen 
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Nach den im Kapitel 2.4.5.2 erläuterten Grundsätzen wurde der Einfluss des Zins-

satzes auf die Projektkostenbarwerte ermittelt und in den Abbildungen 

Abbildung 5, Abbildung 6, und Abbildung 7 grafisch dargestellt. Dabei wird deut-

lich, dass die Projektkostenbarwerte der Varianten 3 und 4, welche sich durch 

niedrige Investitionskosten und relativ hohe laufende Kosten auszeichnen, stärker 

vom Zinssatz abhängen, als Varianten 1 und 2, die durch hohe Investitionskosten 

und geringere laufende Kosten (im Vgl. zu Varianten 3 und 4) gekennzeichnet 

sind. 
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Abbildung 5: Barwerte mit variierten Zinssätzen nach 25 Jahren OT Storcha 
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Barwerte mit veränderten Realzinssätzen (nach 50 Ja hren)
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Abbildung 6: Barwerte mit variierten Zinssätzen nach 50 Jahren OT Storcha 

Barwerte mit veränderten Realzinssätzen (nach 72 Ja hren)
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Abbildung 7: Barwerte mit variierten Zinssätzen nach 72 Jahren OT Storcha 

Die Abhängigkeit vom Zinssatz ist nach 25 Jahren (Abbildung 5) noch nicht sehr 

ausgeprägt, nimmt aber in den Folgejahren stark zu (Abbildung 6). Dies hat zur 

Folge, dass sich die kostenvorteilhafteste Variante am Ende des Untersuchungs-

zeitraumes (nach 72 Jahren) abhängig von der betrachteten Zinshöhe ergibt 

(Abbildung 7). Das heisst, das die Variante 3 (semizentral privat), welche sich 

nach 25 bzw. 50 Jahren für alle untersuchten Zinssätze als kostengünstigste Vari-

ante  darstellt, nach 72 Jahren erst über einem kritischen Zinssatz von 2,6 % als 
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vorteilhaft betrachtet werden kann (Abbildung 7). Diese Zinssatzabhängigkeit wird 

ebenfalls an der „Überschneidung“ der Barwert-Kurven der Variante 4 (niedrige 

Investkosten, hohe laufende Kosten) mit Variante 1 (hohe Investkosten, niedrige 

laufende Kosten) bei einem kritischen Zinssatz von 4 % deutlich. 

Wie im Kapitel 2.4.5.2 erläutert, erfolgte die eben ausgeführte spezielle Zinssatz-

untersuchung zusätzlich bzw. in Vorbereitung der nachfolgend durchgeführten 

19 Empfindlichkeitsprüfungen. In diesen werden die Parameter mit einem Real-

zinssatz von 3 % und entsprechend mit einem Realzinssatz von 5 % untersucht, 

um der unterschiedlich starken Abhängigkeit der Varianten von der Höhe des be-

trachteten Zinssatzes gerecht zu werden. 
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Preissteigerungsraten fanden in Form einer jährlichen Baukostensteigerung von 

real 2 % und einer gleichzeitig stattfindenden jährlichen Betriebskostensteigerung 

von real 3 % Eingang in die Sensitivitätsanalyse. 
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In Tabelle 12 sind die im Rahmen der Empfindlichkeitsprüfung veränderten Kos-

tenansätze ausgewählter Anlagen/-teile abgebildet.  

Tabelle 12: Veränderte Kostenansätze ausgewählter Anlagen/-teile Storcha 

 Investitionskosten  Laufende Kosten  

Freigefällekanäle DN 200 
im Straßenbereich/ Gelän-

de 
keine Änderung 0,50 €/m*a (-50%) 

Druckleitung im Straßen-
bereich (DN 80) 

100 € (-15%) 0,40 €/m*a (-40%) 

Kleines Unterflurpump-
werk bis 20 EW 8000 € (+15%) keine Änderung 

KKA - 4 EW 5100 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 6 EW 5950 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 8 EW 6800 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 10 EW 8500 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 20 EW 15900 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 30 EW 22200 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 40 EW 27400 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 50 EW 31450 € (-15%) keine Änderung 

Angabe in Klammer ist die prozentuale Veränderung gegenüber der Basisberechnung 
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Bei den Anlagen/-teilen in Tabelle 13 wurde die Nutzungsdauer (ND) verändert. 

Tabelle 13: Veränderte Nutzungsdauer ausgewählter Anlagen/-teile Storcha 

Anlagen/-teil Nutzungsdauer in Jahren 

Kleines Unterflurpumpwerk bis 20 EW 24 (18) 

KKA 4 bis 50 EW 24 (18) 

Angaben in Klammer stehen für die in der Basisberechnung zugrunde gelegten Nutzungsdauern 

 



- 82 - 

������$  ("�	
�����

�

Zur Einbeziehung staatlicher Fördermittel in die Untersuchung nach KVR-Leitlinie 

wird in Kapitel 2.4.5.1 eine Erklärung gegeben. Tabelle 14 enthält die um den je-

weiligen Fördermittelfestbetrag (Tabelle 7) reduzierten Investitionskosten, die so in 

den entsprechenden Empfindlichkeitsszenarien Eingang fanden. 

Tabelle 14: Investitionskosten mit Fördermittelzuschüssen OT Storcha 

  Investitionskosten [€] 

Variante 1: 352.978  (-3,7% FM) 

Variante 2: 448.505  (-6,2% FM) 

Variante 3:  115.887  (-15,3% FM) 

Variante 4: 124.100  (-19,4% FM) 

Angaben in Klammern entsprechen dem prozentualen Anteil der Fördermittel an den Investkosten der  
Basisrechnung 
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Der Bevölkerungsrückgang muss bei den Empfindlichkeitsprüfungen als wichtige 

Stellgröße berücksichtigt werden. Das fand nach den im Kapitel 2.4.5.4 beschrie-

benen Grundsätzen und Modellannahmen in den Berechnungen Eingang. Daraus 

folgt für den Ortsteil Storcha, dass bei einem unterstellten 10 %-igen Rückgang im 

Jahr 2020 noch rund 85 Einwohner wohnhaft sein werden. Die Widerspiegelung in 

den Laufenden Kosten ist in folgender Tabelle aufgeführt. 

Tabelle 15: Verminderung der Laufenden Kosten bei Bevölkerungsrückgang 

          Ausgangswerte [€] jährliche Verringerung 

Variante 1: 5.257  (-43,4 €/a) 

Variante 2: 8.634  (-72 €/a) 

Variante 3:  9.050  (-90 €/a) 

Variante 4: 10.300  (-103 €/a) 

Klammerwerte =  Beträge, um die die laufenden Kosten ab 2010 jährlich reduziert werden bis 2020 
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Zur Prüfung der Belastbarkeit der Basisberechnung wurden insgesamt 19 Emp-

findlichkeitsprüfungen durchgeführt, deren Eingangswerte und Rechengänge in 
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den Anlagen 3.1 bis 3.8 bzw. Anlagen 3.11 bis 3.29 dargestellt sind. Die zeitliche 

Entwicklung der Projektkostenbarwerte wurde sowohl für die Basisberechnung, als 

auch für die Empfindlichkeitsprüfungen grafisch ausgewertet (Anlagen 4.1 bis 

4.20). Die ermittelten Projektkostenbarwerte der Basisberechnung und der Sensi-

tivitätsanalyse wurden jeweils nach einem Zeitraum von 25, 50 bzw. 72 Jahren 

aufgestellt (Anlage 3.30).   

Anschließend wurde die Kostenvorteilhaftigkeit aller vier Untersuchungsvarianten 

anhand der ermittelten PKBW jeweils nach den genannten Zeiträumen beurteilt, 

wobei eine maximale Abweichung von 10 % zum jeweils günstigsten PKBW als 

Limit zugelassen wurde. In Tabelle 16 sind die Resultate der Untersuchungen ab-

lesbar. Für jede Empfindlichkeitsprüfung erfolgte eine Einstufung der Varianten 

nach dem Rang ihrer Kostenvorteilhaftigkeit. 

Tabelle 16: Ergebnisse der durchgeführten Empfindlichkeitsprüfungen Storcha 

 
(Tabellenauszug Anlage 3.31) 
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Im Ergebnis der durchgeführten Sensitivitätsanalyse ist festzustellen, dass die in 

der Basisberechnung als vorteilhafteste Abwasserlösung ermittelte Variante 3 

(semizentrale private Gruppenlösungen), bei Betrachtung des nach Richtlinie 

SWW 2007 maßgeblichen Zeitraumes von 25 Jahren, in allen 19 durchgeführten 

Empfindlichkeitsprüfungen als kostengünstigste Variante bestehen bleibt. 

Nach 50 Jahren ist die Kostenvorteilhaftigkeit der Variante 3 noch bei 16 Empfind-

lichkeitsprüfungen der Fall. Bei einer dieser Prüfungen konnte des Weiteren die 

Variante 1 (Zentrale Entsorgung mit Überleitung) noch als kostenvorteilhaft einge-

stuft werden, wogegen bei insgesamt drei Empfindlichkeitsprüfungen ausschließ-

lich Variante 1 als kostenvorteilhaft eingestuft wird. 

Am Ende des Untersuchungszeitraumes von 72 Jahren bleibt Variante 3 bei ins-

gesamt 14 Empfindlichkeitsprüfungen als kostengünstigste Variante bestehen. Bei 

sechs dieser Prüfungen konnte auch Variante 1 ebenfalls noch als kostenvorteil-

haft befunden werden. Bei fünf Empfindlichkeitsprüfungen ist ausschließlich Vari-

ante 1 als kostenvorteilhaft. 

Bei spezifischer Betrachtung der Empfindlichkeitsprüfungen bezüglich einzelner 

Parameter kommt man zu folgenden Feststellungen: 

Parameter Fördermittel (Empfindlichkeitsprüfungen 2 und 3): Die ausgereichten 

Fördermittel in Form von Festbetragszuschüssen wirken sich nicht auf die Rang-

folge der Kostenvorteilhaftigkeit aus, da die einfließenden Erstinvestitionskosten 

aller Varianten gleichermaßen um einen Förderbetrag ähnlicher Größenordnung 

(Tabelle 7) reduziert sind. Die anfallenden Reinvestitionskosten nach Ablauf der 

jeweiligen Nutzungsdauer mussten ohne Förderung berechnet werden, so dass 

der zeitliche Verlauf der PKBW (Anlagen 4.3, 4.4) dem der Basisberechnung 

(Abbildung 4) entspricht. 

Parameter Bevölkerungsrückgang (Empfindlichkeitsprüfung 4 und 5): Die unter 

Berücksichtigung des bis 2020 prognostizierten Bevölkerungsrückganges durch-

geführten Empfindlichkeitsprüfungen zeigen, dass die Rangfolgeneinstufung der 

Varianten hinsichtlich Kostenvorteilhaftigkeit unverändert bleibt (Tabelle 16). Der 

Verlauf der PKBW über die Zeit entspricht sowohl für den vom Bevölkerungsrück-

gang konkret betroffenen Zeitraum bis 2020, als auch für den restlichen Untersu-

chungszeitraum dem Verlauf der Basisberechnung. Als Gründe hierfür sind die 

weiter in voller Höhe anfallenden Reinvestitionskosten zu nennen. Darüber hinaus 

wirkte sich die aus dem Bevölkerungsrückgang hergeleitete Reduktion der laufen-

den Kosten bei allen Varianten in ähnlichen Dimensionen aus. 
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Parameter Preissteigerungsraten (Empfindlichkeitsprüfung 8 und 9): Bei Berück-

sichtigung von Preissteigerungsraten in Form von Bau- und Betriebskostensteige-

rungen sind Änderungen in der Rangfolge der Kostenvorteilhaftigkeit der Varian-

ten zu erkennen. Die Variante 1 (zentrale Abwasserentsorgung mit Überleitung) 

stellt sich bei einem Zinssatz von 3 % nach einem Zeitraum von 50 Jahren und bei 

einem Zinssatz von 5 % nach 72 Jahren als kostenvorteilhaft dar (Tabelle 16). 

Hier zeigt sich erwartungsgemäß eine größere Empfindlichkeit der Barwerte der 

mit höheren laufenden Kosten belasteten Varianten 3 und 4, welche außerdem im 

Vergleich zu Variante 1 auch häufigere und höhere Reinvestitionen erfordern. 

Konkret findet die Rangfolgenänderung bei Empfindlichkeitsprüfung 8 (niedrigerer 

Zinssatz 3 %) nach 36 Jahren (Anlage 4.9) und bei Empfindlichkeitsprüfung 9 (hö-

herer Zinssatz 5 %) nach 60 Jahren (Anlage 4.10) statt. Dieses unterschiedliche 

Reagieren der PKBW je nach betrachteter Zinssatzhöhe begründet sich mit den in 

Kapitel 3.3.4.1 gewonnenen Erkenntnissen zur unterschiedlich großen Empfind-

lichkeit der PKBW auf die Höhe des Zinssatzes je nach Kostenstruktur der Entsor-

gungsvariante. 

Parameter Nutzungsdauer (Empfindlichkeitsprüfungen 10 und 11): Die Erhöhung 

der Nutzdauer der kurzlebigen Anlagen (KKA und Pumpwerke) verringert zwar die 

Häufigkeit der erforderlichen Reinvestitionen und damit die Höhe der Projektkos-

tenbarwerte der betroffenen Varianten, hat aber nach Berechnung keine Änderung 

in der Rangfolge der Kostenvorteilhaftigkeit zur Folge. 

Parameter Kostenansätze (Empfindlichkeitsprüfungen 12 und 13): Die variierten 

Kostenansätze führten zu keiner veränderten Kostenvorteilhaftigkeit.   

Die in den Empfindlichkeitsprüfungen 14 bis 19 (verschiedene Parameterkombina-

tionen)  teilweise auftretende Änderung in der Rangfolge der Kostenvorteilhaftig-

keit nach 50 Jahren zugunsten der Variante 1, gründet sich auf der vorgenannten 

höheren Empfindlichkeit der PKBW der Varianten 3 und 4 bei angesetzten Preis-

steigerungen aufgrund ihrer hohen laufenden Kosten und häufigen Reinvestitio-

nen.  

Im Weiteren wird infolge der jeweils analog mit variierten Zinssätzen (3 % und 

5 %) durchgeführten Empfindlichkeitsprüfungen ein Trend deutlich, wonach bei 

niedrigen Zinssätzen die Alternativen mit hohen Investitionskosten und geringen 

laufenden Kosten (Variante 1) vorteilhafter erscheinen. Dagegen erscheinen bei 

höheren Zinssätzen diejenigen Alternativen mit niedrigen Investitionskosten und 

hohen laufenden Kosten (Varianten 3 und 4) vorteilhafter. 
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3.3.5 Ergebnisbeurteilung der dynamischen KVR für d en OT Storcha 

Nach allen vorliegenden Ergebnissen der dynamischen Kostenvergleichsrechnung 

für den Modell-Ort Storcha ist festzustellen, das die vom SMUL empfohlene zeit-

nahe Vorteilhaftigkeit innerhalb von 25 Jahren nach Erstinvestition von der Varian-

te 3 (semizentrale kleine Gruppenlösungen) sowohl durch die Basisberechnung, 

als auch in allen Empfindlichkeitsprüfungen ausgewiesen wird.  

Die Variante 4 (private Einzelkleinkläranlagen) bleibt die „zweitbeste“ Lösung, zu-

mindest im kurz- bis mittelfristigen Betrachtungszeitraum bis 50 Jahre. 

Der Unterschied der monetären Vorteilhaftigkeit zwischen der (Vorzugs-)Variante 

3 und der Variante 4 liegt hauptsächlich in den höheren grundstücksbezogenen 

Investitionskosten bei Variante 4 begründet, da bei der Erstwahl der Ausbaugröße 

der Einzel-KKA unabhängig von der tatsächlich vorhandenen Einwohnerzahl,  

mindestens vier Personen zugrunde gelegt werden müssen und so eine feste Min-

destinvestitionshöhe je Grundstück anfällt. Bei Variante 3 (Gruppen-KKA) kann 

und muss die tatsächliche Zahl der angeschlossenen Einwohnerwerte angesetzt 

werden, was sich auf die Investitionskosten insgesamt - und durchaus beabsichtigt 

- bessernd auswirkt. 

Bei Betrachtung der langfristigen Vorteilhaftigkeiten über 50 Jahre kommt es zu 

Verschiebungen in der Rangfolge der Varianten zugunsten der Variante 1 (zentra-

le Entsorgung des Ortes mit Überleitung zur KA Dreikretscham), welche mit fort-

schreitendem Untersuchungszeitraum immer deutlicher wird. Bei der gesamtwirt-

schaftlich für Abwasseranlagen gebotenen langfristigen Berechnung über 72 Jah-

re stellt sich die Variante 1 in der Mehrzahl der Empfindlichkeitsprüfungen und 

ebenso in der Basisberechnung als als monetär gleich vorteilhaft dar. (Hier sei 

aber wieder auf die neuen Grundsatzempfehlungen der sächsischen Landesregie-

rung verwiesen, die den Zeitraum bis 25 Jahre als Vorteilskriterium setzt.) 

Nur für die Variante 2 (semizentrale Gruppen-Kleinkläranlagen in öffentlicher Trä-

gerschaft) muss eine monetäre Unvorteilhaftigkeit sowohl nach Basisberechnung 

als auch bei allen Empfindlichkeitsprüfungen über den gesamten Kurz- bis Lang-

fristzeitraum festgestellt werden. Wieder ist hierfür der Hauptkostenfaktor, die In-

vestitionskosten, verantwortlich: Der Neubau von öffentlichen Gruppen-

Kleinkläranlagen in erforderlicher Kombination mit dem Bau öffentlicher Schmutz-

wasserkanäle und Klarwasserableitungen führt zu den Kostennachteilen (s.a. An-

lage 2.2). 
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3.4 Gesamtkostenaufstellung und -vergleich 

3.4.1 Investitionskostenvergleich 

Die Abbildung 8 zeigt die reinen Erstinvestitionskosten, welche für jede Abwasser-

entsorgungslösung anfallen würden, getrennt nach öffentlicher und privater Bau-

trägerschaft ohne Deckung durch Fördermittel oder Umlagen mittels Baubeiträge. 

Es wird ein erheblicher finanzieller Mehrkostenaufwand für die Umsetzung der 

öffentlichen Varianten 1 und 2 im Vergleich zu den privaten Varianten deutlich. 

Der finanzielle Aufwand für Variante 2 ist hierbei am größten, bedingt durch den 

Neubau öffentlicher Gruppen-KKA in Verbindung mit einem öffentlichen Kanalsys-

tem und Klarwasserableitungssystem. 
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Abbildung 8: Vergleich der Erstinvestitionskosten ohne Berücksichtigung von För-
dermitteln und Anschlussbeiträgen OT Storcha 

Abbildung 9 zeigt aus Sicht des jeweiligen Baukostenträgers die für jede Variante 

tatsächlich aufzubringenden Erstinvestitionsbeträge auf. Da öffentliche Entsor-

gungsanlagen zum großen Teil vom anschlusspflichtigen Bürger in Form von Bau- 

bzw. Anschlussbeiträgen refinanziert werden, erfolgte eine Kostenumlage (s. a. 

Anlage 2.15). Dies bedeutet konkret, dass die nach Kapitel 2.5.2 ermittelten 

grundstücksgenauen Anschlussbeiträge (Anlage 2.14) für die Grundstückseigen-

tümer als zusätzliche Mehrkosten bei Realisierung der Varianten 1 und 2 entste-
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hen. Die Investitionskosten der Kommune reduzieren sich entsprechend der 

Summe der eingeforderten Anschlussbeiträge (Anlage 2.15). Die Kosten der Erst-

investition wurden bei allen Varianten um den jeweils möglichen staatlichen För-

dermittelfestbetrag (Tabelle 7) reduziert.  
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Abbildung 9: Selektiver Vergleich der Investitionskosten unter Berücksichtigung 
von Fördermitteln und Anschlussbeiträgen, OT Storcha 

In der Auswertung nach Abbildung 9 ist festzustellen, dass die Kostenumlage 

durch die Anschlussbeträge für die Grundstückseigentümer ein exorbitantes An-

steigen der Erstkostenbelastung bei den öffentlichen Varianten 1 und 2 zur Folge 

hat. Des Weiteren wird deutlich, dass die ermittelte Höhe der Anschlussbeiträge 

nicht zu einer vollen Deckung der Investitionskosten der öffentlichen Varianten 1 

und 2 führen kann. Bedingt durch die vergleichsweise hohen Bauinvestitionskos-

ten der Variante 2 ist die Deckungslücke hier noch höher im Vergleich zu Varian-

te 1. 

Die Varianten 3 und 4, welche sich durch einen Kostenbetrag von ca. 8.000 € nur 

gering voneinander unterscheiden, heben sich aus Sicht der Grundstücksbesitzer 

durch eine deutliche Kostenersparnis in summarischer Höhe von rund 160.000 € 

von den öffentlichen Varianten ab. 
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3.4.2 Vergleich der Laufenden Kosten 

Ebenso wie die vorgenannten Anschlussbeiträge, kann die abwasserbeseiti-

gungspflichtige Kommune nach SächsKAG und eigener Abwassersatzung dauer-

hafte Abwassergebührenzahlungen einfordern, um die beim Betrieb von öffentli-

chen Anlagen entstehenden laufenden Kosten auf die Anschlusspflichtigen umle-

gen und den Bau der Anlagen zu refinanzieren. 

Abbildung 10 stellt die bei jeder Variante anfallenden laufenden Kosten dar, ge-

trennt für Kommune und Grundstückseigentümer auf der Basis der in Anlage 2.15, 

Zeile 10, ermittelten Deckungsbeträge. Dies geschieht unter Berücksichtigung der 

Abwassergebührenzahlungen (s. a. Anlage 2.14). Hier wird deutlich, dass die lau-

fenden Kosten für die Kommune (Varianten 1 und 2) komplett durch die Abwas-

sergebührenzahlungen der Grundstückseigentümer gedeckt werden. Der negative 

Betrag bei Variante 1 ist jedoch nicht als Überschuss zu werten, da in den laufen-

den Kosten noch keine Gemeinkosten oder sonstige Kosten enthalten sind. (In die 

Vorteilhaftigkeitsvergleiche über die Entsorgungsvarianten brauchten nicht alle 

Kostenarten, z.B. die gleichmäßig anfallenden Gemeinkosten, herangezogen wer-

den.) 
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Abbildung 10: Deckung der Laufenden Kosten durch Abwassergebührenzahlun-
gen OT Storcha 



- 90 - 

Für die Grundstückseigentümer fallen bei allen vier Entsorgungsvarianten glei-

chermaßen laufende Kosten an, die sich in ihrer Höhe nur geringfügig voneinan-

der unterscheiden (max. rund 1400 € in Summe). Die Entsorgungsvariante 4 mit-

tels Einzel-KKA weist hiernach die höheren Kosten auf. Allein sind die laufenden 

Kosten jedoch kein Kriterium für die Beurteilung der Vorteilhaftigkeit einer Varian-

te. 

3.4.3 Selektive Kostenvergleiche 

Da bei den öffentlichen Abwasserentsorgungslösungen (Variante 1 und 2) die Be-

lastung der Bürger hauptsächlich über satzungsgemäße einmalige Bauanschluss-

beiträge erfolgt, bekommt die kalkulatorische Ermittlung der Beitragsverteilung 

eine zentrale Bedeutung. Die Höhe der Beiträge hängt nach derzeitiger Regelung 

direkt von der Größe des anzuschließenden Grundstückes ab. Deshalb wurden 

alle Grundstücke einer separaten Beitragsermittlung unterzogen. In Auswertung 

der ermittelten einzelnen Anschlussbeiträge (Anlage 2.14) lässt sich die Belas-

tungsverteilung der betroffenen Grundstückseigentümer ermitteln (Tabelle 17). Es 

wird ersichtlich, dass sich der mittlere Beitrag zu einem Wert von 10.499 € errech-

net. Die Verteilung über die Anzahl der Betroffenen zeigt, dass mehr als 50 % der 

Betroffenen unter einem Beitragssatz von 7.394 € liegen. 

Tabelle 17: Auswertung der Anschlussbeiträge OT Storcha 

Gesamtbeiträge   230.972 EUR 

Anzahl der Grundstücke  22   

Durchschnittlicher Beitrag 10.499  EUR 

min. Beitrag   2.121 EUR 

max. Beitrag   26.202 EUR 

gewichteter Durchschnitt (ohne Min. und Max.) 10.132 EUR 

7.394 EUR Grenzwert der Beitragshöhe, unter dem 50% 
der Grundstücke liegen 

    

 

In einem nächsten Schritt wurde die private einmalige Gesamtkostenbelastung je 

Entsorgungslösung für jedes Grundstück separat bestimmt. Diese wurde für Vari-

anten 1 und 2 aus den Anschlussbeiträgen und den Bauinvestitionskosten für die 

Grundstücksleitungen und für Varianten 3 und 4 aus den Bauinvestitionskosten 

(KKA und Leitungen) abzüglich staatlicher Fördermittelzuschüsse ermittelt (Anla-

ge 2.18).  
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In Abbildung 11 wurden die Kosten jeder Variante über die konkreten Grund-

stücksgrößen aufgetragen. Dabei wird für die Varianten 1 und 2 ein Anstieg der 

Kostenbelastung mit steigender Grundstücksgröße deutlich, verursacht durch die 

lineare Abhängigkeit der Höhe der Anschlussbeiträge von der Größe der 

Grundstücke. Im Unterschied dazu steht die Kostenbelastung bei Variante 3 und 4 

in keinem kausalen Zusammenhang mit der Grundstücksgröße, verdeutlicht durch 

die annähernd waagerechten Trendlinien. 

Die leichte Differenz zwischen den Varianten 3 und 4 kann durch die etwas höhe-

ren Investitionskosten der Variante 4 verursacht werden, da unabhängig von der 

tatsächlichen Anzahl der Hausbewohner die dezentralen Einzel-KKA mit mindes-

tens 4 EW bemessen werden müssen, was eine feste Mindestinvestition mit sich 

bringt. Bei Variante 3 entstehen die Investitionskosten für die Gruppen-KKA ab-

hängig von der Zahl der gemeldeten Einwohner pro Grundstück. Mit steigender 

Grundstücksgröße steigt die Trendlinie der Variante 3 leicht an und gleicht sich 

der Linie von Variante 4 an. Dies hängt mit den höheren Investitionskosten für 

Grundstücksleitungen zusammen, da diese bei größeren Grundstücken entspre-

chend größere Aufwendungen zur Anbindung an die gemeinsame Gruppen-KKA 

erfordern.  

Private Kostenbelastung der Grundstückseigentümer i n Storcha je nach Grundstücksgröße
bei baulicher Erstinvestition nach Entsorgungslösun gen Variante 1 bis 4
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Abbildung 11: Private Kostenbelastung der Grundstückseigentümer bei baulicher 

Erstinvestition abhängig von Grundstücksgröße OT Storcha 
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Des Weiteren kann in Auswertung der Abbildung 11 festgestellt werden, dass die 

öffentlichen Entsorgungsvarianten 1 und 2 aus Sicht der Bürger ausschließlich bis 

Grundstücksgrößen von höchstens 900 m2 bzw. 1000 m2 kostengünstiger sind, als 

die privaten Entsorgungslösungen. Bei größeren Grundstücken ab ca. 1000 m2 

anrechenbarer Fläche stellen sich die privaten Varianten 3 und 4 eindeutig als 

kostenvorteilhafter dar. 

3.4.4 Ergebnisbeurteilung der einfachen Kostenvergl eiche für den OT Storcha 

Auch die angestellten selektiven Kostenvergleiche bestätigen im Wesentlichen die 

Vorteilhaftigkeit der privaten Entsorgungslösungen 3 und 4.   

Aus kommunaler Sicht entstehen bei Umsetzung dieser Varianten keine sofortigen 

Investitions- oder Folgekosten, wohingegen die Varianten 1 oder 2, trotz Teilumla-

ge der Kosten auf die Bürger, in jedem Fall Deckungslücken in der Finanzierung 

aufweisen würden (Abbildung 9), die durch den eigenen Haushalt oder durch 

Fremdfinanzierung (mit zusätzlichen Finanzierungskosten) geschlossen werden 

müssten. 

Aus Bürgersicht ist die Umsetzung der Variante 3 oder 4, neben der bei vielen 

Grundstücken deutlichen Investitionskostenersparnis, zudem als sozial gerechter 

zu werten, da hier die Erstkostenbelastung unabhängig von der Größe der 

Grundstücke stattfindet. Im Gegensatz dazu müssen bei Errichtung öffentlicher 

Abwasseranlagen die Eigentümer großer Grundstücke unabhängig von der Zahl 

der gemeldeten Einwohner einen weit größeren Refinanzierungsanteil in Form von 

Anschlussbeiträgen tragen, als Besitzer kleiner Grundstücke. Die Höhe der An-

schlussbeiträge kann bei Realisierung der öffentlichen Entsorgungslösungen im 

Einzelfall bis in eine Größenordnung von mehreren zehntausend Euro (Anlage 

2.14) führen. 

3.5 Zusammenfassung der monetären Untersuchungen OT  Storcha  

Die Beurteilung der vier modellierten Varianten zur Abwasserentsorgung des 

Ortsteiles Storcha hinsichtlich ihrer kostenmäßigen Vorteilhaftigkeit fällt nach allen 

durchgeführten Untersuchungen zu Gunsten der Semizentralen Abwasserentsor-

gung mittels kleiner privater Gruppen-Kleinkläranlagen (Variante 3) aus.   

Darüber hinaus konnte ermittelt werden, dass auch der Bau von grundstücksbe-

zogenen Einzel-Kleinkläranlagen, wie Variante 4, sowohl im Hinblick auf die Erst-

belastung der Bürger als auch im Sinne der vom Sächsischen Ministerium für 
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Umwelt und Landwirtschaft empfohlenen zeitnahen Wirtschaftlichkeit innerhalb der 

nächsten 25 Jahre vorteilhaft sind. 

Die Ergebnisse der in dieser Arbeit im Vordergrund stehenden monetären Unter-

suchungen müssen jedoch auch in Kontext zu weiteren, nicht-monetären Ge-

sichtspunkten gestellt werden. Dazu werden in Kapitel 5 Erläuterungen gemacht. 
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4 Ortsteil Semmichau 

4.1 Ausgangssituation 

4.1.1 Topografie und Siedlungscharakter 

Der zweite untersuchte Modellort, der Ortsteil Semmichau, befindet sich knapp 

einen Kilometer in südwestlicher Richtung von der Ortschaft Göda entfernt und 

liegt in einer Quellmulde (Abbildung 12), dessen Wasser zum „Langen Wasser“ in 

Göda fließt. Die Siedlungsform wird als „erweiterter Rundweiler“ bezeichnet 4. 

 

Abbildung 12: Topografische Lage des OT Semmichau (Quelle: TK 10 Sachsen) 

Die Bebauung setzt sich heute zum großen Teil aus Ein- und Zweifamilienhäusern 

in ein- bis zweistöckiger Bauweise, sowie kleineren Gehöften zusammen. Auf das 

früher ortsprägende, jetzt als Wirtschaft bedeutungslose Rittergut Semmichau 

weist noch ein Herrenhaus hin. Neben neu entstandenen Eigenheimen wird das 

Dorfbild auch in Bereichen seiner Altbausubstanz von renovierten Anwesen und 

                                            

4 http://hov.isgv.de/Semmichau Letzter Zugriff: 21.01.2009 
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Neubauten geprägt. [Krahl, 1999]. Die meisten Wohngrundstücke liegen an der 

parallel zum Semmichauer Wasser verlaufenden Dorfstraße, bzw. südlich des 

Ortsvorfluters, auch teilweise in Hinterlieger-Lage. Nördlich der Siedlung existiert 

in ca. 200 m Entfernung an der Verbindungsstraße zur Bundesstraße 6 noch ein 

Einzelgrundstück.  

Die von Krahl angesprochene historisch Einteilung von Semmichau in ein soge-

nanntes Ober- und Niederdorf sollen im Folgenden zur vereinfachenden Beschrei-

bung der Ortsverhältnisse genutzt werden. Dabei wird der südwestliche Ortsbe-

reich ab dem unbewohnten Grundstück Haus-Nr. 17 (Bereich Feuerlöschteich) als 

Oberdorf bezeichnet und der restliche Ortsbereich als Niederdorf. 

Es gibt derzeit 28 bewohnte Grundstücke mit insgesamt 89 gemeldeten Einwoh-

nern (Gemeindeverwaltung Göda, Stand 2008). Öffentliche Einrichtungen mit ab-

wasserrelevanter Bedeutung, z. B. Schulen oder Kindertagesstätten oder beach-

tenswerte Gewerbebetriebe sind nicht vorhanden. 

Die Tabelle 18 bietet einen Überblick über das prozentuale Auftreten der ver-

schiedenen Grundstücksgrößen. Hieraus wird deutlich, dass es einige sehr kleine 

Grundstücke bis zu 500 m2 gibt. Das Spektrum umfasst aber auch Grundstücks-

größen von weit über 10.000 m2 (Anlage 2.16 Spalte 4). Mehr als die Hälfte der 

Wohngrundstücke befinden sich in einem Größenbereich unter 1.500 m2. 

Tabelle 18: Verteilung der Grundstücksgrößen im OT Semmichau 

Grundstück Anzahl der 
Grundstücke 

Verteilung 

m2 ME Prozent 

<500 5 18,5 

<1000 3 29,6 

<1500 7 55,6 

<2000 3 66,7 

<5000 6 88,9 

<10000 1 92,6 

>10000 2 100,0 
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4.1.2 Entwässerungssituation 

Im Ortsteil Semmichau existiert ein als Gewässer 2. Grades eingestufter Vorfluter, 

das Semmichauer Wasser, sowie zwei kleine Teiche (Lageplan Anlage 1.7). Des 

Weiteren gibt es zwei Teilstücke eines öffentlichen Regenwasserkanals, eines 

sogenannten Bürgermeisterkanals im Sinne der Begriffsbestimmung Kapitel 1.3. 

Das westliche Teilstück sorgt mit einer Länge von rund 240 Metern für die Stra-

ßenentwässerung im Oberdorf und der Entwässerung des am Ortsrand gelegenen 

Grundstückes 90/3 (Haus Nr. 31) und mündet beim Löschteich in den Vorfluter. 

Das zweite Teilstück, mit einer Länge von rund 120 Metern, beginnt im Kreu-

zungsbereich des Ortskernes, verläuft nach wenigen Metern über privaten Grund 

(Flurstücke 12a und 220/1) und mündet schließlich nach einem etwa 50 Meter 

langen Verlauf (als offener Graben) im Semmichauer Wasser. Es entwässert die 

Straße und zum Teil die im Ortskern liegende Häusergruppe Nr. 11a, 12, 13, 13a, 

14 und 15. 

Bei der überwiegenden Mehrheit der Wohngrundstücke wird das Dach- oder das 

auf befestigten Flächen anfallende Regenwasser auf eigenen Grund versickert 

oder man speichert es zur Weiternutzung in Zisternen (Anlage 5.2). 

4.1.3 Bestehende  Abwasserinfrastruktur 

Im Lageplan Anlage 1.7 und in der Anlage 5.2 wird die grundstücksgenaue Dar-

stellung der Bestandsanlagen nach dem Stand 2008 dokumentiert. Von den 

28 bewohnten Grundstücken werden derzeit vier Grundstücke (bei Nr. 29a nur ein 

von zwei Wohneinheiten) von Einzel-Kleinkläranlagen (insgesamt 13 EW) ent-

sorgt, die den geforderten Stand der Technik hinsichtlich einer vollbiologischen 

Abwasseraufbereitung erfüllen und für die Ableitung des Klarwassers eine wasser-

rechtliche Erlaubnis besitzen [Gemeindeverwaltung Göda, 2008]. 

Alle anderen 25 Grundstücke werden derzeit über ältere Mehrkammer-Klärgruben 

entsorgt oder über abflusslose Fäkaliengruben, wobei in diesen Fällen ein Grau-

wasserabfluss in den Vorfluter erfolgt.  

Das anfallende Überlaufwasser der Klär- und Fäkaliengruben wird vom überwie-

genden Teil der Grundstücksnutzer mit Hilfe privater Leitungen oder Gräben dem 

Vorfluter zugeleitet. In einem Fall erfolgt eine Unterflurversickerung auf  privaten 

Grund (Nr. 9). Bei insgesamt sechs Grundstücken erfolgt für die Klar- und Grau-
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wasserabführung eine Mitnutzung der als Bürgermeisterkanal bezeichneten öffent-

lichen Regenwasserleitung (Lageplan 1.7). 

4.2 Variantenaufstellung der technischen Entsorgung slösungen 

4.2.1 Variante 1: Zentrale Entsorgung mit Überleitu ng (öfftl.) 

Die zeichnerische Darstellung der zentralen Schmutzwasserentsorgungsvariante 

erfolgt im Lageplan Anlage 1.8. Die hieraus ermittelten Bedarfsangaben sind in 

den Anlagen 2.8 und 2.9 aufgestellt. 

Aufgrund der örtlichen Höhen- und Gefälleverhältnisse in Semmichau ist es bei 

der planerischen Konzeption notwendig gewesen, das Schmutzwasser des Ober-

dorfes (Haus-Nr. 18 bis 31) zunächst separat zu sammeln. Dies erfolgte mittels 

Freigefällekanälen mit Mindestnennweite DN 200 einschließlich Revisionsschäch-

ten, welche im öffentlichen Straßen- und Wegebereich verlaufen und das 

Schmutzwasser einem Unterflur-Pumpwerk (APW 2, siehe Anlage 1.8) im tiefge-

legenen Bereich am Löschteich zuführen. Über eine Druckleitung wird das ge-

sammelte Wasser dann Richtung asphaltierte Straße und im weiteren Straßenver-

lauf bis zu einem lokalen Höhenpunkt in Nähe des Hauses Nr. 15 b gepumpt. An 

dieser Stelle beginnt erneut ein Freigefällekanal, welcher das Schmutzwasser des 

Oberdorfes aufnimmt und das Schmutzwasser der verbleibenden Dorfbereiche 

sammelt und dem Unterflurpumpwerk APW 1 (Anlage 1.8) zuführt, welches sich 

innerhalb der östlichen Häusergruppe befindet. Das an diesem Pumpwerk zu-

sammengeführte Schmutzwasser soll über eine Druckleitung DN 100 rund 

600 Meter über freies Feld bis zum ersten Kanalschacht in Göda übergeleitet wer-

den, von wo es dann über den Hauptsammelkanal bis zur zentralen Kläranlage 

Dreikretscham fließen kann. 

Alle Grundstücke, einschließlich derer mit bestehenden KKA nach Stand der 

Technik (vgl. Kapitel 2.3.4 Abs. 4), haben einen öffentlichen Hausanschlusskanal 

DN 150 zu erhalten (laut Abwassersatzung Gemeinde Göda, 2008), welcher an 

der privaten Grundstücksgrenze endet. In Fällen von Hinterlieger-Grundstücken 

wurde ein gemeinsamer Anschlusskanal vorgesehen, so zum Beispiel bei den 

Häusern Nummern 20, 20a, 21 und 23. Bei diesen Grundstücken ist, bedingt 

durch ihre Tieflage gegenüber dem öffentlichen Kanal, eine Grundstücksentwäs-

serung mittels privat zu errichtender Hauspumpwerke einschließlich Druckleitung 

vorzusehen. Aus ökonomischen Gründen wird für die genannten Häuser eine ge-
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meinschaftliche Sammeldruckleitung vorgeschlagen. Beim Haus Nr. 7 ist ebenfalls 

eine eigene Hauspumpanlage nötig. 

Prinzipiell nehmen die privaten Grundstücksleitungen mit der regelgerechten 

Nennweite DN 150 zur Verbindung mit dem öffentlichen Anschlusskanal die kür-

zeste Strecke zwischen der vorhandenen Gebäudeinstallation und dem neuen 

öffentlichen Hausanschlusspunkt an der Grundstücksgrenze. Die ermittelten Be-

darfsmengen hierzu sind in Anlage 2.9 aufgeführt. 

Das nördlich außerhalb des Ortskernes gelegene Grundstück Flur-Nr. 209 wird bei 

den zentralen Entsorgungsvarianten (Variante 1 und 2) für eine dauerhafte Einzel-

abwasserentsorgung vorgeschlagen, die dann vom Anschluss- und Benutzungs-

zwang befreit werden muss. Die ordnungsgemäße Schmutzwasserentsorgung 

muss künftig von einer vollbiologischen privaten Einzel-Kleinkläranlage mit Klar-

wasserversickerung auf dem Grundstück übernommen werden. Alle weiter ange-

stellten Untersuchungen basieren auf den vorgenannten planerischen Annahmen. 

4.2.2 Variante 2: Semizentrale Entsorgung mit große n Gruppen-KKA (öfftl.) 

Die zeichnerische Darstellung der entworfenen semizentralen öffentlichen 

Schmutzwasserentsorgung erfolgt im Lageplan Anlage 1.9. Die hieraus ermittelten 

Mengenbedarfsangaben sind in den Anlagen 2.8 und 2.9 zusammengestellt. 

Die Sammlung des Schmutzwassers im Ort findet mit einem ähnlichen öffentlichen 

Kanalnetz und Grundstücksleitungskonzept wie bei Variante 1 beschrieben statt. 

Das Schmutzwasser wird jedoch nicht übergeleitet zur zentralen Kläranlage, son-

dern wird in zwei öffentlichen Gruppen-Kleinkläranlagen behandelt. Die Schmutz-

wasserbehandlung durch diese KKA findet kleinräumig zentralisiert für das süd-

westliche Oberdorf und das nordöstliche Niederdorf statt. Der Standort der KKA 

entspricht im Fall des Oberdorfes dem des Abwasserpumpwerkes APW 2 der Va-

riante 1. Deshalb ist das lokale Freigefällekanalnetz inklusive erforderlicher Haus-

pumpwerke und privater Druckleitung weitgehend identisch. 

Die zweite öffentliche Gruppen-Kleinkläranlage ist im Bereich der östlichen Häu-

sergruppe in unmittelbarer Nähe zum Semmichauer Wasser vorgesehen. Sie ent-

sorgt das Niederdorf. Die Schmutzwassersammlung in diesem Bereich entspricht 

wiederum dem in Variante 1 geplanten Prinzip, mit dem Unterschied, dass auch 

für das Haus Nr. 7 eine Grundstücksentwässerung im freien Gefälle möglich wird. 
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Die Klarwasserableitung bei beiden Gruppenkläranlagen erfolgt jeweils mittels kur-

zer Leitungen zum nahen Vorfluter. 

4.2.3 Variante 3: Semizentrale Entsorgung mit klein en Gruppen-KKA (privat) 

Die zeichnerische Darstellung dieser kleinteiligeren semizentralen Schmutzwas-

serentsorgungsvariante erfolgt im Lageplan Anlage 1.10 und die ermittelten Be-

darfsangaben sind in den Anlagen 2.8 und 2.9 erfasst. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass bereits vier private vollbiologische 

KKA nach Stand der Technik vorhanden sind und entsprechend der Planungs-

grundsätze aus Kapitel 2.3.4, ist bei Variante 3 die Konzeption von sechs kleinen 

privaten Gruppen-Kleinkläranlagen ausreichend. Weitere neun Grundstücke müs-

sen lagebedingt durch grundstückseigene Einzel-KKA entsorgt werden. 

Die Grundstücksleitungen zur Ableitung des behandelten Abwasser sind mindes-

tens vom Ablauf der neuen KKA bis zur Einbindung in bereits vorhandene private 

Revisionsschächte bzw. in den Vorfluter neu zu bauen. Alle derzeit bestehenden 

und privaten Ableitungs- bzw. Versickerungsanlagen sollen soweit wie möglich 

weiter genutzt werden. Mit dieser Annahme wird das Verhalten von privaten Bau-

trägern berücksichtigt, die in der Regel erst grundhafte Neuinvestitionen vorneh-

men, wenn noch nutzbare vorhandene Einrichtungen völlig versagen. 

4.2.4 Variante 4: Dezentrale Entsorgung mit Einzel- KKA (privat) 

Die zeichnerische Darstellung der dezentralen privaten Schmutzwasserentsor-

gungsvariante erfolgt im Lageplan Anlage 1.11. Die hieraus ermittelten Bedarfs-

angaben sind in den Anlagen 2.8 und 2.9 zusammengestellt. 

Unter Beachtung der bereits vorhandenen und wasserrechtlich genehmigten voll-

biologischen KKA sind bei dieser Variante noch 25 grundstückseigene Einzel-

Kleinkläranlagen für die Vollentsorgung des Ortsteiles Semmichau nach dem 

Stand der Technik zu errichten. 

Für die Klarwasserableitung ist, ähnlich Variante 3, aus praktischen und ökonomi-

schen Erwägungen heraus, die Weiternutzung vorhandener privater Ableitungs- 

bzw. Versickerungsanlagen vorgesehen. Lediglich die ersten Meter hinter dem 

Ablauf der KKA bis zur Einbindung in den bestehenden Revisionsschacht bzw. 

Sickerschacht sind neu zu bauen. Nur bei Kläranlagen, deren Überlaufwasser auf 
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kurzem Wege direkt in den Vorfluter geleitet werden kann, wurden die  Klarwas-

serleitungen größtenteils auf ganzer Länge neu geplant. Der im Oberdorf vorhan-

dene Bürgermeisterkanal wird von einer KKA (Haus-Nr. 31) zur Klarwasserablei-

tung mitgenutzt. Das im Niederdorf vorhandene Teilstück eines Bürgermeisterka-

nales wird von insgesamt sechs KKA (Haus-Nr. 11a bis 15) zur Ableitung des an-

fallenden Klarwassers mitgenutzt. 

4.2.5 Angeschlossene Einwohnerwerte 

Wie schon beim Modell-Ort Storcha wurden auch in Semmichau bei der Planung 

der technischen Entsorgungslösungen vorhandene abwassertechnische Anlagen 

(vollbiologische KKA nach dem Stand der Technik) berücksichtigt. Grundstücke, 

welche durch bereits vorhandene vollbiologische KKA nach Stand der Technik 

entsorgt werden, brauchten bei der technischen Planung der Varianten 3 und 4 

keine Berücksichtigung finden, bei den Varianten 1 und 2 mussten sie mit erfasst 

werden (vgl. Kapitel 2.3.4 Abs. 4). Tabelle 19 gibt einen Überblick über die Anzahl 

der Einwohner, die pro Variante neu anzuschließen waren. 

Tabelle 19: Neu angeschlossene Einwohner OT Semmichau 

89 EW gesamt 
Untersuchungsvarianten 

zentral dezentral 

1 Zentrale öfftl. Entsorgung mit Überleitung 87 2 

2 Semizentrale öfftl. Entsorgung (große Gruppen) 87 2 

3 Semizentrale priv. Entsorgung (kleine Gruppen) 0 76 

4 Dezentrale private Entsorgung 0 76 

 

4.3 Dynamische Kostenvergleichsrechung nach KVR - L eitlinie 

4.3.1 Kostenaufstellung 

�������  ���
������������
��

Die Ermittlung der Investitionskosten erfolgte wie beim Modell-Ort Storcha ge-

trennt nach Kosten für die öffentliche Hand und für die einzelnen Grundstücksei-
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gentümer auf der Grundlage der zeichnerisch ermittelten Bedarfsangaben und den 

spezifischen Kostenansätzen mit Tabelle Anlage 2.1. 

In Anlage 2.8 sind die Ergebnisse der Ermittlung der öffentlichen Investitionskos-

ten mit spezifischen Kostenansätzen und den technisch erforderlichen Anlagen 

zusammengestellt. Der technische Aufwand und die daraus folgenden Investiti-

onskosten für jeden einzelnen Grundstückseigentümer sind in Tabelle Anlage 2.9 

aufgestellt. Für alle Entsorgungsvarianten 1 bis 4 war so für den Modell-Ortsteil 

Semmichau die Gesamthöhe der Investitionskosten erfasst und für die wirtschaftli-

chen Vergleichsrechnungen verwendbar. 

Die Zusammenstellung in Tabelle 20 zeigt den Investitionskostenspiegel: 

Tabelle 20: Übersicht der Investitionskosten OT Semmichau 

Variante 1 
Zentrale Entsorgung  

(öfftl.) 

Variante 2 
Semizentrale öfftl. 

Entsorgung 

Variante 3 
Semizentrale private 

Entsorgung 

Variante 4 
Dezentrale private 

Entsorgung 

öffentlich 
privat 

(in Summe) 
öffentlich 

privat 
(in Summe) 

öffentlich 
privat 

(in Summe) 
öffentlich 

privat 
(in Summe) 

[Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] 

384.320 62.320 319.860 59.050   150.670   190.670 

446.640 378.910 150.670 190.670 
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In analoger Vorgehensweise wurde auf Grundlage der technischen Varianten und 

der statistischen Angaben der Kommunalverwaltung für jede Entsorgungsvariante 

der jährlich entstehende Gesamtbetrag an laufenden Kosten berechnet. In 

Tabelle 21 sind die Summen für den gesamten Ort verzeichnet. Die laufenden 

Kosten setzen sich aus den Teilkosten zusammen, die für einzelnen Anlagen/-teile 

unter Berücksichtigung der spezifischen Kostenansätze (Anlage 2.1 Spalte 5) und 

den Aufwandsmengen ermittelt wurden (Anlagen 2.12 und 2.13), sowie unter Be-

rücksichtigung der anteiligen laufenden Kosten bei der Überleitungsvariante 1. 
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Tabelle 21: Übersicht der jährlichen laufenden Kosten OT Semmichau 

Variante 1 
Zentrale Entsorgung  

(öfftl.) 

Variante 2 
Semizentrale öfftl. 

Entsorgung 

Variante 3 
Semizentrale private 

Entsorgung 

Variante 4 
Dezentrale private 

Entsorgung 

öffentlich 
privat 

(in Summe) 
öffentlich 

privat 
(in Summe) 

öffentlich 
privat 

(in Summe) 
öffentlich 

privat 
(in Summe) 

[Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] 

10.686 900 6.582 800   9.400   12.300 

11.586 7.382 9.400 12.300 
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In den tabellarischen Berechnungen der Anlagen 2.10 und 2.11 werden, getrennt 

nach Art des Empfängers (öffentliche Hand, Grundstücksbesitzer), der Rechen-

gang und die Höhe der möglichen staatlichen Fördermittelzuschüsse benannt und 

dazu deren jeweiliger prozentualer Anteil an den Investitionskosten. Der bei Vari-

ante 1 und 2 berücksichtigte private Förderbetrag von 1500 € wurde angesetzt für 

die dauerhaft dezentrale Entsorgung eines außenliegenden Einzelgrundstückes. 

Die Summe der zu erwartenden Fördermittelzuschüsse für alle Varianten im 

Ortsteil Semmichau zeigt folgende Tabelle: 

Tabelle 22: Übersicht Summe der Fördermittelerwartung OT Semmichau 

Variante 1 
Zentrale Entsor-

gung  (öfftl.) 

Variante 2 
Semizentrale öfftl. 

Entsorgung 

Variante 3 
Semizentrale priva-

te Entsorgung 

Variante 4 
Dezentrale private 

Entsorgung 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

öffentlich 
privat 

(in Sum-
me) 

[Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] [Euro] 

13.050 1.500 27.900 1.500   26.400   38.700 

 

4.3.2 Finanzmathemathische Aufbereitung 

Die in den Tabelle 20 und Tabelle 21 dargestellten Ergebnisse der Kostenermitt-

lung sowie die Angaben zur Nutzungsdauer (Anlage 2.1 Spalte 3) wurden der Ba-

sisberechnung zugrunde gelegt und sind in Tabelle 23 zusammengefasst. 
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Tabelle 23: Investitions- und laufende Kosten der Basisberechnung 

  

 Variante 1: 
Zentral 

öfftl. 

 Variante 2: 
Semizentral 

öfftl.  

 Variante 3: 
Semizentrale 

priv.  

 Variante 4: 
Dezental 

priv.  

  ND         

  Jahre Euro Euro Euro Euro 

 Investkosten Kanäle 72 231.600  250.660  0  0 

 Investkosten Grundleitungen 72 31.080  32.970  40.670  33.670 

 Investkosten Druckleitungen 36 95.960  6.080  0  0 

 Investkosten Pumpwerke / 
 KKA / Sickerleitung 

18 88.000  89.200  110.000  157.000 

Investkosten         gesamt    446.640  378.910  150.670  190.670 

 Lfd. Kosten Kanäle   905  982  0  0 

 Lfd. Kosten Druckleitungen   762  0  0  0 

 Lfd. Kosten Pumpwerke/KKA   7.100  6.500  9.400  12.300 

 AW-Behandlungskosten in 
 KA Dreikretscham   2.820  0  0  0 

Laufende Kosten  gesamt    11.587  7.482  9.400  12.300 

 

Die finanzmathematische Aufbereitung für die Basisberechnung wurde mit den in 

folgender Tabelle aufgeführten Eingangsparametern  durchgeführt. 

Tabelle 24: Eingangsparameter der Basisberechnung OT Semmichau 

Untersuchungszeitraum 72 Jahre 

Bezugszeitpunkt 2009 

realer Zinssatz i 3,00% 

Jährliche Baukostensteigerung rlK keine 

Jährliche Betriebskostensteigerung rLK keine 

 

4.3.3 Kostengegenüberstellung Basisberechnung 

Die Projektkostenbarwerte (PKBW) der untersuchten Entsorgungsvarianten wur-

den mittels der beschriebenen Eingangsparameter und den im Kapitel 2.4.3.3 dar-

gestellten Berechnungsgrundlagen ermittelt (Rechengang in Anlage 3.41). Die 

ermittelten Barwerte der Basisberechnung sind für die drei Betrachtungszeiträume 

in der folgenden Tabelle 25 gegenübergestellt.  
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Tabelle 25: Kostengegenüberstellung Basisberechnung (i = 3%) Semmichau 

PKBW 25 PKBW 50 PKBW 72 
Variante 

(nach 25 Jahren) (nach 50 Jahren) (nach 72 Jahren) 

  [Euro] [Euro] [Euro] 

1 700.097 859.934 919.891 

2 561.591 656.690 701.968 

3 378.967 495.097 551.563 

4 497.073 653.537 730.071 

Rot: kostenvorteilhaftester Barwert                                                  (Tabellenauszug aus Anlage 3.61) 

 

Der Vergleich der ermittelten PKBW der Basisberechnung ergibt am Ende des 

Untersuchungszeitraumes von 72 Jahren und nach dem Betrachtungszeitraum 

von 25 bzw. 50 Jahren eine Kostenvorteilhaftigkeit der Variante 3 (Semizentrale 

private Gruppenlösungen). Die Variante 4 (dezentrale Einzel-KKA) nimmt nach 25 

und 50 Jahren den zweiten Rang ein (Tabelle 26), wird aber nach 72 Jahren von 

Variante 2 (Semizentrale öfftl. Gruppen-KKA) ersetzt, welche mit einer 10 %-igen 

Abweichung vom günstigsten Barwert als noch kostenvorteilhaft erscheint. Als 

ungünstigste Entsorgungslösung und in jedem Fall als kostenunvorteilhaft stellt 

sich Variante 1 (Zentrale Entsorgung mit Überleitung) nach allen drei Betrach-

tungszeiträumen dar. 

Tabelle 26: Rangfolge der Kostenvorteilhaftigkeit Basisberechnung 

Reihenfolge der Kosten- 
vorteilhaftigkeit 

Reihenfolge der Kosten- 
vorteilhaftigkeit 

Reihenfolge der Kosten- 
vorteilhaftigkeit 

nach 25 Jahren  nach 50 Jahren  nach 72 Jahren 

vorteilhaft nicht vorteilhaft vorteilhaft nicht vorteilhaft vorteilhaft nicht vorteilhaft 

3 4, 2, 1 3 4, 2, 1 3 2, 4, 1 

(Tabellenauszug aus Anlage 3.62) 

 

Der Vorteil der Variante 3, welcher gegenüber den anderen Entsorgungsvarianten 

in Form von kapitalisierten Kostenersparnissen entsteht, wurde für die drei Be-

trachtungszeiträume in Abbildung 13 grafisch dargestellt. Der größte Kostenvorteil, 

d.h. interne Abstand entsteht gegenüber der Variante 1 und beträgt jeweils über 

300.000 € und erhöht sich noch mit fortschreitender Betrachtungszeit. 

In Abbildung 13 wird eine Tendenz deutlich, wonach sich die Höhe der kapitalisier-

ten Kostenersparnis über die Zeit ändert, abhängig von der Entsorgungsvariante.  
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Kostenvorteil der Variante 3
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Abbildung 13: Kostenersparnisse Variante 3 gegenüber anderen OT Semmichau 

Der Kostenvorteil gegenüber den Varianten 1 und 4 nimmt über die Laufzeit zu. 

Der Kostenvorteil zu Variante 2 wird mit der Zeit geringer, bietet aber nach 72 Jah-

ren immer noch eine deutliche Kostenersparnis in Höhe von ca. 150.000 €. 

 Kostenbarwertentwicklung - Basisberechnung - Ortst eil Semmichau
(89 EW, i = 3%)

0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

600.000

700.000

800.000

900.000

1.000.000

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70

Zeit [Jahre]

P
ro

je
kt

ko
st

en
ba

rw
er

t [
€]

Variante 1 - Zentrale Entsorg.(öfftl.) Variante 2 - Semizentrale Gruppenentsorg.(öfftl.)

Variante 3 - Semizentrale kleine Gruppenentsorg.(priv.) Variante 4 - Dezentrale Einzelentsorgung (private KKA)

 
Abbildung 14: Kostenbarwertentwicklung der Basisberechnung Semmichau 
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Die grafische Darstellung der Barwerte (Abbildung 14) bestätigt nochmals die Kos-

tenvorteilhaftigkeit der Vorzugsvariante 3 zu jedem Zeitpunkt. Der Kostenunter-

schied der Barwerte der Varianten 3 und 4, welcher zu Beginn des Untersu-

chungszeitraumes relativ gering ist, nimmt über die Zeit deutlich zu. Nach ca. 

55 Jahren tritt eine Änderung in der Reihenfolge der Kostenvorteilhhaftigkeit ein 

und Variante 2 nimmt den zweiten Rang hinter der Vorzugsvariante 3 ein 

4.3.4 Empfindlichkeitsprüfung 
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Nach den im Kapitel 2.4.5.2 erläuterten Grundsätzen wurde der Einfluss des Zins-

satzes auf die Projektkostenbarwerte ermittelt und in Abbildung 15, Abbildung 16, 

und Abbildung 17 grafisch dargestellt. Dabei wird, wenn auch nicht in ganz so 

starkem Ausmaß wie beim Modell-Ort Storcha, deutlich, dass die Projektkosten-

barwerte der Varianten 3 und 4, welche sich durch niedrigere Investitionskosten 

und relativ hohe laufende Kosten auszeichnen, stärker vom Zinssatz abhängen, 

als Variante 2, die durch hohe Investitionskosten und geringere laufende Kosten 

(im Vgl. zu Varianten 3 und 4) gekennzeichnet sind. Bei Variante 1 ist dieser Zu-

sammenhang nicht ganz so deutlich erkennbar, da in diesem Fall sowohl die In-

vestitionskosten, als auch die laufenden Kosten verhältnismäßig hoch sind. 
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Abbildung 15: Barwerte mit variierten Zinssätzen nach 25 Jahren Semmichau 
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Barwerte mit veränderten Realzinssätzen (nach 50 Jahr en)
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Abbildung 16: Barwerte mit variierten Zinssätzen nach 50 Jahren Semmichau 

Barwerte mit veränderten Realzinssätzen (nach 72 Jahr en)
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Abbildung 17: Barwerte mit variierten Zinssätzen nach 72 Jahren Semmichau 

Die vorgenannte Abhängigkeit vom Zinssatz ist nach 25 Jahren (Abbildung 15) 

noch nicht ausgeprägt, nimmt aber in den Folgejahren zu (Abbildung 16 und 

Abbildung 17). Dies wirkt sich aber im Gegensatz zur durchgeführten Zinssatzun-

tersuchung in Storcha nicht auf die Kostenvorteilhaftigkeit der Vorzugsvariante 3 
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aus. Variante 3 stellt sich nach allen drei Betrachtungszeiträumen und für alle 

Zinssätze als Vorzugsvariante dar.  

Variante 4, welche sich nach 25 Jahren bei allen Zinssätzen als „zweitbeste“ Lö-

sung darstellt, zeigt sich aufgrund der stärkeren Zinssatzabhängigkeit nach 50 

Jahren bei einem kritischen Zinssatz von 3 % und nach 72 Jahren bei einem kriti-

schen Zinssatz von 3,6 % vorteilhafter als die öffentliche Variante 2. 

Wie im Kapitel 2.4.5.2 erklärt, erfolgte die spezielle Zinssatzuntersuchung als Vor-

stufe zu den weiteren 19 Empfindlichkeitsprüfungen. In diesen werden die Para-

meter dann jeweils mit einem Realzinssatz von 3 % und mit einem Realzinssatz 

von 5 % untersucht, um der unterschiedlichen Abhängigkeit der modellierten Vari-

anten von der Höhe des  Zinssatzes gerecht zu werden. 
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Die Preissteigerungsraten fanden in Form einer jährlichen Baukostensteigerung 

von real 2 % und einer gleichzeitig angenommenen jährlichen Betriebskostenstei-

gerung von real 3 % Eingang in die Sensitivitätsanalyse. 
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In Tabelle 27 sind die im Rahmen der Empfindlichkeitsprüfung veränderten Kos-

tenansätze ausgewählter Anlagen/-teile aufgeführt.  

Tabelle 27: Veränderte Kostenansätze ausgewählter Anlagen/-teile 

 Investitionskosten  Laufende Kosten  

Schmutzwasser-Freispiegelkanäle DN 200 
im nichtprivaten Straßenbereich/Gelände keine Änderung 0,50 €/m*a (-50%) 

Druckleitung im Straßenbereich (DN 80) 100 € (-15%) 0,40 €/m*a (-40%) 

Druckleitung im Gelände (DN 100) keine Änderung 0,70 €/m*a (-30%) 

Mittelgroßes Unterflurpumpwerk ca. 50 EW 21200 € (-15%) keine Änderung 

Hauptpumpwerk (zur SW-Überleitung) 34000 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 4 EW 5100 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 6 EW 5950 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 8 EW 6800 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 10 EW 8500 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 20 EW 15900 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 30 EW 22200 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 40 EW 27400 € (-15%) keine Änderung 

KKA - 50 EW 31450 € (-15%) keine Änderung 

Angabe in Klammer ist die prozentuale Veränderung gegenüber der Basisberechnung 
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Bei den Anlagen/-teilen wurde die Nutzungsdauer (ND) laut Tabelle 28 verändert. 

Tabelle 28: Veränderte Nutzungsdauer ausgewählter Anlagen (-teile) 

Anlagen(-teil) Nutzungsdauer in Jahren 

Hauspumpwerk (private Hebeanlage) 24 (18) 

Mittelgroßes Unterflurpumpwerk bis 50 EW 24 (18) 

Hauptpumpwerk (Überleitung bis 100 EW) 24 (18) 

KKA      4 bis 50 EW 24 (18) 

Sickerleitung DN 100 (Klarwasserversickerung) 24 (18) 

Angaben in Klammer stehen für die in der Basisberechnung zugrunde gelegten Nutzungsdauern 

 

������$  ("�	
�����

�

Die Einbeziehung staatlicher Fördermittel in die Untersuchung nach KVR-Leitlinie 

wird bereits in Kapitel 2.4.5.1 erklärt und gilt auch für die Untersuchungen im Mo-

dell-Ort Semmichau. Die Tabelle 29 zeigt die um den jeweiligen Fördermittelfest-

betrag (Tabelle 22) reduzierten Investitionskosten, wie sie dann als Grundlage für 

die entsprechenden Empfindlichkeitsuntersuchungen dienen. 

Tabelle 29: Investitionskosten mit Fördermittelzuschüssen OT Semmichau 

  Investitionskosten [€] 

Variante 1: 432.794 (-3,1% FM) 

Variante 2: 350.492  (-7,5% FM) 

Variante 3:  124.303  (-17,5% FM) 

Variante 4: 151.964  (-20,3% FM) 

Angaben in Klammern entsprechen dem prozentualen Anteil der Fördermittel an den Investkosten der  
Basisrechnung 
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Wie bereits erläutert, muss der Bevölkerungsrückgang bei den Empfindlichkeits-

prüfungen als Einflussgröße berücksichtigt werden. Das fand nach den im Kapitel 

2.4.5.4 beschriebenen Grundsätzen und Modellannahmen in den Berechnungen 
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Eingang. Daraus folgt für den Ortsteil Semmichau, dass bei einem prognostizier-

ten 10 %-igen Rückgang im Jahr 2020 noch rund 80 Einwohner ansässig sein 

werden. 

Die Widerspiegelung in den Laufenden Kosten bei der Empfindlichkeitsprüfung ist 

in folgender Tabelle aufgeführt. 

Tabelle 30: Laufende Kosten bei Bevölkerungsrückgang OT Semmichau 

  Ausgangswerte [€] jährliche Verringerung 

Variante 1: 11.587  (-103 €/a) 

Variante 2: 7.482  (-65 €/a) 

Variante 3:  9.400  (-94 €/a) 

Variante 4: 12.300  (-123 €/a) 

Klammernwerte = Beträge, um die die laufenden Kosten ab 2010 jährlich reduziert werden bis 2020 
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Zur Prüfung der Belastbarkeit der Basisberechnung wurden insgesamt 19 Emp-

findlichkeitsprüfungen durchgeführt, deren Eingangswerte und Rechengang in den 

Anlagen 3.32 bis 3.39 bzw. Anlagen 3.42 bis 3.60 dargestellt sind. Die zeitliche 

Entwicklung der Projektkostenbarwerte wurde sowohl für die Basisberechnung als 

auch für die Empfindlichkeitsprüfungen grafisch ausgewertet (Anlagen 4.22 bis 

4.40). Die ermittelten Projektkostenbarwerte der Basisberechnung und der Sensi-

tivitätsanalyse wurden jeweils nach einem Zeitraum von 25, 50 bzw. 72 Jahren 

dokumentiert und gegenübergestellt (Anlage 3.61).  

Anschließend wurde die Kostenvorteilhaftigkeit aller vier Untersuchungsvarianten 

anhand der ermittelten PKBW jeweils nach den genannten Zeiträumen beurteilt, 

wobei eine maximale Abweichung von 10 % zum jeweils günstigsten PKBW als 

Limit zugelassen wurde. Für jede Empfindlichkeitsprüfung erfolgte eine Einstufung 

der Varianten nach dem Rang ihrer Kostenvorteilhaftigkeit. In Tabelle 31 sind die 

Resultate der Untersuchungen zusammengefasst. 
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Tabelle 31: Ergebnisse der Empfindlichkeitsprüfungen für Semmichau 

 
(Tabellenauszug Anlage 3.62) 

 

Das Ergebnis der durchgeführten Sensitivitätsanalyse ist, dass sich die in der Ba-

sisberechnung vorteilhafteste Variante 3 (Semizentrale private Gruppenlösungen) 

in allen weiteren 19 durchgeführten Empfindlichkeitsprüfungen - sowohl nach 25 

und 50 Jahren, als auch am Ende des Untersuchungszeitraumes von 72 Jahren -  

als kostengünstigste Variante erweist. Hier zeigt sich eine Analogie zu den Unter-

suchungsergebnissen des Modell-Ortes Storcha. 

Nach 50 Jahren konnte Variante 2 (Semizentrale öffentliche Gruppen) bei einer 

der Empfindlichkeitsprüfungen als kostenvorteilhaft erscheinen. Noch längerfristig, 

nach 72 Jahren, war dies bei vier der Empfindlichkeitsprüfungen der Fall. 
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Zum Einfluss von bestimmten Parametern auf die Empfindlichkeitsprüfungen kön-

nen im Grundsatz die gleichen Feststellungen gemacht werden wie beim Ortsteil 

Storcha: 

Parameter Fördermittel (Empfindlichkeitsprüfungen 2 und 3): Die ausgereichten 

Fördermittel in Form von Festbetragszuschüssen wirken sich nicht auf die Rang-

folge der Kostenvorteilhaftigkeit aus, da die einfließenden Erstinvestitionskosten 

aller Varianten um einen Förderbetrag ähnlicher Größenordnung (Tabelle 22) re-

duziert sind. Die anfallenden Reinvestitionskosten nach Ablauf der jeweiligen Nut-

zungsdauer mussten ohne Förderung berechnet werden, sodass der zeitliche Ver-

lauf der PKBW (Anlagen 4.23, 4.24) dem der Basisberechnung (Abbildung 14) 

entspricht. 

Parameter Bevölkerungsrückgang (Empfindlichkeitsprüfung 4 und 5): Die unter 

Berücksichtigung des bis 2020 prognostizierten Bevölkerungsrückganges durch-

geführten Empfindlichkeitsprüfungen zeigen, dass die Rangfolgeneinstufung der 

Varianten hinsichtlich Kostenvorteilhaftigkeit unverändert bleibt (Tabelle 16). Der 

Verlauf der PKBW über die Zeit entspricht sowohl für den vom Bevölkerungsrück-

gang konkret betroffenen Zeitraum bis 2020 als auch für den restlichen Untersu-

chungszeitraum dem Verlauf der Basisberechnung. Als Gründe hierfür sind die 

weiter in voller Höhe anfallenden Reinvestitionskosten zu nennen. Darüber hinaus 

wirkte sich die aus dem Bevölkerungsrückgang hergeleitete Reduktion der laufen-

den Kosten bei allen Varianten in ähnlichen Dimensionen aus. 

Parameter Preissteigerungsraten (Empfindlichkeitsprüfung 8 und 9): Bei Berück-

sichtigung von Preissteigerungsraten in Form von Bau- und Betriebskostensteige-

rungen stellt sich Variante 3 weiterhin als kostenvorteilhaft nach allen drei Betrach-

tungszeiträumen dar. Nach 72 Jahren wird Variante 2 bei einem Zinssatz von 3 % 

ebenfalls als noch kostenvorteilhaft eingestuft. Lediglich in der Rangfolgeneinstu-

fung der restlichen Varianten ist eine Änderung zu verzeichnen. So zeigt sich Va-

riante 4 bei einem Zinssatz von 3 % nach 25 Jahren und bei einem Zinssatz von 

5 % nach 35 Jahren als kostenunvorteilhafter als Variante 2. Begründet ist dies mit 

der stärkeren Empfindlichkeit der PKBW bei hohen laufenden Kosten. Variante 4 

hat im Vergleich zu Variante 2 höhere laufende Kosten, weshalb sich die Betriebs-

kostensteigerung stärker auf die PKBW auswirken kann. 

Auch in den Empfindlichkeitsprüfungen, in denen die Preissteigerungen mit ande-

ren Parameten kombiniert wurden (Prüfungen 14 bis 19) findet der vorgenannte 

Wechsel in der Rangfolgeneinstufung der Varianten 4 und 2 zugunsten Variante 2 

statt. Die Variante 3 bleibt weiterhin die Vorzugsvariante. 
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Parameter Nutzungsdauer (Empfindlichkeitsprüfungen 10 und 11): Die Erhöhung 

der Nutzdauer der kurzlebigen Anlagen (KKA und Pumpwerke) verringert zwar die 

Häufigkeit der erforderlichen Reinvestitionen und damit die Höhe der Projektkos-

tenbarwerte der betroffenen Varianten, hat aber laut Berechnung keine Änderung 

in der Rangfolge der Kostenvorteilhaftigkeit zur Folge. 

Parameter Kostenansätze (Empfindlichkeitsprüfungen 12 und 13): Die variierten 

Kostenansätze führten zu keiner veränderten Kostenvorteilhaftigkeit der Varianten 

im Vergleich zur Basisberechnung. 

Auch wird bei den, jeweils mit analog variierten Zinssätzen (3 % und 5 %), durch-

geführten Empfindlichkeitsprüfungen ein Trend deutlich, wonach bei niedrigen 

Zinssätzen Alternativen mit hohen Investitionskosten und geringeren laufenden 

Kosten vorteilhafter erscheinen. Dagegen erscheinen bei höheren Zinssätzen die 

Alternativen mit den niedrigen Investitionskosten und hohen laufenden Kosten 

(Varianten 3 und 4) vorteilhaft. 

4.3.5 Ergebnisbeurteilung der dynamischen KVR für d en OT Semmichau 

Bei der Ergebnisschau der dynamischen Kostenvergleichsrechnung für den Mo-

dell-Ort Semmichau ist festzustellen, dass die vom SMUL empfohlene zeitnahe 

Vorteilhaftigkeit innerhalb von 25 Jahren nach der Erstinvestition von der Varian-

te 3 (semizentrale kleine Gruppenlösungen) sowohl durch die Basisberechnung, 

als auch in allen Empfindlichkeitsprüfungen nachweisbar ist. Die Variante 4 (de-

zentrale private Einzelkläranlagen) bleibt zumindest im kurz- bis mittelfristigen Be-

trachtungszeitraum bis 50 Jahre eine weitere, jedoch nur zweitrangige Alternative. 

Der Unterschied der monetären Vorteilhaftigkeit zwischen Vorzugsvariante 3 und 

der Variante 4 liegt, analog zum Modell-Ort Storcha, hauptsächlich in den höheren 

grundstücksbezogenen Investitionskosten für Variante 4 begründet, da bei der 

Erstplanung der Ausbaugröße der Einzel-KKA, unabhängig von der tatsächlich 

vorhandenen Einwohnerzahl,  mindestens vier Personen zugrunde gelegt werden 

müssen und so eine feste Mindestinvestitionshöhe je Grundstück anfällt. Bei Vari-

ante 3 (Gruppen-KKA) kann und muss die tatsächliche Zahl der angeschlossenen 

Einwohnerwerte angesetzt werden, was sich auf die Investitionskosten günstig 

auswirkt. 

Bei mittel- bis langfristiger Betrachtung der Barwertentwicklungen (ab etwa 30 

Jahren), gibt es Verschiebungen innerhalb der Rangfolgeneinstufungen und die 
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Variante 2 stellt sich nach 50 Jahren in knapp der Hälfte der Prüfungen als „zweit-

beste“ Alternative dar. Mit fortschreitendem Untersuchungszeitraum wird dies im-

mer deutlicher, so dass Variante 2 nach 72 Jahren neben der Vorzugsvariante 3 in 

vier Fällen ebenfalls noch als noch kostenvorteilhaft beurteilt werden kann und 

sich zusätzlich in über der Hälfte der Empfindlichkeitsprüfungen kostengünstiger 

als Variante 4 erweist. 

Nur bei der Variante 1 (zentrale Entsorgung des Ortes mit Überleitung) in öffentli-

cher Trägerschaft) muss eine monetäre Nachteiligkeit sowohl nach Basisberech-

nung als auch bei allen Empfindlichkeitsprüfungen über den gesamten Kurz- bis 

Langfristzeitraum festgestellt werden. Hierfür ist wieder der Hauptkostenfaktor, die 

Investitionskosten, verantwortlich: Der Neubau von öffentlichen Schmutzwasser-

kanälen und weiteren aufwendigen Anlagen, wie Pumpwerken und Druckleitun-

gen, führt zu den relativen Kostennachteilen (s.a. Anlage 2.8). 
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4.4 Gesamtkostenaufstellung und -vergleich 

4.4.1 Investitionskostenvergleich 

Die Abbildung 18 zeigt die reinen Erstinvestitionskosten zum heutigen Stand für 

jede Abwasserentsorgungslösung, getrennt nach öffentlicher und privater Bauträ-

gerschaft, ohne mögliche Deckung durch Fördermittel oder Baubeiträge. Es wird 

ein erheblicher finanzieller Mehrkostenaufwand für die Umsetzung der öffentlichen 

Varianten 1 und 2 im Vergleich zu den privaten Varianten deutlich. Der finanzielle 

Aufwand für Variante 1 ist hierbei am größten, bedingt durch das zur Überleitung 

erforderliche kostenintensive Druckleitungssystem mit Ortspumpstation. 

OT Semmichau
Investitionskostenbedarf ohne Berücksichtigung von F ördermitteln und 

privater Anschlussbeitragszahlungen
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Abbildung 18: Vergleich der Erstinvestitionskosten ohne Berücksichtigung von 
Fördermitteln und Anschlussbeiträgen OT Semmichau 

Die Abbildung 19 zeigt aus Sicht des jeweiligen Baukostenträgers die für jede Va-

riante tatsächlich aufzubringenden Erstinvestitionsbeträge. Da öffentliche Entsor-

gungsanlagen zu einem wesentlichen Teil von den anschlusspflichtigen Grund-

stückseigentümern in Form von Baubeiträgen refinanziert werden, muss das als 

Kostenumlage berücksichtigt werden (s.a. Anlage 2.17). Dies bedeutet auch, dass 

die nach Kapitel 2.5.2 ermittelten Anschlussbeiträge (Anlage 2.16) für die Grund-

stückseigentümer als zusätzliche Mehrkosten bei der Realisierung der Varianten 1 

und 2 entstehen. Die Investitionskosten der Kommune reduzierten sich entspre-

chend der Summe der eingeforderten Anschlussbeiträge (Anlage 2.17). Die Kos-
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ten der Erstinvestition wurden bei allen Varianten auch um den jeweils möglichen 

staatlichen Fördermittelfestbetrag (Tabelle 22) reduziert.  

OT Semmichau
Investkostenbedarf nach Erhalt von Fördermitteln un d Berücksichtigung privater 
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Abbildung 19: Selektiver Vergleich der Investitionskosten unter Berücksichtigung 
von Fördermitteln und privater Anschlussbeiträge 

Mit der Auswertung nach Abbildung 19 wird deutlich, dass die Kostenumlage 

durch die Anschlussbeiträge für die Grundstückseigentümer ein teilweise drasti-

sches Ansteigen der Erstkostenbelastung bei den öffentlichen Varianten 1 und 2 

zur Folge hat. Darüber hinaus zeigt sich, dass die ermittelte Summe der An-

schlussbeiträge nicht zur vollen Deckung der Investitionskosten der öffentlichen 

Varianten 1 und 2 ausreicht. 

Die Varianten 3 und 4, welche sich durch einen Investitionsbedarf von nur rund 

28.000 € voneinander unterscheiden, heben sich aber aus Sicht der Grundstücks-

besitzer durch eine deutliche Kostenersparnis mit einer mittleren Gesamtsumme 

von rund 160.000 € von den öffentlichen Entsorgungsvarianten 1 und 2 ab. 

4.4.2 Vergleich der Laufenden Kosten 

In gleicher Weise wie bei den vorgenannten Anschlussbeiträgen, kann die abwas-

serbeseitigungspflichtige Kommune nach SächsKAG und eigener Abwassersat-

zung dauerhafter Abwassergebührenzahlungen einfordern, um die beim Betrieb 
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von öffentlichen Anlagen entstehenden laufenden Kosten auf die Anschlusspflich-

tigen umzulegen und den Bau der Anlagen zu refinanzieren. 

Abbildung 20 stellt die bei jeder Variante anfallenden laufenden Kosten dar, ge-

trennt für Kommune und Grundstückseigentümer auf der Basis der in Anlage 2.17 

Zeile 10 ermittelten Deckungsbeträge. Dies geschieht unter Berücksichtigung der 

obengenannten Abwassergebührenzahlungen (s. a. Anlage 2.16).  
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Abbildung 20: Deckung der Laufenden Kosten durch Abwassergebührenzahlun-
gen OT Semmichau 

In Auswertung von Abbildung 20 stellt sich heraus, dass die hohen laufenden Kos-

ten, die der Kommune bei Realisierung der Variante 1 entstehen würden (Anlage 

2.12), nicht durch die Abwassergebühren in derzeit bestehender Satzungshöhe 

gedeckt werden. Bei Variante 2 entsteht nur eine geringfügige Deckungslücke. 

Für die Grundstückseigentümer fallen nach erfolgter Kostenumlage bei den öffent-

lichen Varianten geringere laufende Kosten (in Form von Abwassergebühren) an 

als im Vergleich zu den jährlichen Aufwendungen, die beim Betrieb privater KKA 

entstehen würden. Als kostenintensivste Alternative ist hierbei Variante 4 zu nen-

nen, deren summarischer Kostenunterschied im Vergleich zu den öffentlichen Va-

rianten 1 und 2 mit rund 5.000 € zu beziffern wäre. 
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4.4.3 Selektive Kostenvergleiche 

Da bei den öffentlichen Abwasserentsorgungslösungen (Variante 1 und 2) die Be-

lastung der Bürger hauptsächlich über satzungsgemäße einmalige Bauanschluss-

beiträge erfolgt, bekommt die kalkulatorische Ermittlung der Beitragsverteilung 

eine zentrale Bedeutung. Die Höhe der Beiträge hängt nach derzeitiger Regelung 

direkt von der Größe des anzuschließenden Grundstückes ab. Deshalb wurden 

alle Grundstücke einer separaten Beitragsermittlung unterzogen. In Auswertung 

der ermittelten einzelnen Anschlussbeiträge (Anlage 2.16) lässt sich die Belas-

tungsverteilung der betroffenen Grundstückseigentümer ermitteln (Tabelle 32). Es 

wird ersichtlich, dass sich der mittlere Beitrag zu einem Wert von 8.539 € errech-

net. Die Verteilung über die Anzahl der Betroffenen zeigt, dass mehr als 50 % der 

Betroffenen unter einem Beitragssatz von 6.925 € liegen. 

Tabelle 32: Auswertung der Anschlussbeiträge OT Semmichau 

Gesamtbeiträge   230.559 EUR 

Anzahl der Grundstücke  27   

Durchschnittlicher Beitrag 8.539 EUR 

min. Beitrag   944 EUR 

max. Beitrag   23.586 EUR 

gewichteter Durchschnitt (ohne Min./Max.) 8.241 EUR 

Beitragshöhe, unter der 50% der  
Grundstücke liegen 6.925 EUR 

 

In einem nächsten Schritt wurde die private einmalige Gesamtkostenbelastung je 

Entsorgungslösung für jedes Grundstück bestimmt. Diese Kosten wurden für Vari-

anten 1 und 2 aus den Anschlussbeiträgen und den Bauinvestitionskosten der 

Grundstücksleitungen und für die Varianten 3 und 4 aus den privaten Bauinvestiti-

onskosten (KKA/ Leitungen/ Hauspumpwerke) abzüglich staatlicher Fördermittel-

zuschüsse ermittelt (Anlage 2.19).  

In Abbildung 21 wurden die Kosten jeder Variante über die konkreten Grund-

stücksgrößen aufgetragen. Dabei erscheint für die Varianten 1 und 2 ein Anstieg 

der Kostenbelastung mit steigender Grundstücksgröße, verursacht durch die linea-

re Abhängigkeit der Höhe der Anschlussbeiträge von der Größe der Grundstücke. 

Im Unterschied dazu steht die Kostenbelastung bei Variante 3 und 4 in keinem 

kausalen Zusammenhang mit der Grundstücksgröße, verdeutlicht durch die annä-

hernd waagerechten Trendlinien. 
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Die leichte Differenz zwischen den Varianten 3 und 4 kann durch die etwas höhe-

ren Investitionskosten der Variante 4 verursacht werden, da unabhängig von der 

tatsächlichen Anzahl der Hausbewohner die grundstücksbezogenen Einzel-KKA 

mit mindestens 4 EW bemessen werden müssen, was eine feste Mindestinvestiti-

on mit sich bringt. Bei Variante 3 entstehen die Investitionskosten für die Gruppen-

KKA abhängig von der Zahl der gemeldeten Einwohner pro Grundstück. Mit stei-

gender Grundstücksgröße steigt die Trendlinie der Variante 3 leicht an und gleicht 

sich der Linie von Variante 4 an. Dies hängt mit den höheren Investitionskosten für 

Grundstücksleitungen zusammen, da diese bei größeren Grundstücken entspre-

chend größere Aufwendungen zur Anbindung an die gemeinsame Gruppen-KKA 

erfordern. 

Private Kostenbelastung der Grundstückseigentümer i n Semmichau je nach Grundstücksgröße
bei baulicher Erstinvestition nach Entsorgungslösun gen Variante 1 bis 4
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Abbildung 21: Private Kostenbelastung der Grundstückseigentümer bei baulicher 

Erstinvestition abhängig von Grundstücksgröße OT Semmichau 

Des Weiteren kann an Hand des Diagrammes Abbildung 21 festgestellt werden, 

dass die öffentlichen Entsorgungsvarianten 1 und 2 aus Sicht der Bürger lediglich 

bis zu Grundstücksgrößen von 400 m2 bzw. 900 m2 kostengünstiger sind, als die 

privaten Entsorgungslösungen. Bei größeren Grundstücken ab ca. 900 m2 anre-

chenbarer Fläche stellen sich die privaten Varianten 3 und 4 eindeutig als kosten-

vorteilhafter dar. 
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4.4.4 Ergebnisbeurteilung der einfachen Kostenvergl eiche für Semmichau 

Wie schon beim Modell-Ort Storcha bestätigen die angestellten selektiven Kosten-

vergleiche die Vorteilhaftigkeit der Entsorgungslösungen 3 und 4 in privater Trä-

gerschaft. Aus kommunaler Sicht entstehen bei Umsetzung dieser Varianten keine 

unmittelbar erforderlichen Investitionskosten, wohingegen die Varianten 1 oder 2, 

trotz Teilumlage der Kosten auf die Bürger, in jedem Fall Deckungslücken bei der 

Finanzierung aufweisen würden (Abbildung 19), die durch den eigenen Haushalt 

oder durch eine länger belastende Fremdfinanzierung einschließlich zusätzlicher 

Finanzierungskosten geschlossen werden müssten. 

Aus Bürgersicht dürfte die Umsetzung der Varianten 3 oder 4, neben der in vielen 

Fällen deutlichen Ersparnis bei den Investkosten, zudem als sozial gerechter emp-

funden werden, da hier die finanzielle Erstbelastung unabhängig von der Größe 

der Grundstücke stattfindet. Im Gegensatz dazu müssen bei Errichtung öffentli-

cher Abwasseranlagen die Eigentümer großer Grundstücke unabhängig von der 

Zahl der gemeldeten Einwohner einen weit größeren Refinanzierungsanteil in 

Form von Anschlussbeiträgen tragen, als die Besitzer kleinerer Grundstücke. Die-

se Problematik wurde bereits bei der Ergebnisbewertung des Modell-Ortes Stor-

cha erläutert. Sie hat ihre Ursachen in den bundesweit ähnlichen gesetzlichen Re-

gelungen über die Erhebung von Kommunalabgaben (z.B. SächsKAG).  

4.5 Zusammenfassung der monetären Untersuchungen OT  Semmichau 

Wie bei dem Modell-Ort Storcha fällt auch hier die Beurteilung der vier modellier-

ten Varianten der Abwasserentsorgung bezüglich ihrer kostenmäßigen Vorteilhaf-

tigkeit zu Gunsten der Semizentralen Abwasserentsorgung mittels kleiner privater 

Gruppen-Kleinkläranlagen (Variante 3) aus. Das zeigen sowohl die Langfristver-

gleiche zwischen den Varianten mit Projektkostenbarwerten nach KVR-Leitlinie, 

als auch weitere angestellte einfache und selektive Kostenvergleiche. 

Auch der Bau von dezentralen Einzel-Kleinkläranlagen, wie Variante 4, wäre so-

wohl im Hinblick auf die Erstbelastung der Bürger als auch im Sinne der vom 

Sächsischen Ministerium für Umwelt und Landwirtschaft empfohlenen zeitnahen 

Wirtschaftlichkeit innerhalb der nächsten 25 Jahre eine vorteilhafte Alternative. 

Die Ergebnisse der hier im Vordergrund stehenden monetären Untersuchungen 

müssen auch im Kontext mit verschiedenen nicht-monetären Kriterien betrachtet 

werden, die kurz in Kapitel 5 angesprochen werden. 
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5 Zusammenfassung und generalisierende Bewertung 

5.1 Verallgemeinerung der monetären Untersuchungser gebnisse 

Die in dieser Untersuchung angestellten wirtschaftlichen Vergleiche an Hand von 

zwei abwassertechnisch noch unerschlossenen Ortsteilen der sächsischen Ge-

meinde Göda erfolgten zwischen annähernd nutzensgleich konzipierten techni-

schen Lösungen zur vollständigen Entsorgung des häuslichen Abwassers nach 

dem Stand der Technik und unter Voraussetzung des Einsatzes konventioneller 

Abwasserbehandlungstechnologien aus der Breitenanwendung. 

Durch die Benutzung von zwei unterschiedlichen Vergleichsmethoden, zum einen 

der dynamischen Kostenvergleichsrechnung nach KVR-Leitlinie für die zeitlich 

determinierte Langzeitbeurteilung, und zum anderen der einfachen Gegenüber-

stellung der Erstinvestitionskosten und voraussichtlichen jährlichen Betriebskos-

ten, konnte die Untersuchungsbreite und damit die Erwartung an die Ergebnisge-

nauigkeit vergrößert werden. Wo es geboten war, wurde die mengenmäßige und 

monetäre Untersuchung bis auf die einzelnen anschlusspflichtigen Grundstücke 

vertieft, zum Beispiel für die Darstellung der variantenspezifischen Kosten für je-

den Grundstückseigentümer.   

Aus dieser Untersuchungsmethodik entstand ein Spektrum von Ergebnissen, wel-

ches es zulässt, sowohl für die Gemeinde Göda, als auch für vergleichbare ländli-

che Siedlungsräume in Sachsen, allgemeine Schlussfolgerungen und Handlungs-

empfehlungen abzuleiten. 

Als Ergebnis aller angestellten Wirtschaftlichkeitsvergleiche kann zusammenfas-

send festgestellt werden, dass sich im Rahmen der durchgeführten Untersuchun-

gen und Empfindlichkeitsprüfungen mit mehrfach variierten Eingangswerten, eine 

übergreifende Tendenz der Vorteilhaftigkeit einer bestimmten Variante der abwas-

sertechnischen Entsorgung hervorhebt:  

Das ist die semizentrale Abwasserentsorgung durch k leine Gruppenkläran-

lagen in privater Trägerschaft.  

Die monetäre Vorteilhaftigkeit dieser Variante der Abwasserentsorgung in den 

kleinen ländlichen Siedlungen entsteht aus mehreren Bedingungen. Erstens aus 

dem Hauptkostenfaktor, den Investitionskosten. Diese sind in der Mehrzahl aller 

Fälle je angeschlossenem Grundstück am geringsten, weil keine kostenintensiven 

Kanalbauten erforderlich werden und weil bei kleinen privaten Gruppen benach-
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barter Wohngrundstücke meist nur geringe Kosten für die Leitungsverbindungen 

entstehen. Zweitens ist das Verhältnis der Investitionskosten für kleine Gruppen-

kläranlagen je angeschlossenem Grundstück gegenüber den anderen Varianten, 

d.h. den großen Gruppenlösungen bzw. den Einzel-Kleinkläranlagen am günstigs-

ten. Nicht zu unterschätzen ist für den Grundstücksbesitzer dabei auch der indivi-

duelle monetäre Vorteil, dass bei Verzicht auf den Bau öffentlicher Abwasseranla-

gen keine - den Bürgern oft abstrakt erscheinende - Anschlussbeiträge eingefor-

dert werden. 

Die angestellten Vergleiche der Projektkostenbarwertentwicklungen über lange 

Zeiträume zeigen auch, dass die Variante der zentralen Abwasserentsorgung mit 

öffentlichem Kanalnetz und Überleitung zur zentralen Kläranlage über Jahrzehnte 

ihre Vorteilhaftigkeit verbessern kann. Das ist durch die allgemein höhere Lebens-

dauer von öffentlichen Schmutzwasserkanalnetzen in Verbindung mit den länge-

ren Reinvestitionszyklen gegenüber allen Kleinkläranlagensystemen zu erklären. 

Allerdings muss eine verallgemeinernde Vorteilhaftigkeit unter realen Rahmenbe-

dingungen unter Vorbehalt gestellt werden. Die wirtschaftliche zentrale Abwasser-

entsorgung von ländlichen Siedlungen setzt immer auch eine bestimmte territoria-

le Nähe zu bereits vorhandenen Kanalnetzen, Hauptsammlern bzw. einen günstig 

gelegenen Standort der zentralen Kläranlage voraus. Bei den beiden untersuchten 

Ortsteilen lag diese Voraussetzung mit einer Entfernung von jeweils maximal 600 

Metern vor und legitimierte so die Einbeziehung der Varianten der zentralen Ent-

sorgungslösung einschließlich Abwasserüberleitung in die wirtschaftlichen Ver-

gleiche. Die Kosten für die Abwasserbehandlung in der vorhandenen zentralen 

Kläranlage wurden dabei einkalkuliert.  

Bei den vergleichenden Untersuchungen wurde aber auch deutlich, dass trotz der 

oben genannten territorialen Nähe zum Hauptsammler, lokale topografische Be-

dingungen eine zentrale Überleitunglösung soweit verteuern können (im speziellen 

Fall war Überleitung nur mit Druckleitungssystem möglich), dass stattdessen die 

Variante der semizentralen öffentlichen Gruppen-KKA ihre Vorteilhaftigkeit über 

lange Zeiträume verbessern kann. 

Beim Neubau von langlebigen öffentlichen Kanalnetzen ist die prognostizierte Be-

völkerungsabnahme zu bedenken. Die bisher bei zentralen Entsorgungslösungen 

errichteten Kanalrohrnetze haben systembedingt meist erhebliche Kapazitätsre-

serven. Sie können jedoch kaum an langfristig sinkende Auslastungsgrade ange-

passt werden. Aus diesen Bedenken heraus hat die sächsische Landesregierung 

die Empfehlung gegeben, dass sich neue abwassertechnische Entsorgungslösun-
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gen in der Zeitspanne der ersten 25 Jahre bei Variantenvergleichen als monetär 

vorteilhaft erweisen sollen. 

Die bei den Modellberechnungen festgestellte gesamtwirtschaftliche Vorteilhaftig-

keit von Gruppen-Kleinkläranlagen durch jeweils wenige private Grundstücksei-

gentümer kann für vergleichbare ländliche Siedlungen in Sachsen unter den der-

zeit gültigen staatlichen Förderbedingungen verallgemeinert werden. Erst wenn 

sich die staatliche Förderpolitik oder relevante Rechtsgrundlagen für die Abwas-

serbeseitigung, zum Beispiel das kommunale Satzungsrecht über die Abwasser-

beseitigung oder die Wassergesetzgebung insgesamt ändern würden, müssten 

die allgemeinen Schlussfolgerungen der vorliegenden Untersuchung überprüft 

werden. 

5.2 Nichtmonetäre Aspekte zur Beurteilung der Entso rgungsvarianten 

Die modellierten unterschiedlichen Varianten zur Abwasserentsorgung mussten 

der Prämisse einer weitestgehenden Nutzensgleichheit unterliegen, d.h. mit ver-

schiedenen technischen Lösungen ist im Endeffekt der gleiche qualitative Nutzen, 

nämlich die vollständige Erfassung und Behandlung des häuslichen Abwassers 

mit dem Ziel der Gewässerreinhaltung zu erreichen. Unterscheiden durften sich 

die Varianten hinsichtlich des Baukostenbedarfes, der Betriebskosten und der fi-

nanztechnischen Langzeitvorteilhaftigkeit. 

Die monetären Faktoren konnten in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung definiert, 

aufbereitet und ausgewertet werden. Dagegen sind die nicht-monetären Aspekte 

der gewählten Entsorgungsvarianten vordergründig nur einer verbalen Beurteilung 

und praktischen Befolgung durch den Entscheidungsträger zugänglich. Diese 

Feststellung gilt im Grundsatz für alle bekannten Nutzwert-Kosten-Analysen 

(NKA), die bezüglich ihrer Nutzwertansätze und Wichtungsformeln stets einer sub-

jektiven Zielstellungen verhaftet bleiben [Institut für Abwasserwirtschaft Halbach, 

2005]. 

Auch bei den als nutzensgleich postulierten Entsorgungsvarianten dieser Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchung müssen wichtige Nebenbedingungen, die nicht durch 

belastbares Zahlenmaterial oder Vorhersagen quantitativ fassbar sind, berücksich-

tigt werden. Die nicht-monetären Faktoren wurden in drei Kategorien geordnet und 

beurteilt: 
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a) Beziehungen zum Gewässerschutz 

Die Anforderungen an die Qualität des in Gewässer eingeleiteten Abwassers rich-

tet sich nach dem Anhang 1 der Abwasserverordnung (AbwV), welche mit der 

5. Änderung auch für Kleinkläranlagen Mindestanforderungen an die Reinigungs-

leistung stellt. Die Anforderungen steigen mit der Größenklasse, d. h. mit der Aus-

baugröße der Kläranlage. Je größer also eine Kläranlage, desto weitergehend 

muss das Abwasser gereinigt werden. Die Abweichung der Mindestanforderungen 

zwischen den Größenklassen (laut Anhang 1 AbwV) kann dabei bis über 

100 Prozent betragen.  

Aus dieser Prämisse heraus kann festgehalten werden, dass die zentrale Abwas-

serentsorgung durch eine mittlere bis große Gemeinschaftskläranlage für mehrere 

ländliche Siedlungen den umfassendsten Schutz der lokalen Gewässer vor Belas-

tungen durch häusliches Schmutzwasser und Restablaufwässer gewährleistet. Die 

Stoffmengen werden hier restlos vom Entstehungsort entfernt und an zentraler 

Stelle nach strengeren Einleitkriterien im Vergleich zu Kleinkläranlagen behandelt.

  

Des Weiteren ist aufgrund des Reife- und Technisierungsgrades einer zentralen 

Kläranlage die vollständige Kontrolle und Einflussnahme auf den Reinigungspro-

zess [Institut für Abwasserwirtschaft Halbach, 2005] möglich, ebenso die perma-

nente Überwachung der Gewässereinleitung. 

Dagegen belasten Ortskläranlagen, die wegen des zugehörigen vollerschließen-

den Kanalnetzes manchmal fälschlich noch zu den zentralen Abwasserentsor-

gungslösungen gezählt werden, bereits ständig den örtlichen Vorfluter. Eventuelle 

Betriebsstörungen oder Minderfunktionen schlagen sich direkt auf die Gewässer-

qualität nieder. Bei mehreren Gruppenkläranlagen bis hin zu vielen Einzelkläran-

lagen in einer Siedlung vermehrt sich die Gewässerbelastung bzw. -gefährdung 

nicht nur durch die Anzahl, sondern noch zusätzlich dadurch, dass die Störungs-

empfindlichkeit umso größer wird, je kleiner die Dimensionierung der Abwasser-

behandlungsanlage ausfällt. 

Somit kann neben dem oben angeführten Unterschied bezüglich der Mindestan-

forderungen an die Reinigungsleistung, als weiterer grundlegender Nachteil jeder 

dezentralen Abwasserbehandlung, eine andauernde Gefährdung der lokalen Ge-

wässerökologie angeführt werden. Auch bei sorgfältigstem Betrieb und vor-

schriftsmäßiger zyklischer Überwachung der Kleinkläranlagen, können durch 

technische Ausfälle (Stromausfall, Steuerungsversagen) und durch subjektive 

menschliche Fehler oder Nachlässigkeiten (Fehlbedienung, Fehleinleitungen 

Haushaltschemie) in der Praxis tage- bis wochenlange Verschlechterungen der 
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Wasserablaufqualität die Folge sein oder gar zu einem zeitweise völligen Versa-

gen der biologischen Reinigungsstufe führen. [eta AG engineering] Viele Klein-

kläranlagen-Systeme haben für diese Fälle, zumindest was die biologische Be-

handlungsstufe betrifft, kein wirksames Puffervermögen und belasten das Grund-

wasser bzw. das Vorflutgewässer im Störfall unverzögert. 

Auf ein noch wenig beachtetes, jedoch wichtig erscheinendes Problem wird von 

Koch und Schlesinger hingewiesen: Der Abbau von pathogenen Keimen und 

menschlichen Arzneimittelausscheidungen kann von den heute im breiten Markt 

verfügbaren Kleinkläranlagen nicht ausreichend bewältigt werden. Untersuchun-

gen von Al Jiroudi bestätigen dies und zeigen, dass die Anzahl der pathogenen 

Keime sowohl von technischen als auch von naturnahen Kleinkläranlagen zwar 

verringert werden kann, jedoch keine gezielte Hygienisierung möglich ist. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die künftig zu erwartende rasante 

Vermehrung des Einsatzes von vollbiologischen Kleinkläranlagen bestimmungs-

gemäß die Gewässerqualität gegenüber dem heutigen Ist-Zustand mit seinen me-

chanischen Kleinkläranlagen oder Sickergruben deutlich verbessert wird. Anderer-

seits bleiben die lokalen Kleingewässer bei einem flächenhaften Einsatz von de-

zentralen KKA - im Gegensatz zu zentralen Lösungen - dauerhaft gefährdet. Als 

Folge daraus könnte die Umweltpolitik in Zukunft gezwungen sein, die Grenzwerte 

für Kleineinleitungen zu verschärfen. Die heute hervortretende Kostenvorteilhaftig-

keit der dezentralen Abwasserbehandlunganlagen für ländliche Siedlungen würde 

sich verringern, wenn höhere technische Anforderungen an die biologisch-

chemische Reinigungleistung verwirklicht werden müssten. 

b) Anpassungsfähigkeit an demografische Veränderungen 

Die Anpassungsfähigkeit der verschiedenen Entsorgungslösungen an demografi-

sche Veränderungen muss differenziert betrachtet werden:  

Dezentrale Lösungen erweisen sich im Hinblick auf eine negative Bevölkerungs-

entwicklung nur dann als flexibel, wenn Wohngrundstücke durch Tod oder Weg-

zug der Nutzer auf einmal leerfallen, und die Anlagen problemlos stillgelegt wer-

den können. Bei einer allmählichen, vereinzelt stattfindenden Abnahme der Anzahl 

der Nutzer von Kleinkläranlagen und einem damit einhergehenden Unterlastbe-

trieb, muss ein Nachlassen der Reinigungsleistung bei der Abwasserbehandlung 

befürchtet werden. Dies kann in Verbindung mit den oft von vornherein vorhande-

nen Überkapazitäten der KKA (bedingt durch die geforderte Mindestbemessung 

von vier EW pro Grundstück) zu erheblichen Störungen des Reinigungsbetriebes 

mit erhöhter Belastung für die Gewässer führen.  
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Ein Unterlastbetrieb kann von größeren Kläranlagen bei zentralen Entsorgungslö-

sungen ausgeglichen werden, durch Umnutzung oder Anpassung von Anlagentei-

len. Unvermeidbar werden aber Betriebsprobleme in den Kanalnetzen, wie ver-

stärkte Ablagerungen, Faulprozesse und erhöhter Unterhaltungsaufwand zuneh-

men [Institut für Abwasserwirtschaft Halbach, 2005]. Alle Entsorgungslösungen mit 

größerem Kanalnetzanteil sind als starre Systeme weniger anpassungsfähig an 

demografische Entwicklungen. Als Fazit bleibt die Feststellung, dass sowohl große 

zentrale und semizentrale, als auch kleine dezentrale Abwasserentsorgungslö-

sungen Anpassungsprobleme haben werden, wenn es tatsächlich zum prognosti-

zierten spürbaren Rückgang der ländlichen Bevölkerung kommen sollte. 

c) Rechtsfragen und kommunalpolitische Aspekte  

Grundrechtliche Probleme bei der Erschließung durch öffentliche Abwasserent-

sorgungsanlagen treten in verdichteten Siedlungsgebieten und Städten nur in ge-

ringem Umfang auf, weil der öffentliche Bauträger in der Regel die Bauwerke auf 

öffentlichen Verkehrsflächen und Nebenflächen plant. Anders verhält es sich in 

ländlichen Siedlungen, wo für zentrale Entsorgungslösungen wegen des geringe-

ren öffentlichen Grundeigentumes nicht selten private Grundstücke für Leitungs-

verlegungen oder bauliche Anlagen beansprucht werden müssen. Hier kommt in 

der Praxis ein Teilflächenerwerb oder die Eintragung von Leitungsrechten im 

Grundbuch in Frage. Bei den öffentlichen (zentralen oder semizentralen) Entsor-

gungslösungen sind die Rechtsverhältnisse durch das Bürgerliche Gesetzbuch, 

die Ortssatzungen und durch das Sächsische Nachbarrechtsgesetz (SächsNRG) 

umfassend geregelt und sicher eingeführt. 

Wenn sich eine oder wenige große Gruppenkläranlagen für einen Ortsteil als mo-

netär vorteilhaft ausweisen, wird die alleinige Bauträgerschaft und Betriebsführung 

durch den öffentlichen Abwasserbeseitigungspflichtigen unzweifelhaft zweckmäßig 

sein. Die Organisationsform gleicht dann der zentralen Abwasserentsorgung. 

Wenn kleine Gruppenentsorgungen und/oder Einzelkläranlagen am wirtschaftlich 

vorteilhaftesten für die Abwasserentsorgung eines Ortsteils erscheinen, wird die 

Errichtung der Anlagen auf privaten Grundstücken durch Einzelpersonen oder 

Gemeinschaften von Personen in Betracht kommen. Auch weil Bauwerkseigentum 

nach bürgerlichem Gesetzbuch grundsätzlich an das Grundstückseigentum ge-

bunden ist, kommt die Gemeinde oder der Abwasserzweckverband als Bauträger 

für die kleinteiligen Abwasserbehandlungsanlagen voraussichtlich nur in Ausnah-

mefällen in Frage. 
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Vor der Planung privater Gemeinschafts-Kleinkläranlagen muss zwingend geklärt 

werden, in welcher Rechtsform die beteiligten Grundstückseigentümer ihre Anlage 

errichten und betreiben. Bei kleinen Gruppen mit wenigen Beteiligten kann ein pri-

vatrechtlicher Vertrag, der von einem fachlich spezialisierten Notar ausgearbeitet 

werden sollte, die dauerhafte Rechtssicherheit innerhalb der Gruppe und gegen-

über Dritten gewährleisten. Als Alternative bieten sich für die Zusammenschlüsse 

auch gesetzliche Rahmenrechtsformen an, wie „Verein“ (ab sieben Mitglieder), 

oder „Gesellschaft“. Die rechtlichen Möglichkeiten sollen hier nicht weiter ausge-

führt werden.  

Des Weiteren sind vor Errichtung einer Gruppen-KKA u. a. die Leitungsführung, 

die Wahl des Grundstücks, auf welchem die Abwasserbehandlungsanlage errich-

tet werden soll und die Betriebskostenumlage zu klären und durch vertragliche 

Vereinbarungen festzuhalten. Es soll aber auf ein praktisches Problem der privat 

in Gemeinschaft errichteten Abwasseranlagen aufmerksam gemacht werden: Das 

Bewusstsein jedes Einzelnen hinsichtlich ordnungsgemäßer Behandlung des Ge-

meinschaftseigentumes, hier vorrangig das Schmutzwassereinleitverhalten betref-

fend, schwindet mit der Zahl der Gemeinschaftsteilnehmer. Bei Betriebsstörungen, 

erhöhtem Unterhaltungsaufwand, steigenden Kosten, Wegzug oder Tod von Mit-

gliedern und vielen anderen alltäglichen Problemen kann der nachbarschaftliche 

Frieden schnell beeinträchtigt sein. Das kann durchschlagen bis zu einer erhöhten 

Belastung des Vorflutgewässers und kann vermehrten Überwachungsbedarf und 

erhöhten Verwaltungsaufwand für die Gemeinde bedeuten.  

Die vorgenannten Probleme und Rechtsfragen entstehen beim Betrieb von einzel-

nen dezentralen Kleinkläranlagen nicht. Der Eigentümer ist investierender Bauherr 

und muss alle Kosten, Pflichten und Aufgaben selbst übernehmen. Den Anlagen-

betrieb kann er in der Durchführung einem Dienstleister übertragen, was fachlich 

und ökologisch zu empfehlen wäre. Die Überwachung des Anlagenbetriebes und 

die Entsorgung der Abwasserrestmengen (Klärschlamm) obliegt grundsätzlich der 

Gemeinde und wird von einem durchführungsbeauftragten Unternehmen wahrge-

nommen. 

5.3 Schlussfolgerungen für die ländliche Infrastruk turplanung 

Die Untersuchungsergebnisse zeigen in Übereinstimmung mit zahlreichen neue-

ren  Veröffentlichungen, dass unter den kurz- bis mittelfristigen gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen (Demografieproblem, Finanznot und Zeitdruck bis 2015) der 

Ausbau zentraler Abwasserentsorgungsnetze in ländlichen Siedlungen nur noch in 

Ausnahmefällen legitim sein wird. Diese Annahme gilt für das Bundesland Sach-
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sen wie für ganz Deutschland. Aus diesen Zwängen heraus wird hauptsächlich die 

kleinteilige dezentrale Abwasserbehandlung mittels Gruppen- und Einzel-

Kleinkläranlagen zur Verbesserung des Anschlussgrades im europäischen ländli-

chen Raum beitragen müssen. Ernstzunehmende Prognosen besagen, dass in 

Europa bis zum Jahr 2015 vermutlich mehrere Millionen von Kleinkläranlagen her-

gestellt und installiert werden. [Dorgeloh] 

Die Kommunalpolitik im ländlichen Raum wird sich darauf einstellen müssen, dass 

die Errichtung von dezentralen und kleinen semizentralen Abwasserentsorgungs-

lösungen sowohl aus Sicht der abwasserbeseitigungspflichtigen Körperschaft, als 

auch für den privaten Grundstückseigentümer künftig regelmäßig die Vorzugslö-

sung darstellen wird. Die öffentliche Hand, d.h. die Kommune kann dabei eigenen 

finanziellen und personellen Aufwand sparen, wenn sie ihre Kontroll- und Überwa-

chungspflichten organisiert bzw. Dritten überträgt. Die Erstbelastung der Grund-

stückseigentümer, besonders bei den im ländlichen Raum oft großflächigen 

Wohngrundstücken, durch Einforderung von Anschlussbeiträgen entfällt bei priva-

ter Bauträgerschaft. Für die privaten Grundstückseigentümer konzentriert sich der 

finanzielle Erstaufwand dann allein auf die Investition für die eigene Einzelkläran-

lage oder eine gemeinschaftliche Gruppen-Kleinkläranlage.  

Eine deutliche Verschiebung der Kostenbelastung findet auch im Bereich der öf-

fentlichen Körperschaft statt, wenn die bisher unerschlossenen ländlichen Gebiete 

in Zukunft von dezentralen privaten Abwasserbehandlungsanlagen entsorgt wer-

den. Damit wird im Rahmen der Entscheidungsfindung das Risiko von  Fehlinves-

titionen bei großen öffentlichen Abwasserentsorgungslösungen und auch das Ge-

bundensein an langfristige Betriebs- und Verwaltungsaufwendungen vermieden. 

Wenn es bei dezentraler Abwasserentsorgung zur Aufgabe von einzelnen Wohn-

grundstücken aus demografischen oder sozialen Gründen kommt, können kleine 

Abwasserbehandlungsanlagen ohne Folgekosten und ohne Abschreibungs-

nachteile stillgelegt werden. 

Abschließend sei noch auf einen Nebeneffekt bei der Wahl dezentraler Abwasser-

beseitigungsanlagen hingewiesen: Da öffentliche Kanalbauten in größerem Um-

fang nur noch selten ausgeführt werden, wird bei der Realisierung von Infrastruk-

turvorhaben in ländlichen Siedlungen der bisher oft genutzte volkswirtschaftliche 

Synergieeffekt beim gemeinsamen Neubau von Versorgungsleitungen, Abwasser-

kanälen und kommunaler Straßenerneuerung nicht mehr erzielbar sein. 
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